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VorWort

Das Verhältnis zwischen der Chemiebranche und den Grünen bzw. der Umwelt-
bewegung war nie konfliktfrei. Das ist noch milde ausgedrückt. Die katastro-
phalen Chemieunfälle der 1970er-Jahre – Bhopal, Sandoz, Seveso – haben die 
Entstehung der grünen Bewegung befördert; die Auseinandersetzungen um die 
grüne Gentechnik, um die europäische Chemikalienverordnung REACH, um 
Klimaschutz und Energiepolitik haben das gespannte Verhältnis zueinander 
geprägt. Aber auf beiden Seiten hat es Bewegung gegeben. 

Die Grünen von heute bekennen sich aus guten Gründen ausdrücklich zum 
«Chemiestandort Deutschland» (siehe das Papier «Die Chemie muss stimmen» 
von Renate Künast, Fritz Kuhn, Jürgen Trittin und Thea Dückert vom Juli 2009). 
Die Chemieindustrie ist in Deutschland ein erheblicher Wirtschaftsfaktor. Sie 
gibt über 290.000 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern (ohne pharmazeuti-
sche Chemie) Lohn und Brot. Aber nicht nur deswegen wollen die Grünen eine 
leistungsfähige Chemieindustrie in Deutschland halten und ihre Wettbewerbs-
fähigkeit stärken. Die Innovationskraft der Chemiebranche ist wichtig, um die 
großen Probleme unserer Zeit wie den Klimawandel und die Ressourcenkrise zu 
lösen. Chemie kann z.B. helfen, Gebäude zu dämmen, Solarstrom zu erzeugen, 
saubere Autos zu bauen und die Materialeffizienz zu steigern. 

Umgekehrt haben die meisten Chemieunternehmen verstanden, dass 
Ökologie und Ökonomie unter einen Hut gebracht werden müssen, wenn die 
Branche eine Zukunft haben will. Ökologie ist keine Konzession an den Zeitgeist, 
sondern ein hartes betriebs- und volkswirtschaftliches Thema: es geht um 
Kosten, Risikomanagement, die künftige Ressourcenbasis und Zukunftsmärkte. 
Ein grüner Strukturwandel eröffnet neue Geschäftsfelder, die die Wettbe-
werbsfähigkeit von morgen sichern: Biokraftstoffe der zweiten Generation (aus 
Abfallstoffen, Stroh, Zellulose etc.), intelligente Fassaden (Wärmedämmung, 
Kühlung, integrierte Solarzellen), neue Werkstoffe auf Basis nachwachsender 
Rohstoffe (bspw. Verpackungsmaterialien, Biokunststoffe) oder Batterietechnik 
für Elek troantriebe sind nur einige der vielen Beispiele, die zeigen, dass Klima- 
und Ressourcenschutz neue Marktchancen für die Chemiebranche geben. Auch 
betriebswirtschaftlich ist die Senkung des Energieumsatzes und Materialver-
brauchs in der Chemieindustrie angesichts der Verknappung und Verteuerung 
vieler Ressourcen zwingend. Besonders interessant erscheinen uns die Poten-
ziale der Biochemie, die mit bakteriellen und enzymatischen Verfahren arbeitet, 
die bei geringem Energieeinsatz ablaufen können.

Das heißt nicht, dass zwischen Chemieindustrie und grüner Bewegung jetzt 
die große Harmonie ausgebrochen wäre. Ob es um Zulassungsverfahren für neue V

or
w

or
t
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Chemikalien und Arzneistoffe geht oder um die Energiepolitik, die Ausgestaltung 
des CO2-Zertifikatesystems oder die grüne Gentechnik – Differenzen gibt es trotz 
der Annäherungen der letzten Jahre immer noch genug. 

Vor diesem Hintergrund hat die Heinrich-Böll-Stiftung eine Studie in Auftrag 
gegeben, die aufzeigen soll, welche Veränderungen die Chemiebranche in der 
Bundesrepublik vollziehen muss, um den Umwelt- und Klimaschutzzielen 
gerecht zu werden und gleichzeitig ihre Produktion wettbewerbsfähig zu halten. 
Die Studie «Going Green: Chemie – Handlungsfelder für eine ressourceneffiziente 
Chemieindustrie» unterbreitet zahlreiche Vorschläge, wie die Transformation zu 
einer nachhaltigen Chemie gelingen kann. Dabei haben wir uns auf die Grund-
stoffchemie beschränkt. Zudem erheben die vorgestellten Handlungsfelder nicht 
den Anspruch auf Vollständigkeit. Wir wollten mit den Handlungsempfehlungen 
jedoch politische Initiativen in Gang setzen, die zentrale Transformationspro-
zesse anstoßen können. 

So wollen wir z.B. durch die Einrichtung einer europäischen Negativ- und 
Positivliste von gefährlichen bzw. weniger gefährlichen Stoffen dazu beitragen, 
weniger riskante Chemikalien nachzufragen – und so einen stofflichen Substitu-
tionsprozess in Richtung einer «gesundheits- und umweltverträglichen Chemie» 
anstoßen. 

Angesichts von Klimawandel und schrumpfenden Erdölreserven müssen 
jetzt die politischen Weichen gestellt werden, um einen Wechsel der chemischen 
Rohstoffbasis von Erdöl zu Biomasse, den sogenannten «feedstock change», zu 
realisieren. Die stoffliche Nutzung der Biomasse ist die effizienteste Nutzung 
dieses knappen Gutes. Dabei dürfen die Fehler aus dem Bereich «Biotreibstoffe» 
nicht wiederholt werden: Lebensmittel gehören zuallererst auf den Teller, eine 
Kaskadennutzung der Biomasse muss vorrangig sein, und Nachhaltigkeitsanfor-
derungen müssen auch für die stofflich genutzte Biomasse gelten. 

Substanzielle Fortschritte bei der Chemikaliensicherheit und beim Klima-
schutz werden wir nur über Neuentwicklungen, insbesondere durch Sprung-
innovationen, erreichen. Daher schlagen wir «Innovationsräume» für solche 
Technologien vor, die große Potenziale im Bereich Ressourcen- und Klimaschutz 
aufweisen (z.B. weiße Biotechnologie, effizientere Synthesewege, Speichertech-
nologien). 

Wir hoffen, wir konnten mit dieser Auswahl an Vorschlägen Ihr Interesse für 
unsere Studie wecken. Wir haben sie schon im Vorfeld mit Vertreterinnen und 
Vertretern der Industrie, den Umweltverbänden und der Politik diskutiert und 
wünschen uns auch mit der fertigen Studie eine konstruktive Auseinanderset-
zung über eine «grüne Chemie der Zukunft». 

Berlin, im Oktober 2011

Ralf Fücks  Dorothee Landgrebe
Vorstand der Heinrich-Böll-Stiftung Ökologiereferentin der Stiftung
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kurzfaSSunG der Studie

die Chemische industrie: Schlüsselbranche für den Standort deutschland 
und die umwelt! 

Die Chemische Industrie ist ein wichtiger Faktor in der deutschen Wirtschaft. 
Die Branche beschäftigt in Deutschland über 400.000 Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer und gehört zu den größten Chemieproduzenten in der Welt. Für 
viele Menschen steht die Chemische Industrie aber auch für Umweltverschmut-
zung, hohe Risiken und Treibhausgasemissionen. Doch zugleich brauchen wir 
die Innovationskraft der Chemiebranche, um die großen Probleme unserer 
Zeit wie den Klimawandel und die Ressourcenkrise zu lösen. Denn chemische 
Erzeugnisse können z.B. helfen, Gebäude zu dämmen, Solarstrom zu erzeugen 
und saubere Autos, Busse und Bahnen zu bauen. 

Wie aber kann es der Chemiebranche gelingen, Ökologie und Ökonomie 
unter einen Hut zu bringen? Die Studie «Going Green: Chemie – Handlungsfelder 
für eine ressourceneffiziente Chemieindustrie» beschreibt, welche Verände-
rungen die Chemiebranche in der Europäischen Union bzw. der Bundesrepublik 
Deutschland durchlaufen muss, um den Umwelt- und Klimaschutzzielen gerecht 
zu werden und gleichzeitig die Produktion wettbewerbsfähig zu halten. 

Wie die graue Chemie grün wird: Sieben handlungsfelder für eine 
ressourceneffiziente Chemieindustrie

1. Dreifach-Dividende durch Ressourceneffizienz!

Die Chemieindustrie ist eine ressourcenintensive Branche, sie zählt u.a. zu den 
Branchen mit dem höchsten Stromverbrauch und basiert überwiegend auf 
Erdöl als stofflicher Grundlage. Die Ressourceneffizienz der Chemiebranche 
muss gesteigert werden, denn diese bringt eine dreifache Dividende: Sie senkt 
die Abhängigkeit von Rohstoffimporten; sie stärkt die Wettbewerbsfähigkeit 
der deutschen Industrie; sie entlastet die Umwelt und das Klima. Es gibt keinen 
anderen Ansatz, wie Ökologie und Ökonomie zusammen gehen, der so greifbar 
und anerkannt ist. Daher sollen politische und unternehmerische Entschei-
dungen im Bereich der Chemischen Industrie stärker auf mehr Ressourcenef-
fizienz ausgerichtet sein. Dafür bedarf es zweierlei: Transparenz und ein preisli-
cher Anreiz. 
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Vorschläge:
  Mehr Informationen für die Lieferkette und den Verbraucher: der Steckbrief 

Ressourceneffizienz setzt voraus, dass deutlich wird, wie hoch der Ressour-
cenverbrauch für die Produktion einer Chemikalie ist. Daher sollten der 
Ressourcenverbrauch für die Herstellung mengenmäßig wichtiger Chemi-
kalien für jede Firma ermittelt und in Form eines Steckbriefs kommuniziert 
werden. Dieser Steckbrief kann in der Lieferkette Kaufentscheidungen beein-
flussen und im Rahmen der Berichterstattung zum nachhaltigen Wirtschaften 
einbezogen werden. Dies setzt allerdings voraus, dass die Ermittlung der 
Ressourceneffizienz von Produkten und Dienstleistungen methodisch 
verbindlich festgelegt wird. 

  Ressourcenabbau muss eine Preis haben: die Förderabgabe 
Zur Unterstützung einer ressourceneffizienteren Entwicklung sollte es eine 
bergrechtliche Förderabgabe auf abgebaute bzw. importierte Rohstoffe 
geben. Dadurch setzt man nicht nur einen preislichen Anreiz für einen effizi-
enten Umgang mit Rohstoffen, sondern generiert schon bei vergleichsweise 
niedriger Abgabe höhere Finanzbeträge, die zweckgebunden für die Förde-
rung der Ressourceneffizienz ausgegeben werden müssen. 

2. Gefährliche Chemikalien substituieren! 

Hersteller und Verbraucher müssen Produkte entwickeln bzw. nutzen, die sicher 
sind. Dazu bedarf es der Transparenz über die Gefährlichkeit der Stoffe, aber 
auch über weniger gefährliche chemische Ersatzstoffe, sprich: Substitute. 

Bisher sind weder für Produktentwickler noch für den Verbraucher die 
Alternativen zu einer gefährlichen Chemikalie klar. Öffentlich zugängliche 
Datenbanken können Transparenz schaffen und verbessern die Marktchancen 
für die europäischen Chemieunternehmen, die die Entwicklung von weniger 
gefährlichen Substanzen vorantreiben. Die damit ausgelöste Transformation zu 
«besseren» (besser gesundheits- und umweltverträglichen) Produkten stärkt die 
Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Chemieunternehmen. 

Vorschläge:
  Die Substitution von gefährlichen Stoffen soll durch europäische Daten-

banken vorangetrieben werden.
  Das Ergebnis der Sicherheitsprüfung im Rahmen von REACH – die Gefähr-

lichkeit eines Stoffes – soll für alle durch die Veröffentlichung im Internet 
transparent werden. Hierfür ist es erforderlich, die Einspruchsrechte der 
Industrie gegen Datenveröffentlichungen aufzuheben. 

  Des Weiteren ist erforderlich, dass die Bearbeitungskapazitäten in den 
zuständigen Behörden deutlich gesteigert werden, damit die Negativlisten 
über besonders gefährliche Chemikalien schnellstmöglich komplettiert 
werden. Zudem soll über einen zusätzlichen Qualitätssicherungsprozess 
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erreicht werden, dass die Qualität der von der Industrie eingereichten Daten 
verbessert wird.

  Eine Positivliste soll Auskunft über Chemikalien geben, die eine geringere 
Gefährlichkeit aufweisen oder die gänzlich ungefährlich sind. Die Positivliste 
ist eine Fundgrube für Produktentwickler. 

  Eine Haushaltsproduktedatenbank (HPDB) soll dem Verbraucher ermögli-
chen, sich über die Zusammensetzung der Produkte und deren Gefährlich-
keit zu informieren. Sie kann mit den Barcodes auf der Produktverpackung 
kombiniert werden, so dass die Gefährlichkeit eines Produktes, mittels 
Smartphones abgefragt, zur Kaufentscheidung herangezogen werden kann. 

3. Weg vom Öl mit einem «feedstock change» in der Chemiebranche! 

Rund 15% des heutigen Erdölverbrauchs geht als Rohstoff in die Herstellung 
organischer Chemikalien. Fällt Erdöl als Primärrohstoff aus, gibt es bisher keine 
Alternativen zur Nutzung nachwachsender Rohstoffe. Vielen Menschen ist nicht 
bewusst, wie viele Produkte mittlerweile auf Erdöl als Grundstoff basieren, ob 
Textilien, Medikamente oder beinahe sämtliche Kunststoffprodukte. Noch 
weniger bekannt ist allerdings, dass es für die meisten dieser Produkte bereits 
Alternativen auf Basis nachwachsender Rohstoffe (Biomasse) gibt.

Neben der Abhängigkeit von dem immer knapper werdenden Öl bzw. von Öl, 
das mit immer riskanteren Verfahren gewonnen werden muss, ist dies auch aus 
Klimaschutzgründen ein Problem. Denn Erdölprodukte speichern Kohlenstoff, 
der am Ende des Produktlebens im Rahmen der Abfallentsorgung als Treibhaus-
gasemission wieder in die Umwelt gelangt. Trotz dieser eindeutigen Nachteile 
bleibt das Verhältnis der eingesetzten Biomasse zu fossilen Stoffen in der chemi-
schen Produktion seit Jahren konstant bei nur rund eins zu zehn. 

Notwendig ist ein mittel- bis langfristiger Wechsel der chemischen Rohstoff-
basis von Erdöl zu Biomasse: ein «feedstock change». Nur so kann man die Klima-
ziele erreichen und die Abhängigkeit vom Öl verringern. 

Biomasse ist das «Öl des 21. Jahrhunderts». Der Wettlauf zwischen Strom, 
Tank, Teller oder Tüte ist in vollem Gange und birgt fast ebenso viele Konflikte 
und Fallstricke wie der Wettlauf um den Rohstoff des 20. Jahrhundert, das fossile 
Öl. 

Deswegen müssen jetzt politisch die Weichen gestellt werden, wie die 
Biomassepotenziale der Zukunft eingesetzt werden sollen. Zu allererst gehört 
Biomasse auf den Teller, das heißt: Biomasse muss nach dem Grundsatz «food 
first» vorrangig zur Lebensmittelproduktion eingesetzt werden. An zweiter 
Stelle sollte allerdings die stoffliche Nutzung der Biomasse beispielsweise in der 
Chemischen Industrie zum Einsatz kommen,1 denn dies wäre die effizienteste 

1 Mittelfristig – bis 2050 – werden Biokraftstoffe insbesondere im Güter- und Luftverkehr 
alternativlos sein. Langfristig sollte eine energetische Nutzung von Biomasse nur noch am 
Ende einer Kaskadennutzung nach der stofflichen Nutzung erfolgen.
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Verwendung des knappen Gutes Biomasse. Und im Unterschied zum Strom- 
und Wärmebereich, der u.a. auf Sonne und Wind zurückgreifen kann, ist für die 
Chemische Industrie alternativ zur Biomasse keine weitere regenerative Kohlen-
stoffquelle bekannt.

Vorschläge: 
  Staatliche Subventionen müssen die Richtung weisen! Die bisherige staat-

liche Förderung ist kontraproduktiv: Daher muss das bisherige Fördersystem 
umgebaut und die Benachteiligung der stofflichen Nutzung von Biomasse 
gegenüber Erdöl bzw. Erdgas beendet werden. Die stoffliche Nutzung von 
fossilem Kohlenstoff darf nicht länger gegenüber der energetischen Nutzung 
steuerlich mit jährlich rund 1,7 Milliarden Euro begünstigt werden. Ebenso 
kritisch zu sehen: Die Bundesregierung fördert bisher die Nutzung von 
Biomasse vorrangig im Energiebereich (Wärme und Strom). Die eingenom-
menen Gelder aus der Subventionsstreichung sollten eingesetzt werden, um 
beispielsweise im Rahmen eines Zehn-Jahres-Programms den «feedstock 
change» finanziell zu fördern. Die Gelder könnten in die Forschung, in Inves-
titionszuschüsse für Pilotanlagen, in die Sicherstellung der Nachhaltigkeit 
und in die Entwicklungshilfe zum Aufbau vorbildlicher Agrarstrukturen 
gelenkt werden.

  Nichts geht verloren – Kaskadennutzung privilegieren!  Dabei sollte immer 
darauf geachtet werden, dass die staatliche Förderung die Kaskadennutzung 
der Biomasse privilegiert: erst eine stoffliche Nutzung, dann eine Wiederver-
wendung oder Re- bzw. Upcycling und am Ende des stofflichen Lebenszy-
klus für die Rest- und Abfallstoffe eine energetische Nutzung. Nur so kann die 
Biomasse so effizient wie möglich eingesetzt werden. Erreicht werden kann 
dies durch eine verstärkte Förderung von «Bioraffinerien». Der Sammelbe-
griff «Bioraffinerie» steht für Anlagen, die Lebensmittel, Futtermittel, Chemi-
kalien, Werkstoffe, Biokraftstoffe und Energieprodukte durch chemisch-
physikalische Umwandlungs- und Trennprozesse unter möglichst vollstän-
diger Ausnutzung der Biomasse erzeugen.

  Nachhaltigkeit sicherstellen! Doch die Fehler der Vergangenheit dürfen dabei 
nicht wiederholt werden. So gibt es für die Biomasse, die von der Chemi-
schen Industrie eingesetzt wird, bisher keine bindenden Nachhaltigkeitsan-
forderungen. Die Nachhaltigkeitsanforderungen der Erneuerbare-Energien-
Richtlinie bzw. der Biokraftstoff-Richtlinie der EU müssen auf die stofflich 
genutzte Biomasse ausgedehnt werden. 

4. Einsparungen an Treibhausgasemissionen konkret festlegen!

Die Chemische Industrie ist für etwa zehn Prozent des Strombedarfs in der 
Bundesrepublik verantwortlich. Obwohl es gelungen ist, die Emissionen pro 
Produkteinheit in den letzten Jahren zu senken, sind die prozessbedingten 
Emissionen der deutschen Chemieindustrie seit 1999 um 21% gestiegen. Dies 
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wird mit der Steigerung der Produktion erklärt. Weitere Verbesserungen sind 
daher erforderlich, um die Ressourceneffizienz der Industrie zu steigern. 

Vorschlag: 
Die Steigerung der Ressourceneffizienz der Chemieindustrie ist nur über 
einen ambitionierten Emissionshandel erreichbar. Allerdings sind die von der 
EU-Kommission kürzlich festgelegten Benchmarks2 für die Zuteilung kosten-
loser Emissionszertifikate in der dritten Handelsperiode für die Chemiebranche 
recht komfortabel ausgefallen. Die Benchmarks werden daher in Deutschland 
wahrscheinlich zu keinen großen Investitionen in die Energieeffizienz der 
Chemieanlagen führen. Aktuell läuft eine politische Diskussion, ob die EU ihre 
Zielfestlegung für die Treibhausgasreduzierung verbindlich und unabhängig von 
den internationalen Verhandlungen auf 30% für das Jahr 2020 verschärft. Daher 
der Vorschlag: Es sollte eine unkonditionierte Festsetzung des EU-Einsparziels 
auf 30% erfolgen. Im Rahmen der hieraus resultierenden Verschärfungen für das 
EU-Emissionshandelssystems werden sich dann auch die erforderlichen Einspa-
rungen für die Chemische Industrie ergeben.

5. Wider die Gießkanne – Wirtschaftsförderung nach grünen Zielen 
strukturieren!

Die vielen verschiedenen staatlichen Wirtschaftsförderungstöpfe – von der EU 
über den Bund bis hin zu den Ländern und Gemeinden – sollten konsequenter 
an den Zielen Wettbewerbsfähigkeit und Ressourceneffizienz ausgerichtet 
werden. Folgende Schwerpunkte könnten im Bereich der Chemischen Industrie 
umgesetzt werden: Förderung der Ressourceneffizienz, neue ressourcenscho-
nende Geschäftsmodelle wie das Chemie-Leasing, Ökodesign im Chemiesektor 
sowie die Kaskadennutzung der Biomasse. 

6. Innovationsräume für mehr Ressourcenschutz eröffnen!

Substanzielle Fortschritte bei der Ressourceneffizienz werden nur über Neuent-
wicklungen (Innovationen) erreicht werden können. Um die sehr ambitionierten 
Klimaschutzziele bis 2050 auch im Chemiesektor erreichen zu können, sind 
insbesondere im Kernbereich der Branche, der chemischen Synthese, Sprungin-
novationen erforderlich, um die Ressourceneffizienz deutlich zu steigern. Aus 
Umweltschutzsicht ist es daher notwendig, dass derartige Innovationen tatsäch-
lich verwirklicht werden. 

Das Planen und die Realisierung von Innovationen sind schwierig und 
bergen das Risiko des Scheiterns in sich. Dennoch würden ohne eine deutliche 

2 Die Vergabe orientiert sich an der besten verfügbaren Technik: Einem Chemiewerk etwa 
werden nicht mehr danach Zertifikate zugeteilt, wie viel CO2 es bisher ausgestoßen hat, 
sondern gemessen an dem Maßstab, wie hoch der Ausstoß eines modernen und effizi-
enten Chemiewerks der gleichen Größenordnung ist (genauer: der besten 10%). 
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Intensivierung der Forschung und Entwicklung auf diesen strategischen Feldern 
überhaupt keine Erfolge eintreten. Deswegen müssen auch hier klare Schwer-
punkte gesetzt und die mit neuen Technologien verbundenen Risiken frühzeitig 
mit allen Stakeholdern im intensiven Dialog erfasst und reduziert werden. 

Ein adäquater Innovationsraum wäre gekennzeichnet durch:
  die Konzentration der Forschungsförderung auf ein Feld, was für die Ressour-

ceneffizienz von herausragender strategischer Bedeutung ist;
  die intensive, auch finanzielle Beteiligung der Wirtschaft an der Entwick-

lung;
  die langfristige, stufenweise Planung bis zur Praxisreife;
  gesellschaftliche Dialoge zur Konkretisierung des Vorsorgeprinzips;
  eine Verfahrenssicherheit mittels verbindlichen Ausbauzielen, Schiedsver-

fahren und Sanktionsmechanismen.

Auf folgenden Feldern könnte die Eröffnung von Innovationsräumen sinnvoll 
sein: 
  weiße Biotechnologie3;
  Nanotechnologie; 
  CO2 als Chemiebaustein; 
  Reaktionsenergie aus der Sonne; 
  effizientere Synthesewege; 
  Vermeidung von gefährlichen bzw. toxischen Substanzen; 
  effiziente Energiespeicher. 

7. Neue Kunststoffe, die endlich sind – Product Stewardship!

Heute stellen Kunststoffabfälle aus dem Konsumbereich (hauptsächlich Verpa-
ckungskunststoffe) ein großes Problem dar. Gerade in Entwicklungs- und Schwel-
lenländern ist die Vermüllung der Landschaft erschreckend; in den Meeren zirku-
lieren diese Abfälle in großen Strudeln. Für dieses Problem ist insbesondere die 
sehr hohe Persistenz der heutigen Kunststoffe über Jahrzehnte und Jahrhunderte 
verantwortlich, obwohl diese hohe Persistenz im Verpackungsbereich gar nicht 
nötig wäre.

Neue wissenschaftliche Erkenntnisse zeigen, dass die Verpackungen im Meer 
über die Jahre zerkleinert werden und sich als sogenannte Mikroplastik-Partikel 
mit Schadstoffen anreichern, von Meeresorganismen aufgenommen und in 
der Nahrungskette akkumuliert werden. In welchem Umfang die Mikroplastik-
Partikel bereits in unserer Nahrung angekommen sind, wird gegenwärtig unter-
sucht.

Die Spitze dieses Problems ist noch lange nicht erreicht, weil man sehr genau 
beobachten kann, wie mit dem steigenden Einkommen in den Entwicklungslän-
dern auch der Kunststoffkonsum und infolgedessen auch das Aufkommen an 

3 D. i. der Einsatz biotechnologischer Methoden für industrielle Produktionsverfahren.
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Kunststoffmüll zunimmt. Somit wird sich der Eintrag der Kunststofffrachten in 
die Umwelt in den nächsten Jahren stetig erhöhen. 

Eine Lösung über die Verbesserung der abfallwirtschaftlichen Bedingungen 
in den genannten Ländern wird von vielen Seiten gefordert und ist auch prioritär. 
Es besteht allerdings zu befürchten, dass diese Lösungsstrategie allein nicht 
ausreichen wird. 

Vorschlag: 
Es sollte im Rahmen einer europaweiten Regelung festgelegt werden, dass 
zukünftig nur noch Kunststoffe im Verpackungsbereich zum Einsatz kommen, die 
nach wenigen Jahren in der Umwelt abgebaut sind. Hierfür sind detaillierte Anfor-
derungen an den vollständigen Abbau zu entwickeln. Diese neuen Werkstoffe 
müssen im Rahmen eines Zulassungsverfahrens die festgelegten Anforderungen 
erfüllen und dürfen erst anschließend auf den Markt.

Um einer Wegwerfkultur nicht Vorschub zu leisten und eine Verringerung des 
Kunststoffabfalls im Blick zu behalten, sollten weiterhin die getrennte Sammlung 
und Sortierung der Verpackungsabfälle erfolgen und für die stoffliche Verwertung 
chemische Recyclingverfahren aufgebaut werden. 

ein Chancenkorridor für den Wandel

Diese angeführten sieben Handlungsfelder berühren alle ökologisch relevanten 
Bereiche der Chemischen Industrie. Neue Herausforderungen stellt die Ressour-
censchutzpolitik und mit ihr der Klimaschutz. Die Chemische Industrie zeigt 
hier zwei Gesichter: Einerseits ist sie als Rohstoff- und Energieverbraucher ein 
wesentlicher Emittent und damit Problemverursacher; andererseits ist sie mit 
einer Vielzahl ihrer Produkte schon heute ein wichtiger Teil der Problemlö-
sung. Die Studie stellt die Frage, ob diese in Deutschland wichtige, ökonomisch 
leistungsfähige Industrie tatsächlich auch das Potenzial zur Problemlösung hat 
und ob angesichts der Größe der zukünftigen ökologischen Herausforderungen 
diese Chemiebranche nicht als Chance begriffen werden kann und muss, an der 
Lieferung der erforderlichen Lösungen mitzuwirken und hierbei auch noch Geld 
zu verdienen. Die Antwort lautet: ja.
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Going Green: Chemie – handlungs - 
felder für eine ressourceneffiziente 
Chemieindustrie

1 einleitung

Die Heinrich-Böll-Stiftung hat die BZL Kommunikation und Projektsteuerung 
mit der Erarbeitung einer Studie beauftragt, in der die positiven Entwicklungs-
perspektiven für den Wirtschaftssektor «Chemische Industrie» dargestellt werden 
– und zwar für den Fall, dass sich Politik und Industrie endlich auf einen ökologi-
schen Chancenkorridor verständigen. 

Diese Studie ist eine Positionsbestimmung für zukünftige regulatorische 
Vorhaben auf dem Feld der Chemiepolitik. Die Studie steht nicht isoliert dar, 
sie basiert auf vielen wissenschaftlichen Diskussionen und Vorarbeiten. Hinzu 
kamen viele Gespräche mit Vertreterinnen und Vertretern von Nichtregierungsor-
ganisationen (NGOs), der Chemischen Industrie und einzelnen Unternehmen.

Die Chemische Industrie ist ein Wirtschaftssektor mit hoher internationaler 
Vernetzung. Gleichwohl konzentriert sich die Studie schwerpunktmäßig auf den 
deutschen bzw. europäischen Wirtschaftsraum. 

2 Going Green – neue herausforderungen für Ökologie und Ökonomie

Die Chemische Industrie wird im Rahmen ökologischer Diskussionen gemeinhin 
als einer der herausragenden Problemverursacher gesehen. Dieses Urteil ist histo-
risch gewachsen, und es gab viele bedenkliche Ereignisse, die diese Einschätzung 
immer wieder erneuert bzw. erhärtet haben.

Ist dieses Urteil heute noch berechtigt, in einer Zeit, in der die Chemische 
Industrie insbesondere in den westlichen Ländern an einer Verbesserung ihres 
Images gearbeitet hat und die großen Katastrophen, wie sie in der Vergangenheit 
auftraten – man denke nur an Seveso, Bhopal, Sandoz –, selten geworden sind? 
Mit dieser Frage wird sich Kapitel 3 dieser Studie auseinandersetzen.

Vielleicht noch spannender ist die Frage, ob man sich die in Deutschland 
existierende und ökonomisch leistungsfähige Industriebranche auch als positive 
Möglichkeit der Problemlösung vorstellen kann. Kann es einen Korridor geben, 
in dem ökonomische und ökologische Chancen zusammengehen, vielleicht sich 
sogar gegenseitig bedingen? 
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Die Diskussion über einen Chancenkorridor klingt akademisch, sie ist 
angesichts der globalen Herausforderungen, die unser heutiger Ressourcen-
verbrauch nach sich zieht, eine Notwendigkeit geworden. Wie groß die Heraus-
forderung ist, soll ein schlichtes Beispiel verdeutlichen: Wir verbrauchen heute 
jährlich eine Erdölmenge, deren Bildung aus Sonnenlicht und Biomasse auf 
unserer Erde einige Millionen Jahre gedauert hat. An diesem Verbrauch ist neben 
dem Mobilitätssektor auch die Chemische Industrie nicht unwesentlich beteiligt. 
Andererseits brauchen wir Stoffe und Chemikalien, um eben diesen Ressourcen-
raubbau zu beenden. 

Wir werden uns als Gesellschaft im Bereich dieser Industrie auf etwas 
einlassen müssen, was wir in anderen Branchen wie der IT-Industrie tagtäg-
lich vorgeführt bekommen: Neuentwicklungen, Innovationen, vielleicht sogar 
Sprung innovationen. Hiervon wird Kapitel 4 handeln. 

In Kapitel 5 wird ein Fazit aus diesen Untersuchungen und Betrachtungen 
gezogen.

3 die Chemische industrie in deutschland – Status quo und 
entwicklungen

Diese Untersuchung ist schwerpunktmäßig eine ökologische Betrachtung. Daher 
werden die ökologischen Aspekte besonders detailliert untersucht. Die ökonomi-
schen und sozialen Aspekte werden in dem Umfang herangezogen, wie sie zum 
Verständnis der Branche von Bedeutung sind.

3.1 Was macht die Branche?

Über die Chemische Industrie als Branche sind bereits viele Bücher geschrieben 
worden. Aber was macht die Branche eigentlich wirklich? Es werden Stoffe 
(zumeist chemische Verbindungen) erzeugt bzw. umgewandelt, um sie am Ende 
häufig in einer längeren Kette von Produktionsschritten zu dem zu «formen», 
was wir dann als Produkt kaufen können. Chemisch kann man die Branche in 
Unternehmen unterteilen, deren Produkte rein anorganisch sind (beispielsweise 
Düngemittel), oder die organisch sind (Kohlenstoffverbindungen). Zu letzteren 
gehören die sogenannten Kunststoffe, Plastik oder Polymere wie Polyethylen. Die 
Chemische Industrie stellt anorganische Grundchemikalien wie Chlor, Schwe-
felsäure, Natronlauge oder Ammoniak her, oft in Mengen von Millionen von 
Tonnen jährlich. Die Chemische Industrie produziert aber auch viele komplexe 
Stoffe, unter anderem pharmazeutische Wirkstoffe (Arzneistoffe) und sogenannte 
Schädlingsbekämpfungsmittel4 (Pestizide). Auch die Herstellung von Compu-
tern, Kraft- und Schmierstoffen für die Automobilindustrie und vielen anderen 

4 Chemikalien, die gegen lästige oder schädliche Lebewesen vorbeugen oder diese töten, 
abwehren oder in ihrer Vermehrung hemmen, siehe http://www.epa.gov/pesticides/
about/index.htm. Ob eine Pflanze oder ein Tier als lästig oder schädlich gilt, wird in der 
Regel aus der Interessenlage des Menschen heraus definiert.
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technischen Produkten gehört zum Portfolio der Branche. Die folgende Abbil-
dung gibt ein sehr vereinfachtes Schema der Produktion organischer Chemika-
lien wieder, zum besseren Verständnis dieser Untersuchung.

Abbildung 1: Schematische Übersicht der Produktion organischer Chemikalien

Man erkennt in Abb. 1 die Rohstoffbasis Erdöl und Erdgas, die Umwandlung 
zu wenigen wichtigen Basischemikalien und den Aufbau eines Synthesebaumes, 
aus dem dann letztlich die allermeisten Chemikalien synthetisiert werden 
können. Die Chemikalien werden anschließend zu Produkten verarbeitet; diese 
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werden genutzt und ganz am Ende dann zu Abfall und über den Abfallpfad zu 
Kohlendioxid. Zum Verständnis dieses Ablaufes ist es wichtig festzuhalten, dass 
es sich bei dem Weg – energetisch (genauer: thermodynamisch) betrachtet – vom 
Erdöl/Erdgas über das Produkt und das Kohlendioxid um einen „Abstieg“ handelt 
(unter Freisetzung von Wärmeenergie). Nur unter Zufuhr von externer Energie 
lässt sich dieser Prozess in die andere Richtung nach „oben“ umdrehen. Daher 
hat die Branche im Kern nur zwei Bedingungen, um die gewünschten organi-
schen Produkte zu erzeugen:
  die entsprechenden Rohstoffe;
  die entsprechende Energie.

Es ist also nicht verwunderlich, dass die Branche ökologisch relevant ist, wenn 
man zusätzlich noch die Höhe des Stoffumsatzes mit einbezieht.

Nach eigenen Angaben verwendet die Chemische Industrie rund 18,5 Mio. t 
fossiler Rohstoffe stofflich, hauptsächlich Erdöl (immerhin 15% des gesamten 
Verbrauchs in Deutschland), so die Bundesregierung. Der Stromverbrauch 
liegt bei etwa 10% des Gesamtverbrauchs in Deutschland. Amtliche Daten zum 
gesamten Energieverbrauch sind der Bundesregierung nicht bekannt (BUNDES-
REGIERUNG 2011).

3.2 Ökonomische Bedeutung

Mit einem weltweiten Umsatz von rund 3 Billionen US-Dollar bietet die Chemi-
sche Industrie auf der Welt Arbeit für 7 Millionen Menschen und unterstützt die 
Beschäftigung von weiteren rund 20 Millionen (DESA 2011). 

Die europäische Chemieindustrie weist einen Umsatz von 537 Milliarden 
Euro auf und ist mit rund 1,2 Millionen Beschäftigten eine der größten Indus-
triebranchen in der EU. Im europäischen Vergleich ist wiederum die deutsche 
Branche mit Abstand führend. Rund ein Viertel des europäischen Umsatzes der 
Branche wird in Deutschland erzielt (VCI 2009a).

Absolut liegt der Umsatz der Chemieindustrie in Deutschland bei über 100 
Milliarden Euro, die Zahl der Beschäftigten liegt bei über 400.000. Zusätzliche 
380.000 Arbeitsplätze entstehen, so der Verband der Chemischen Industrie VCI, 
durch die Nachfrage der Chemieunternehmen bei Zulieferern (VCI 2010).

Die Chemische Industrie ist in Deutschland die viertgrößte Industriebranche, 
am Umsatz des Verarbeitenden Gewerbes beträgt ihr Anteil 10,7%. Nur der Kraft-
fahrzeugbau (21,7%), der Maschinenbau (12,5%) und die Ernährungsbranche 
(10,8%) liegen davor.
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abbildung 2: anteile wichtiger Branchen am umsatz des Verarbeitenden Gewerbes in 
deutschland 

(Quelle: VCI 2010) 

Weltweit ist die deutsche Chemische Industrie auf Platz 4 und nimmt daher auch 
international eine herausragende Stellung ein. Seit Jahrzehnten werden inner-
halb der Branche, aber auch in der Politik die wirtschaftlichen Zukunftschancen 
der Chemischen Industrie diskutiert. Wie dargestellt, basiert die Branche auf 
Rohstoffen wie Erdöl oder Erdgas. Da das Vorkommen bzw. die Fördermenge 
dieser Rohstoffe in Deutschland bei weitem den Bedarf nicht deckt,5 muss ein 
Großteil der benötigten Mengen aus den bekannten Erdöl- bzw. Erdgasförder-
ländern herantransportiert werden. Daher wurde mit Sorge gesehen, wie einige 
dieser Länder sozusagen in Nachbarschaft ihrer Rohstoffquellen zunehmend 
ihre eigene Chemische Industrie aufgebaut haben und den Weltmarkt beliefern.

Aus diesem Grund unterliegt gerade die Produktion von Massenchemikalien 
wie Kunststoffe einem erheblichen Wettbewerbsdruck am Weltmarkt. Aber bis 
heute konnte sich diese Produktion in Deutschland halten. Dies ist auch deshalb 
gelungen, weil an den Produktionsstandorten in effiziente Technologien inves-
tiert wurde. 

Die Erzeugung der vielfältigen Spezialchemikalien setzt eine hohe Qualifi-
kation und Innovationskraft in den Unternehmen voraus. Hier sind die Wettbe-
werbschancen am Standort Deutschland schon deutlich günstiger einzu-
schätzen. Dieser Markt ist wissens basiert, er wird durch Forschung geschaffen. 
Die deutschen Unternehmen mit ihren hohen Forschungskapazitäten sind hier 
sehr gut aufgestellt.

Und die Zukunft des Marktes an chemischen Dienstleistungen und neuen 
entsprechenden Geschäftsmodellen beginnt erst. Hier zeigen die Erfahrungen 

5 Nach Angaben des Wirtschaftsverbands Erdöl- und Erdgasgewinnung e.V. werden 
rund 14% des deutschen Bedarfs an Erdgas (13 Mrd. m³) bzw. knapp 3% an Erdöl (2,5 
Mio. t) von inländischen Quellen gedeckt, siehe http://www.erdoel-erdgas.de/article/
articleview/7/1/59/.

 Auto Maschinenbau Ernährung Chemie Elektro Metall- 
      erzeugnisse
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mit dem US-amerikanischen IT-Markt, dass auch Hochlohnländer auf diesem 
Feld kaum zu schlagen sind, wenn sie überzeugende Produkte anbieten – wobei 
man die beiden Branchen natürlich nicht schematisch vergleichen kann.

3.3 Ressourceneffizienz in der Chemischen Industrie

Was im englischen Sprachraum als «Green Production» oder «Green Economy» 
bezeichnet wird, wird im deutschen Sprachgebrauch eher technisch umschrieben. 
Die wohl treffendste deutsche Entsprechung ist der Begriff Ressourceneffizienz.

3.3.1 Unterschiedliche Definitionen
Ebenso wie Green Production ist Ressourceneffizienz als Begriff an unterschiedli-
chen Stellen fachlich definiert worden. So formuliert etwa der VDI: «Die Schonung 
natürlicher Ressourcen und die Minderung von Umweltbelastungen sind in ihrer 
zeitlichen und räumlichen Bedeutung ganzheitlich zu betrachten. D.h. auch bei 
der Analyse von einzelnen Produkten oder Betrieben bis hin zu ganzen Volkswirt-
schaften sind die indirekten Effekte, die an anderer Stelle bzw. zu einem anderen 
Zeitpunkt auftreten, möglichst zu berücksichtigen. Dies umfasst den effektiven 
und effizienten Einsatz von Ressourcen entlang der gesamten Wertschöpfungs-
kette von Produkten und Dienstleistungen.» (VDI 4597) 

Die Bundesregierung dem entgegen hat mit dem Begriff Rohstoffproduk-
tivität gearbeitet. Man legte fest, dass die Rohstoffproduktivität bis zum Jahr 
2020 – bezogen auf 1994 – verdoppelt werden soll. Die fachliche Definition der 
Rohstoffproduktivität ist umstritten. 

Das Umweltbundesamt hat additiv die relevanten Teilbereiche der natürli-
chen Ressourcen identifiziert (UBA, o. J.):
  Rohstoffe;
  Energieressourcen;
  Wasser als Ressource;
  Fläche (und Boden);
  biologische Vielfalt;
  Senkenfunktion der Natur (Umweltmedien, Ökosysteme). 

Es gibt also eine ganze Reihe von Ansatzpunkten, um Ressourceneffizienz 
zu definieren. Was aber fehlt, ist eine einheitliche, anerkannte Methodik, um 
Ressourceneffizienz zu quantifizieren. Diese wird aber erforderlich sein, will man 
einer Branche im Rahmen von politischen Programmen Zielvorgaben machen. 
Gegenwärtig läuft im Verein Deutscher Ingenieure die Arbeit an mehreren Richt-
linien, um dieses Defizit zu beseitigen.

Ressourceneffizienz sollte u.E. auf drei Säulen gestellt werden (VDI 4597):
  Energieeffizienz;
  Materialeffizienz (inkl. Fläche);
  Inanspruchnahme von Umweltsenken (inkl. Biodiversität).
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Alle drei Säulen zusammen ergeben erst das Gesamtbild, nach dem eine Branche, 
eine Anlage oder ein Produkt als ressourceneffizient bezeichnet werden kann. 
Dabei stellen diese Säulen die Beurteilungskriterien dar, die Arbeitsmethode 
wird die bekannte und bewährte Ökobilanz/LCA in ihrer normierten Form sein 
(DIN EN ISO 14040/DIN EN ISO 14044).

Schwierig zu vermitteln ist, dass das Thema Klimaschutz – genauer: die 
Freisetzung von Treibhausgasen – nur ein Unterthema der Inanspruchnahme 
von Umweltsenken darstellt. Und zwar deshalb, weil Klimaschutz in der öffentli-
chen Wahrnehmung in Deutschland eine sehr hohe Bedeutung hat. Klimaschutz 
ist sicherlich das mit Abstand wichtigste Unterkriterium der Ressourceneffizienz. 
Aber es ist nur ein Kriterium, und es kann in Einzelfällen auch im Konflikt mit 
anderen Kriterien stehen. Wir wissen dies aus der Diskussion um Biomasse für 
Kraftstoffe oder die Maisfelder für die Energieerzeugung in Deutschland. Natur-
schutz, Flächeninanspruchnahme etc. können als Kriterium so wichtig werden, 
dass ein Gesamtergebnis anders ausfällt, als wenn nur der Klimaschutz als Krite-
rium herangezogen würde.

Daher ist es richtig, dass mit dem skizzierten Ansatz der Ressourceneffizienz 
ein Rahmen für eine umfassendere Bewertung gefunden wurde. Allerdings liegt 
derzeit nur die Hülle einer Methode vor, die durch methodische Feinarbeit und 
durch ein Anerkennungsverfahren erst noch zu einer verfügbaren Methode 
gemacht werden muss. Aktuell ist daher ein Bewertungs- bzw. Methodendefizit 
zu konstatieren. 

Im Folgenden wird für die Chemische Industrie der Status quo für die drei 
Säulen der Ressourceneffizienz dargestellt.

3.3.2 Energieeffizienz
Die Energieeffizienz kann methodisch über den KEA (kumulierter Energieauf-
wand) ermittelt werden (VDI 4600). Vielfältige Studien zeigen sehr deutlich, 
dass die Chemiebranche in Deutschland, und hier insbesondere die großen 
Unternehmen, eine hohe Energieeffizienz erreicht haben. Dies ist primär dem 
Umstand geschuldet, dass die Optimierung der Energieverbräuche Kostenvor-
teile bringt. Der Verband der Chemischen Industrie VCI weist darauf hin, dass die 
Produktion in den letzten zehn Jahren um 57% gestiegen, der Energieeinsatz in 
dieser Zeit aber um knapp 19% gesunken sei.

Da die jeweiligen chemischen Reaktionen in ihrem Energiebedarf thermody-
namisch klar definiert sind, ist der politische Spielraum zur Effizienzsteigerung 
begrenzt. Es wird kontrovers diskutiert, ob, nachdem in den avancierten Unter-
nehmen die sogenannten «low hanging fruits» geerntet sind (s.o.), der verblei-
bende Spielraum oberhalb von 10% liegt oder darunter. 

Weitergehende Optimierungen sind zwar möglich, sie gehen in der Regel 
auch mit einer Reduzierung der Treibhausgasemissionen einher, aber sie rechnen 
sich nicht mehr so deutlich bzw. nur noch über längere Zeiträume, und sie sind 
häufig auch von den ökonomischen oder regulatorischen Rahmenbedingungen 
abhängig (Ölpreis, Emissionshandel, Immissionsschutz).
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Daher wird die zukünftige Entwicklung maßgeblich von den Rahmenbedin-
gungen der Branche in Deutschland abhängen. Und die Energieeffizienz wird 
auch davon abhängen, ob in einzelnen Syntheseverfahren innovative Sprünge 
erreicht werden können. So hat sich beim größten Energieverbraucher der 
Branche, der Ammoniaksynthese für die Düngemittelproduktion, in den letzten 
Jahrzehnten kaum etwas getan, obwohl man theoretisch und praktisch Möglich-
keiten der Effizienzsteigerung sieht; diese sind aber noch nicht praxisreif.

3.3.3 Materialeffizienz
Der Materialaufwand der Chemischen Industrie ist im Wesentlichen im Verbrauch 
des organischen «feedstocks» (Ausgangsmaterial bzw. Rohstoff) zu sehen. Auch 
hier kann man zunächst konstatieren, dass die Branche in den letzen Jahren 
allein aus ökonomischen Gründen Effizienzgewinne realisieren konnte. Aber 
es ist auch im Rahmen von Vergleichsbetrachtungen auffällig, dass die unter-
schiedlichen Produktionsstätten in ihrer Materialeffizienz größere Unterschiede 
aufweisen. In welchem Umfang hier effizientere Verfahren Fortschritte bringen 
werden, ist schwer vorauszusagen.

Neben der rein quantitativen Materialeffizienz (erzeugte Produkteinheiten 
pro eingesetzter Materialmenge) spielt auch die Kritikalität einzelner Materialien 
bzw. Rohstoffe eine zunehmend große Rolle. Gerade die Chemische Industrie ist 
vielfältig von der Verfügbarkeit potenziell kritischer Rohstoffe abhängig, ja, die 
Abhängigkeit der Branche von kritischen Rohstoffen dürfte gestiegen sein. 

Versorgungssicherheit
Für das Verständnis der Versorgungssicherheit ist die Kritikalität der Versorgung 
mit dem jeweiligen Rohstoff bzw. der jeweiligen Ressource von Bedeutung. Die 
Versorgung mit Erdöl erfolgt aus wenigen Ländern, die wiederum in der Regel 
als politisch nicht stabil einzuschätzen sind. Dieses Risiko versucht man seitens 
der Chemischen Industrie durch eine Diversifikation der Rohstoffversorgung zu 
mindern, was am Beispiel der BASF und ihrem Engagement auf dem Erdgas-
sektor gut zu beobachten ist. Die Versorgung ist insoweit gelungen, denn Liefer-
ausfälle sind bisher ausgeblieben. Ob dies aber auch in Zukunft gelingt, wird man 
abwarten müssen. Eine sukzessive Umstellung der organischen Rohstoffbasis auf 
Biomasse (siehe unten) hätte den Vorteil, die Versorgung auf eine deutlich siche-
rere und breitere Basis stellen zu können.

Im Zusammenhang mit einer Kritikalitäts-Analyse ist die Endlichkeit der 
Erdölvorkommen anzusprechen. Die prinzipielle Endlichkeit dieses Rohstoffes 
ist in der Fachwelt nicht kontrovers, gestritten wird darüber, wann das Förderma-
ximum der globalen Reserven erreicht sein wird bzw. ob es nicht bereits erreicht 
wurde. Abbildung 3 zeigt eine Abschätzung, nach der wir gerade jetzt dieses 
Maximum erreicht haben. Ob dies zutrifft, werden die nächsten Jahre zeigen.

Kritiker dieser Peak oil-Berechnungen weisen darauf hin, dass mit einer 
Verknappung bei gleichbleibendem Bedarf auch die Bereitschaft steigt, in neue 
Erschließungsprojekte zu investieren. Und dies scheint in der Tat zunehmend 
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der Fall zu sein, denn in vielen Regionen der Welt kann man beobachten, wie 
sich die Förderfirmen an neue Felder heranwagen. Die Kehrseite der Medaille ist, 
dass diese Projekte immer riskanter werden (Stichwort: Tiefseebohrungen) und/
oder mit höheren Umweltbelastungen verbunden sind (Stichwort: Teersande 
(PIEPRZYK 2009) oder auch Erdgas-Fracking (ZITTEL 2010)). Zusätzlich ist 
die Exploration dieser sogenannten unkonventionellen Erdölvorkommen mit 
Kostensteigerungen verbunden, was den Erdölpreis in den nächsten Jahren 
weiter in die Höhe treiben dürfte. Auch hier würde eine sukzessive Umsteuerung 
auf Biomasse die Branche aus einer Mithaftung nehmen.

abbildung 3: Vorhersage für die globale Ölproduktion 

Die weltweite Förderung von Rohöl und NGL (nach EIA Monthly). Die Schätzung ergibt sich aus 15 Modellen, die 
die Spitze der Förderung vor dem Jahr 2020 sehen. Rund 95% der Vorhersagen sehen die Produktionsspitze zwi-
schen den Jahren 2008 und 2010 erreicht und zwar bei 77,5 bis 85,0 mbpd.

anmerkungen:
* mbpd= Million of barrels per day Millionen Fässer am Tag (1 Barrel = 159 l)
* Gb= Billion of barrels (109) Milliarden Fässer
* Tb= Trillion of barrels (1012) Billionen Fässer
* NGPL= Natural Gas Plant Liquids Kohlenwasserstoffe wie Propan oder Ethan
* CO= Crude Oil + lease condensate Rohöl und Kondensate
* NGL= Natural Gas Liquids (lease condensate + NGPL) Kondensat und flüssige Anteile der Erdgasproduktion
* URR= Ultimate Recoverable Resource die bekannte und erwartete förderwürdige Öl- bzw.  
 Gasmenge
(Quelle: THE OIL DRUM 2009)
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Die Chemische Industrie verteidigt allerdings weiterhin ihre Erdölbasis: Man 
sperre sich nicht grundsätzlich gegen einen Technologiewandel bei der Rohstoff-
versorgung hin zu mehr Biomassenutzung ( «feedstock change»), aber zunächst 
sollte man damit beginnen, das Öl nicht mehr zu verbrennen – so eine verein-
fachte, aber weit verbreitete Argumentation in der Branche.6 

Der Anteil der stofflichen Biomassenutzung lag 2008 in Deutschland bei circa 
13% des organischen «feedstocks» (2,7 Mio. t, im Wesentlichen Pflanzenöle und 
Fette). Die Hauptprodukte aus diesen Rohstoffen sind Tenside und Kunststoffe 
(Polymere).7 Zwar hat sich die Menge an eingesetzter Biomasse in den letzten 
zehn Jahren stetig erhöht, aufgrund der gleichzeitig gestiegenen chemischen 
Produktion ist das Verhältnis Biomasse zu fossiler Masse aber in etwa konstant 
bei 10 bis 13% geblieben. Der Importanteil der biobasierten Rohstoffe liegt bei 
60% (HÖHN 2011b).

Als weiteres Argument gegen Biomasse werden u.a. die Konkurrenz zur 
Produktion von Nahrungsmitteln oder der Naturschutz angeführt (siehe unten). 

Insgesamt wird die Kritikalität der Rohstoffversorgung in der Branche 
durchaus erkannt. Es werden aber aktuell nur die Bemühungen der Diversifizie-
rung auf dem fossilen Sektor verstärkt. Dabei hätte eine verstärkte Nutzung von 
Biomasse auch Klimaschutzvorteile (siehe Kapitel 3.5).

3.3.4 Umweltverbrauch und Umweltsenken
Hier sollen aufgrund ihrer Bedeutung für den Status quo der Chemiebranche die 
Emissionen an «Schadstoffen» und Treibhausgasen betrachtet werden.

3.3.4.1 Schadstoffemissionen
Schadstoffe waren sozusagen der Markenkern der Chemischen Industrie. Aller-
dings ist der Begriff «Schadstoffe» breit und unspezifisch. Es waren insbeson-
dere die hochtoxischen Einzelstoffe, die schon in geringen Mengen eine äußerst 
schädliche Wirkung auf den Menschen haben, deren Emissionen die Branche 
in Verruf brachten. Allen voran war es ein Unfall in Meda/Norditalien im Jahr 
1976 bei der Icmesa, einem Tochterunternehmen der Firma Roche, bei dem eine 
unbekannte Menge des hochgiftigen Dioxins TCDD (2,3,7,8-Tetrachlor-Diben-
zo-para-Dioxin) freigesetzt wurde, was zur Kontamination der angrenzenden 
Gemeinden, vor allem in Seveso, führte. Es handelte sich hier um einen Störfall 
und nicht um eine erlaubte Emission. In der öffentlichen Wahrnehmung wird 
dieser Unterschied aber kaum gemacht.

6 Bei dieser Argumentation handelt es sich um eine Ausrede – das wird auf den zweiten 
Blick schnell klar. Ist diese Position global umsetzbar? Ist die Frage nach der zukünftigen 
Rohstoffbasis der Chemischen Industrie nicht viel zu wichtig, als dass man auf eine Option 
setzt, deren Umsetzbarkeit auch in Ansätzen nicht erkennbar ist?

7 So stellt etwa die BASF auf Basis nachwachsender Rohstoffe Produkte wie die Tenside 
Texapon® und Cetiol® für den Körperpflegebereich her, daneben auch Vitamine, Futter-
enzyme, außerdem biobasierte Kunststoffe wie das biologisch abbaubare Ecovio® und das 
Polyurethanvorprodukt Lupranol®.
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Aktuell spielen giftige Emissionen im Regelbetrieb keine große Rolle mehr. 
Heute geht es primär darum, den Vorsorgeabstand zwischen Emission und 
Schaden noch weiter zu vergrößern. Die TA Luft (Technische Anleitung zur 
Reinhaltung der Luft), die für den Immissionsschutz der Industrie die wesentli-
chen Standards festlegt, hat hier viele praktische Verbesserungen erreicht. Leider 
ist im Vollzug der Bundesländer ein Grundgefühl eingetreten, dass das «Schad-
stoffthema» gelöst sei und man eher andere Probleme habe. In der Praxis führt 
dies dazu, dass gelegentlich auch mal ein zweites Auge zugedrückt wird.

Zukünftig wird es daher darum gehen, den Grenzwertfestsetzungen in der 
TA Luft im Vollzug mehr Beachtung zu verschaffen. Und eine Weiterentwicklung 
der Anforderungen gerade für einzelne Bereiche der Chemischen Industrie sollte 
ebenfalls in Betracht gezogen werden.

Heute kann man in der Regel wieder neben einem Chemiebetrieb wohnen, 
ohne um Leben und Gesundheit fürchten zu müssen, und die Emissionen von 
Schadstoffen in Wasser, Boden und Luft bei der Produktion spielen eine gerin-
gere Rolle als vor 20 bis 30 Jahren. Aber sind diese Erfolge ausreichend? 

Mit den nach neuer EU-Rechtslage auf europäischer Ebene zu erarbeitenden 
sogenannten BAT-Dokumenten (BRefs = Best Available Techniques Reference 
Documents) wird der Nachbarschaftsschutz auch für die Chemische Industrie 
fortgeschrieben. Die BAT-Dokumente werden eine größere Rolle für die Festle-
gung der erlaubten Emissionen erhalten. Beispielsweise sind für die Stickoxid-
emissionen aus einzelnen Produktionsanlagen der Chemischen Industrie noch 
Verbesserungspotenziale vorhanden. Die Emission an kanzerogenen Stoffen ist 
im Einzelfall, trotz TA Luft, immer noch ein Problem; allerdings ist hier häufig 
eher der Vollzug als der Gesetzgeber gefordert (s.o.).

Auch hinsichtlich der Anlagensicherheit ist zunächst ein Status quo zu 
würdigen, wonach in den letzten Jahren die Störfälle an Anzahl und Schwere 
deutlich weniger waren. Unzureichend ist nach wie vor die mangelnde Trans-
parenz gegenüber der Öffentlichkeit. Und die Bereitschaft, das Thema Störfälle 
und Klimawandel bzw. Starkwetterereignisse aufzugreifen, ist seitens der Indus-
trie nicht sonderlich ausgeprägt. Angemessen wäre es, die Vorsorge gegen 
Störfälle aufgrund von Starkwetterereignissen in den nächsten Jahren in Stufen 
zu verbessern. Hierzu wird die Kommission Anlagensicherheit (KAS) in den 
nächsten Wochen eine neue technische Regel verabschieden, die sich dem Thema 
Hochwasser widmet (KAS 2011). Hiernach ist der Sicherheitsstandard aufgrund 
eines sogenannten Klimafaktors zu erhöhen. Eine weitere technische Regel für 
Stürme ist vorgesehen. Diese Anforderungen müssen dann über den Länder-
vollzug konkretisiert und den Betreibern der Chemieanlagen aufgegeben werden. 
Es dürfte erforderlich sein, diese Arbeiten durch regelmäßige Erfolgsberichte zu 
flankieren.

3.3.4.2 Treibhausgasemissionen
Die Chemische Industrie weist einen hohen Verbrauch an fossilen Rohstoffen 
auf (Öl, Gas, Kohle). Daher kommt der Chemischen Industrie eine besonders 
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hohe Klimarelevanz zu. Ein Spezifikum dieser Branche ist, dass die Rohstoffe 
sowohl energetisch als auch stofflich genutzt werden. Daher sind auch bei den 
Emissionen energiebedingte von stoffbedingten Emissionen zu unterscheiden. 
Hinzu kommt der Kohlenstoff, der in Produkte eingebaut wird und der erst in 
der Abfallphase («post consume») zu zukünftigen Treibhausgasemissionen führt 
(Details siehe unten). 

Aktuell sind keine amtlichen Daten über den Verbrauch der Chemischen 
Industrie an fossilen Rohstoffen vorhanden (HÖHN 2011a). Der Erdölverbrauch 
für stoffliche Zwecke wird, wie oben dargestellt, auf rund 15% des deutschen 
Gesamtverbrauchs geschätzt. Aus diesem Input werden über diverse Umwand-
lungsschritte organische Chemikalien hergestellt. Aktuell sind keine amtlichen 
Statistiken über die Produktionsmengen dieser Chemikalien verfügbar (HÖHN 
2011a). Kunststoffe stellen die mengenmäßig wichtigste Produktgruppe dar.

Die Chemische Industrie in Europa (EU 27) hat 159 Mio. t an Treibhausgasen 
im Jahr 2008 emittiert; in Deutschland lagen die prozessbedingten Emissionen 
bei 22,8 Mio. t (HÖHN 2011a). Diesen Emissionen sind die energiebedingten 
Emissionen noch hinzuzufügen (die bei 45 Mio. t liegen sollen (RWI 2009)). Die 
prozessbedingten Emissionen sind in Deutschland seit 1999 um 21% gestiegen, 
was über die Steigerung der Produktion erklärt wird. Die spezifischen Emissi-
onen sollen für wichtige Produktionsbereiche leicht gesunken sein. Der Verband 
der Chemischen Industrie VCI weist in seinen Publikationen darauf hin, dass die 
Produktion in den vergangenen 10 Jahren um 57% gestiegen sei, die Treibhausga-
semissionen aber um 36% gesunken seien (ohne produktbedingte Emissionen).

Auch nach der gescheiterten Kopenhagen-Konferenz im Dezember 2009 hielt 
die EU am Ziel fest, die Treibhausgasemissionen bis 2020 um 20% gegenüber 1990 
zu reduzieren. Die Verschärfung auf ein 30%-Ziel machte sie von vergleichbaren 
Zusagen anderer Industriestaaten abhängig. Überlegungen der EU-Kommission, 
das schärfere 30%-Ziel einzuführen, weil durch die Wirtschaftskrise Emissionen 
und Zertifikatpreise gesunken seien und die Zielerreichung infolgedessen preis-
werter werde, haben sich leider nicht durchgesetzt. Die politischen Diskussionen 
hierzu sind nicht abgeschlossen (vgl. Kapitel 4.5).

Die Chemische Industrie in Deutschland nimmt eine differenzierte Position 
zum Klimaschutz ein. Sie positioniert sich nicht grundsätzlich gegen die erfor-
derlichen Klimaschutzanstrengungen. Dies war nicht immer so und zeigt, dass 
es hier einen Meinungswandel gegeben hat. Auch teilt die Chemische Industrie 
die Meinung, das in Cancún beschlossene 2°-Ziel erreichen zu müssen bzw. zu 
sollen. Bedingung für die Zielerreichung ist für sie jedoch, dass keine wirtschaft-
lich einschneidenden Friktionen für die Branche eintreten dürfen. Hierzu 
gehört, um nur zwei wichtige Randbedingungen zu nennen, zum einen das 
Thema «carbon leakage», also die Produktionsverlagerung ins Ausland wegen 
steigender Kosten durch den Emissionshandel innerhalb der EU (NEUHOFF 
2011). Aus Sicht der Branche muss sichergestellt sein, dass die erforderlichen 
Einsparziele international festgelegt werden. Für die im internationalen Wettbe-
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werb stehenden Unternehmen muss es aus Sicht der Chemischen Industrie also 
ein gemeinsames «level playing field» geben. 

Zum anderen soll der Veränderungsdruck die Anpassungsgeschwindigkeit der 
Branche nicht überfordern dürfen. Mit ihren Konditionierungen engt die Branche 
aber die politischen Handlungsmöglichkeiten auf nationaler bzw. europäischer 
Ebene so sehr ein, dass, würde diesen Randbedingungen politisch gefolgt, kaum 
noch Spielräume für den Klimaschutz in Europa bestünden, solange kein Kyoto-
Nachfolgevertrag geschlossen und implementiert ist. Ohne zu pessimistisch 
erscheinen zu wollen, stehen die Chancen für ein globales Kyoto-Nachfolgeab-
kommen, welches die von der Branche geforderten Rahmenbedingungen erfüllt, 
nicht besonders hoch. Somit würde man, sollte sich diese Einschätzung in den 
nächsten Jahren bewahrheiten, die Klimaschutzbemühungen für die Chemische 
Industrie einstellen müssen.

Die Chemische Industrie und einzelne Unternehmen haben sich durchaus 
positiv auf die nationale und internationale Klimaschutzdiskussion eingelassen. 
So haben sich etwa Firmen wie Bayer eigene Ziele verordnet: Demnach soll Bayer 
MaterialScience, der energieintensivste Teilkonzern, seine spezifischen Treib-
hausgasemissionen pro Tonne Verkaufsprodukt bis 2020 um ein Viertel senken.8 
Bayer CropScience reduziert seine absoluten Treibhausgasemissionen im selben 
Zeitraum um 15%, Bayer HealthCare um 5%. Bayer erwartet, die absoluten Treib-
hausgas-Emissionen trotz Produktionswachstums bis 2020 auf dem Niveau von 
2007 zu halten (BAYER 2010).

Auch wenn einzelne Unternehmen sich engagieren, ist doch kritisch 
anzumerken, dass die Ziele nur für einen vergleichsweise kurzfristigen Zukunfts-
bereich von zehn Jahren oder weniger festgelegt werden. Klar erkennbar ist ein 
mittel- bis langfristiges (2050) Defizit auf der Ebene der Ziel- und Strategiefest-
legung. Aber genau auf diesem Feld liegen die entscheidenden strategischen 
Fragen des Klimaschutzes. Durch Investitionen in die heutige Technik werden 
die Emissionen von morgen festgelegt, und durch heutige Forschungsinvestiti-
onen werden die Emissionen von übermorgen mit beeinflusst. Ein Mangel an 
langfristiger Strategie ist daher unakzeptabel und sollte überwunden werden. 
Diese Kritik ist auch deshalb angemessen, weil in vielen Sektoren die internatio-
nale Diskussion über «low-carbon transformation» in vollem Gange ist.

Die Branche hat sich einen politischen Schutzschirm mit folgender Argumen-
tation aufgespannt: Chemieprodukte sparen in der Regel über ihre Lebenszeit 
mehr Treibhausgase ein, als ihre Herstellung verursacht. Dies ist das Ergebnis 

8 Unter spezifischer Treibhausgasemission wird ein Zahlenwert verstanden, der je Mengen-
einheit erzeugten Produktes gilt (z.B. Tonne CO2 pro Tonne Produkt). Würden bei Festle-
gung einer Reduzierung der spezifischen Emissionen die in einem Zeitraum produzierten 
Mengen erheblich steigen, so könnte trotz der beschriebenen spezifischen Reduzierung 
die absolute Emission (für beispielsweise eine Firma) zunehmen. Die absolute Emission 
beschreibt also die Treibhausgasmenge, die von einer Branche, einem Unternehmen oder 
einer Anlage in einem definierten Zeitraum insgesamt freigesetzt wurde.
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einer Studie, die der Weltchemieverband ICCA im Juli 2009 veröffentlicht hat 
(ICCA 2009). 

«Laut der Studie verursachte die chemische Industrie 2005 weltweit einen 
geschätzten Ausstoß von 3,3 Milliarden Tonnen CO2-Äquivalenten. Demgegen-
über steht eine Einsparung bis zu 8,5 Milliarden Tonnen CO2 durch Chemiepro-
dukte in den verschiedensten Anwendungen (vom Gebäude- über den Automo-
bilbereich bis hin zur Landwirtschaft). Das heißt: Chemieprodukte sparen über 
ihren gesamten Lebensweg 2,6-mal so viel Treibhausgase ein, wie ihre Produk-
tion verursacht. Ohne chemische Produkte wären die weltweiten Treibhausgas-
Emissionen 2005 um ein Zehntel höher gewesen (bezogen auf die Gesamtemis-
sionen von 46 Milliarden Tonnen CO2-Äquivalente).» (VCI 2009c). 

Die Autoren der Studie berechnen beispielsweise, wie viele Treibhausgase 
durch die Nutzung von Dämmmaterialien (aus Kunststoffen der Chemischen 
Industrie) im Gebäudebereich über die Lebensdauer eines gedämmten Hauses 
erreicht werden, und diese Einsparungen werden von den Emissionen abgezogen, 
die die Herstellung des Dämmmaterials in der Chemischen Industrie verursacht. 
Ähnliche Rechnungen kann man für leichte Kunststoffe aus z.B. Karbonfasern 
für die Automobilherstellung (leichtere PKWs, daher Einsparungen an Kraft-
stoffen und mithin an Treibhausgasemissionen über den gesamten Lebenszyklus 
eines PKWs), Dünge- und Pflanzenschutzmittel in der Landwirtschaft und vieles 
mehr durchführen. In allen Fällen ergeben sich am Ende Einsparungen durch die 
Produkte der Chemischen Industrie.

Davon einmal abgesehen, dass diese Argumentation sicherlich kein Allein-
stellungsmerkmal für die Chemische Industrie darstellt, so macht sie doch 
deutlich, welche relevanten Beiträge die Branche für den Klimaschutz liefern 
kann. Die politische Absicht hinter der Studie, mit den beschriebenen Leistungen 
eine Befreiung (oder einen Ablass) von notwendigen Treib hausgaseinsparungen 
für die Branche zu begründen, muss allerdings abgelehnt werden. Denn die 
Klimaschutzziele, die in Deutschland respektive in Europa diskutiert bzw. festge-
legt sind, verlangen von allen Branchen Anstrengungen – ansonsten können die 
Ziele nicht erreicht werden. Ob eine notwendige Treibhausgaseinsparung von 80 
oder gar 90% für alle Branchen gleich gelten soll, kann nur über das Festlegen 
von Branchenzielen beantwortet werden.

Bisher lehnt es die Bundesregierung ab, für Branchen bzw. Sektoren verbind-
liche Einsparziele festzulegen. 

3.3.5 Fazit Ressourceneffizienz
Zum Status quo der Ressourceneffizienz der Chemischen Industrie ist festzustellen, 
dass bereits viel erreicht wurde. Denn in der Tat sind die heutigen Beiträge zur 
Ressourceneffizienz durch Produkte der Chemischen Industrie bemerkenswert. 
Die Chemische Industrie könnte die Stoffe der Zukunft liefern, die wir beispiels-
weise für das Erreichen der Klimaschutzziele benötigen. Damit Klimaschutz nicht 
zu Lasten anderer ökologischer Ziele geht, ist eine Einbettung der Politiken in 
einen insgesamt abgewogenen Rahmen der Ressourceneffizienz erforderlich. 
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Natürlich hat die Branche selbst Einsparungen zu erbringen. In diesem 
Zusammenhang wären dann auch Branchenziele zu erarbeiten. Bisher hat die 
Chemische Industrie im Wesentlichen die «low hanging fruits» geerntet. Für 
die nächsten Jahre steht die Frage an, ob es gelingt, durch Sprunginnovationen 
substanzielle Einsparungen und Effizienzgewinne zu erreichen.

3.4 Produktqualität und Chemikaliensicherheit

Das Thema «Schadstoffe» ist methodisch wie das Thema «Klimaschutz» ein 
Teilsegment der Ressourceneffizienzanalyse. Produktqualität und Chemikalien-
sicherheit hat für die Branche und ihre Kunden eine politisch sehr hohe Bedeu-
tung und verdient daher eine eingehende Betrachtung.

Das eingangs beschriebene Problem-Image der Branche ist zum Teil auch 
durch Produkte entstanden, die in der Umwelt oder beim Verbraucher zu 
Schäden geführt haben. Eine Liste dieser Fälle aus der Vergangenheit könnte 
ein eigenes Kapitel füllen. Daher hat der Staat neue Regeln geschaffen, um den 
Schutz vor Chemikalien in Produkten (Chemikaliensicherheit) zu gewährleisten. 
Ausgangspunkt für dieses Ziel ist das Wissen um die Eigenschaften und Risiken 
der einzelnen Stoffe und ihrer Zubereitungen bzw. Mischungen (beides per 
Definition chemische Stoffe oder kurz Chemikalien).

Es gab eine ganze Reihe von über die Jahre gewachsenen Regulierungen, 
auch freiwillige, eigenverantwortlich in den Unternehmen durchgeführte 
Prüfungsverfahren, die das Sicherheitsniveau der Produkte verbessern sollen. 
Es hatte bisher aber an einer einheitlichen europäischen Sicherheitsprüfung der 
auf dem Markt befindlichen Chemikalien gefehlt. Diese Lücke wurde vor rund 
fünf Jahren geschlossen. Zudem wurden die vielen vorhandenen Einzelbestim-
mungen zusammengefasst und in eine umfassende, in allen Mitgliedsstaaten 
unmittelbar geltende europäische Chemikalienverordnung vereinigt. Ihr Name: 
REACH (Registrierung, Evaluierung, Autorisierung von Chemikalien).

In Europa unterliegen neue chemische Stoffe vor der Vermarktung einem 
Anmeldeverfahren. Grundsätzlich müssen unter REACH alle Stoffe (als solche 
oder in Zubereitungen), die in Mengen ab einer Tonne pro Jahr und Unter-
nehmen produziert oder importiert werden, bei der ECHA (Europäische Chemi-
kalienagentur) in Helsinki durch die entsprechenden Unternehmen registriert 
werden. Registriert ein Hersteller bzw. Importeur einen Stoff nicht, darf er diesen 
weder herstellen noch einführen. Stoffe in Erzeugnissen (Produkten) müssen nur 
dann registriert werden, wenn sie bei bestimmungsgemäßer Verwendung freige-
setzt werden sollen.

Eine Registrierung umfasst sowohl ein technisches Dossier als auch Angaben 
zur sicheren Verwendung eines Stoffes. Ab einer Jahresproduktion von 10 t/a 
müssen Hersteller und Importeure zusätzliche Informationen zu Wirkungen und 
Umweltverhalten in einem Stoffsicherheitsbericht angeben. Dieser erläutert, 
welche möglichen Risiken von dem betreffenden Stoff ausgehen können und mit 
welchen Maßnahmen diesen zu begegnen ist (REACH HELPDESK 2010).



G
oi

ng
 G

re
en

: C
he

m
ie

 H
an

dl
un

gs
fe

ld
er

 f
ür

 e
in

e 
re

ss
ou

rc
en

ef
fi

zi
en

te
 C

he
m

ie
in

du
st

ri
e

33

3 
D

ie
 C

he
m

is
ch

e 
In

du
st

ri
e 

in
 D

eu
ts

ch
la

nd
 –

 S
ta

tu
s 

qu
o 

un
d 

E
nt

w
ic

kl
un

ge
n

Am 30. November 2010 endete erstmals für viele Stoffe die Registrierungs-
frist unter REACH. Hiervon betroffen waren Stoffe mit mehr als 1.000 t/a sowie 
umweltgefährdende Stoffe ab 100 t/a und krebserregende, erbgutverändernde 
oder fortpflanzungsgefährdende Stoffe ab 1 t/a Herstellungs- oder Importvo-
lumen. Stoffe, die bis dahin nicht registriert worden sind, können seither nicht 
mehr vermarktet werden (DIHK Karlsruhe 2010). 

Gegenwärtig läuft die Auswertung der eingereichten Registrierungsdossiers. 
Insgesamt ist festzustellen, dass die Chemische Industrie sich der REACH-Rege-
lung stellt und die Fristen weitgehend eingehalten hat. Man wird in den nächsten 
Monaten sehen, ob die Qualität der Daten auch ausreichend ist. Auf Grundlage 
der bisher überprüften Dossiers sind laut ECHA für einen signifikanten Anteil 
Qualitätsmängel vorhanden, was, sofern dies nicht behoben wird, den Erfolg von 
REACH massiv gefährdet (ECHA 2009, ECHA 2010).

Es gibt auch andere Defizite zu kritisieren, die sich aber auf die Arbeiten der 
zuständigen Behörden beziehen. Auf dem Feld der Stoffverbote (Autorisierung) 
zeigt sich, dass unzureichende Arbeitskapazitäten der Chemikalienbehörde 
in Helsinki (ECHA) und politische Einflussnahmen zu Verzögerungen geführt 
haben. Dies wird sich möglicherweise weiter verschlimmern, weil auch die 
Zuarbeit durch die Mitgliedsstaaten unbefriedigend verläuft. Stoffe, von denen 
eine besondere Gefährlichkeit ausgeht, werden als SVHC-Stoffe («Substance with 
Very High Concern») bezeichnet. Sie sind zu verbieten bzw. nur noch für solche 
Anwendungen zuzulassen, für die keine Risiken zu befürchten sind (Autorisie-
rung). Bisher sind lediglich 53 Stoffe (Stand Oktober 2011) auf die sogenannte 
Kandidatenliste gestellt worden – dies sind die Stoffe, für die ein Verbots- bzw. 
Autorisierungsverfahren vorgesehen ist. Aus der Kandidatenliste werden dann 
die prioritären Stoffe ausgewählt, die anschließend ins eigentliche Autorisie-
rungsverfahren gelangen. Auf dieser Liste (Anhang XIV) stehen bisher sechs 
Stoffe, weitere Stoffe sind im Verfahren.

Bereits die Kandidatenliste, aber natürlich auch der Anhang XIV mit den 
Stoffen, die sich im Autorisierungsverfahren befinden, stellt für die Öffentlich-
keit eine wichtige Informationsquelle dar, um Produkte sicherer zu machen 
bzw. Kaufentscheidungen zu treffen. Sie werden im Folgenden als Negativ-
listen bezeichnet. Daher ist es völlig unbefriedigend, dass nach einem mehrjäh-
rigen Arbeitsprozess nur ein so dürftiges Ergebnis erreicht wurde. Die Anzahl 
der Substanzen, von denen ein hohes Risikopotenzial ausgeht, beispielsweise 
Substanzen mit einem anerkannten krebsauslösenden, mutagenen oder repro-
toxischen Potenzial, liegt bei gut 700. Hinzu kommen Substanzen, die ein hohes 
toxisches Potenzial aufweisen und sich beispielsweise in der Nahrungskette 
anreichern. Auch hierzu liegen hinreichende Erkenntnisse und anerkannte 
Einstufungen vor. Also müsste die Kandidatenliste heute mindestens 1.000 
Substanzen umfassen. Diese Zahl zeigt, wie weit die Arbeitsleistung der zustän-
digen Behörden von dem, was befriedigend wäre, entfernt liegt. (Vorschläge zum 
Abbau dieses Defizits werden in Kapitel 4 gemacht.)
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Die REACH-Regelung stellt die mit Abstand wichtigste Regulierung für die 
Chemikalienbranche in Europa dar. Allerdings wird ihre Umsetzung u.E. noch 
gut zehn Jahre harte Arbeit erfordern. Dies ist dem Umstand der hohen Komple-
xität der Sicherheitsprüfung und der Stoffvielfalt (wahrscheinlich über 50.000 
Einzelstoffe) geschuldet.

REACH ist von der Industrie sehr bekämpft worden. Daher ist manche Detail-
regelung auch nur als politischer Kompromiss entstanden, was die adminis-
trative Schlüssigkeit der Regelungen nicht immer gefördert hat. Natürlich ist 
REACH für die Chemische Industrie eine Belastung. Man kann aber heute schon 
in Ansätzen erkennen, wie sich diese Belastung zur Chance wandeln kann. So ist 
bereits zu beobachten, dass die Branche Angriffe auf etwaige Produktrisiken mit 
den intensiven Sicherheitsprüfungen unter REACH beantwortet. Die REACH-
Prüfungen werden positiv verstanden: als Verbesserung des Sicherheitsstandards 
der europäischen chemischen Produkte. REACH dürfte daher zum Europäischen 
Qualitätssiegel werden.

Wie geht es weiter? Im Jahr 2012 ist eine erste Bestandsaufnahme der 
REACH-Umsetzung vorgesehen. Hierfür führt die Kommission gegenwärtig eine 
Reihe von Untersuchungen durch. Die politische Diskussion über einen Anpas-
sungsbedarf der REACH-Regulierung ist für die zweite Jahreshälfte 2012 geplant. 
Dabei sollte aber alles vermieden werden, was den jetzt angefahrenen Umset-
zungszug ins Stocken bringt. Verbesserungen sollten daher nur in dem Umfang 
erfolgen, wie sie mit einem störungsfreien weiteren Vollzug der REACH-Regelung 
vereinbar sind (siehe unten).

3.5 Abfallwirtschaft

Die Treibhausgasemissionen der Chemischen Industrie erfolgen wie dargestellt 
über drei Pfade:
  prozessbedingt;
  energiebedingt;
  produktbedingt.

Abbildung 4 zeigt diesen Zusammenhang schematisch. Während die prozessbe-
dingten Emissionen aus der jeweiligen chemischen Synthese – sozusagen als Teil 
der Umsetzungsformel – folgen, haben die energiebedingten Emissionen häufig 
damit zu tun, dass für den jeweiligen Prozess bestimmte Reaktionsbedingungen 
(Druck, Temperatur etc.) erforderlich sind, die nur über die Zufuhr von externer 
Energie erreicht werden können. Beide Emissionspfade sind klimarelevant und 
sollen zukünftig mit Hilfe des Europäischen Emissionshandels (im Folgenden 
EU-ETS) erfasst und vermindert werden (siehe unten).

Die dritte Form der Emissionen erhält in der aktuellen klimapolitischen 
Diskussion kaum Aufmerksamkeit. Sie tritt mittel- und zum Teil auch erst 
langfristig relevant in Erscheinung und hängt mit dem Endpunkt der Produkt-
nutzung, also mit dem Abfallsektor, zusammen. Die Produkte führen im Abfall-
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sektor zu Treibhausgasemissionen. Und diese Emissionen sind dann von Bedeu-
tung, wenn die Rohstoffbasis der organischen Chemie fossiler Natur ist. 

abbildung 4: treibhausgasemissionen entlang des lebenszyklus der organischen Chemikalien 
(Schema)

Welche Bedeutung hat dieser dritte Emissionspfad? Die mengenmäßig 
wichtigsten Produkte aus organischen Chemikalien sind die Kunststoffe. Im Jahr 
2009 betrug die Verarbeitungsmenge für Kunststoffwerkstoffe in Deutschland 
rund 11 Mio. t; der jährliche Zuwachs liegt bei stetigen wenigen Prozentpunkten 
(CONSULTIC 2008).

Die Gruppe der Polyolefine stellte 2009 mit einem Anteil von über 43% den 
stärksten Anteil dar. Darüber hinaus hatte PVC speziell im Baubereich weiterhin 
eine hohe Bedeutung. Halbwegs stabil im Vergleich zu 2007 waren die Verarbei-
tungsmengen für PET und EPS (CONSULTIC 2010). 

abbildung 5: kunststoffverbrauch in deutschland nach Branchen 

(Quelle: SARTORIUS 2010)

Abbildung 2: Treibhausgasemissionen entlang des Lebenszyklus der organischen Chemikalien (Schema)

„Vorkette“ Energiebedingt Produktionsbedingt Produktbedingt

Erdöl/Erdgas Energieerzeugung Produktion Konsum Biologischer Abbau Abfallentsorgung

Recycling

Quell der Grafiken: pzromashka, Zarija Lesjak, soleilc1, Elena Barbakova, 123RF
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Während die Verpackungskunststoffe in Wochen und Monaten im Abfallsektor 
ankommen, betragen die Zeiträume für die Produktsektoren Fahrzeug, Elekt-
ronik und Sonstige in der Regel Jahre und für den Bausektor sogar Jahrzehnte, bis 
sie als Emissionen im Abfallsektor relevant werden.

Produkte, insbesondere Kunststoffprodukte, stellen temporäre Senken für 
fossilen Kohlenstoff dar. Aus ökologischer Sicht, insbesondere auch im Hinblick 
auf den Klimaschutz, sind – nach Vermeidung und Wieder-/Weiterverwen-
dung ohne Auflösung des Werkstoffs – geschlossene Verwertungskreisläufe 
erst einmal sehr positiv zu bewerten. Dies gilt insbesondere für ein Recycling 
auf hohem Niveau, d.h. bei Einsatz des recycelten Stoffes für den gleichen oder 
einen äquivalenten Einsatzbereich. Allerdings nahm die werkstoffliche Verwer-
tung von Kunststoffabfällen (Pre- und Post-Consumer) in den letzten Jahren nur 
noch wenig zu, während die rohstoffliche Verwertung auf niedrigstem Niveau 
stagnierte. 

Deutlich zugenommen hat hingegen die energetische Verwertung. Von den 
getrennt gesammelten 4,93 Mio. t Kunststoffabfällen in Deutschland im Jahre 
2009 wurden rund 55% einer energetischen, 41% einer werkstofflichen sowie 1% 
einer rohstofflichen Verwertung zugeführt, die restlichen 3% wurden deponiert. 
Bei der energetischen Verwertung entfielen drei Fünftel auf Müllverbrennungs-
anlagen (WtE = Waste to Energy) und zwei Fünftel auf den Einsatz als Ersatz-
brennstoff beispielsweise in Zementwerken (CONSULTIC 2010).

abbildung 6: die entwicklung der Verwertung von kunststoffabfällen (Pre- und 
Post-Consumer-abfälle) 

(Quelle: KRÄHLING 2010)
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abbildung 7: kunststoffabfälle – inkl. Produktions- und Verarbeitungsabfälle – und 
Verwertungsarten 

(Quelle: CONSULTIC 2010)

Kunststoffabfälle bestehen im Mittel zu 62,5 Gew.-% aus Kohlenstoff, davon 
sind 97% fossil (= 606 kg Cfossil/t Kunststoffabfall) (ÖWAV 2004). Bei der Verbren-
nung gelangen rund 97% davon als CO2 (und in geringen Mengen als Produkte 
unvollständiger Verbrennung (PIC)) in das Reingas, die restlichen 3% sind Unver-
branntes und gelangen in die Schlacke bzw. Asche und den Filterstaub. Aus den 
knapp 590 kg fossilem Kohlenstoff pro Tonne werden somit rund 2,2 t CO2fossil/t, 
die die thermische Anlage verlassen. Die energetische Verwertung der 2,73 Mio. t 
Kunststoffabfälle im Jahr 2009 hat somit zu einer Emission von knapp 6 Mio. t an 
klimawirksamem CO2 geführt, so der Status quo.

In einem Klimaschutzszenario, was dem 2°-Ziel verpflichtet ist und den 
abstrakten politischen Festlegungen der Bundesregierung Rechnung trägt, sollen 
die Emissionen an fossilem CO2 in Deutschland im Jahr 2050 unterhalb von 50 
Mio. t liegen. Nun ist schwer zu prognostizieren, welche Emissionen 2050 aus 
Kunststoffen auf Basis von fossilem Kohlenstoff stammen werden. Unterstellt 
man die heutigen Zahlen und die übliche Lebensdauer langlebiger Produkte 
(RECHBERGER 2008, ZESCHMAR-LAHL/LAHL 2010), so würde man auf Zahlen 
im Bereich von 10 Mio. t CO2 kommen. Die Hauptquelle der Restemissionen im 
Jahr 2050 wäre dann die energetische Verwertung von Kunststoffen. Abbildung 8 
zeigt diesen Zusammenhang schematisch (vgl. auch UIHLEIN 2006). 

Ein berechtigter Einwand gegen diese Betrachtung: Man kann bis 2050 in der 
Abfallwirtschaft wahrscheinlich Verfahren entwickeln und auch finanzieren, die 
die Kunststoffe mechanisch oder chemisch recyceln. Aber auch diese Verfahren 
werden ihre begrenzten Wirkungsgrade und ihren sprichwörtlichen Preis haben. 
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abbildung 8: die relative Bedeutung der produktbedingten treibhausgasemissionen der 
deutschen industrie heute und 2050

3.5.1 Biomasse als Rohstoff – Status quo der Diskussion
Auf der grundsätzlichen Ebene besteht weitgehender Konsens, dass eine 
Verbreiterung der Rohstoffbasis der Chemischen Industrie in Deutschland 
bzw. in Europa eine wesentliche Grundlage für ihre künftige Wettbewerbsfä-
higkeit ist (HÖHN 2011b), nur konkrete Umsetzungsstrategien fehlen. Ebenso 
besteht darüber Konsens, dass die Chemische Industrie wegen der deutschen 
Klimaschutzbemühungen verstärkt auf Biomasse setzen sollte (HÖHN 2011b). 
Biomasse trägt in dem Umfang zur Senkung der CO2-Emissionen bei, in dem 
fossiler Rohstoff durch einen biobasierten Anteil ersetzt wird. Aber die konkreten 
Bemühungen, einen «feedstock change» umzusetzen, sind, wie oben bereits 
analysiert, ungenügend.

An dieser Stelle muss, damit die Nutzung von Biomasse auch tatsächlich 
von Vorteil ist, eine kleine, fachlich nicht unwichtige Randbedingung formuliert 
werden: Unter dem methodischen Betrachtungsrahmen der Ressourceneffizienz 
sind neben den stofflichen Gesichtspunkten auch Energie und die Inanspruch-
nahme von Umweltsenken einzubeziehen. Konkret ist Biomasseeinsatz dann 
ressourceneffizient, wenn er beim Klimaschutz (was aufgrund des regenerativen 
Kohlenstoffs gegeben ist) und energetisch besser abschneidet als der Einsatz 
fossiler Rohstoffe. Letzteres mündet in eine hier nicht zu führende Entropie-
Diskussion, wonach die bessere Variante über den gesamten Lebensweg einen 

Abbildung 3: Die relative Bedeutung der produktbedingten Treibhausgasemissionen der 
deutschen Industrie heute und 2050

2050

HEUTE

 Verkehr Industrie Haushalte Produkte  
    Chemie

 Verkehr Industrie Haushalte Produkte  
    Chemie
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geringeren Entropie-Beitrag liefern muss (ENDRES/SIEBERT-RATHS 2009, 
ENDRES/SIEBERT-RATHS 2011). Vereinfacht bedeutet dies, dass der Umstieg 
von fossilen Rohstoffen auf Biomasse nicht mit einem deutlich höheren Energie-
einsatz erkauft werden darf. Hierbei ist es auf absehbare Zeit nicht entscheidend, 
ob die benötigte Energie fossilen oder regenerativen Ursprungs ist, weil die 
«bessere» Energie ja auch für andere Zwecke eingesetzt werden kann. Es ist aber 
durchaus zu erwarten, dass für die Umwandlung von Biomasse zu Basischemi-
kalien energetisch ebenso effiziente Verfahren zur Verfügung stehen werden, wie 
dies heute auf dem Feld der fossilen Chemie der Fall ist.

Während für die flüssige Biomasse, die in den Energiesektor geht, und für 
die gasförmige und flüssige Biomasse, die zu Biokraftstoffen verarbeitet werden, 
gesetzlich festgelegte Nachhaltigkeitsanforderungen gelten, sind die anderen 
Biomassesektoren bisher ungeregelt. So ist für die Biomasse, die von der Chemi-
schen Industrie eingesetzt wird, der Status quo der, dass keine bindenden 
Nachhaltigkeitsanforderungen gelten. Dieses Defizit ist nicht akzeptabel und 
sollte unbedingt beseitigt werden. Für die Festlegung von Nachhaltigkeitsan-
forderungen und für die Erarbeitung eines Regulierungsvorschlags kann auf die 
Erfahrungen des Biokraftstoffsektors zurückgegriffen werden (siehe unten).

Auch erneuerbare Energieträger sind knappe Güter, wenn auch die Werbung 
manchmal andere Botschaften sendet. Daher sollten politische Richtungsent-
scheidungen zur Rohstoff- und Energieversorgung für die entsprechenden 
Anwendungen und Sektoren erfolgen. Eine gewisse Flexibilität müsste aber 
erhalten bleiben, da es neben einer großen Linie auch viele Spezialfälle geben 
kann. Die aktuelle Politik der Bundesregierung ist kritisch zu sehen, da sie 
praktisch die Biomasse primär dem Strom- und Wärmemarkt zuführt. Aufgrund 
der höheren Effizienz sollte u.E. Biomasse, neben dem Transportsektor, insbe-
sondere für die stoffliche Nutzung in der Chemischen Industrie zum Einsatz 
kommen. Außerdem ist, im Unterschied zum Strom- und Wärmebereich, der 
alternativ auf Sonne und Wind zurückgreifen kann, für die Chemische Industrie 
keine Alternative zur Biomasse als eine weitere regenerative Kohlenstoffquelle 
bekannt. Dieses gilt i.Ü. auch für Teile des Transportsektors und der Industrie.

tabelle 1: heutige einsatzbereiche von erneuerbarer energie (im ersten umwandlungsschritt)

 9

 10

9 Mobilität: z.B. Segelboote, SkySails (http://www.skysails.info), Kraft: z.B. Windmühlen.
10 Kraft: z.B. Wassermühlen.

     einsatzbereich
ee

Wärme/kälte Strom kraft/mobilität Chemie

Sonnenlicht + +

Wind + (+)

Biomasse + +  + +

Wasserkraft + (+)

Geothermie + +     
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Die Effizienz des Biomasseeinsatzes im Chemiesektor kann noch vergrö-
ßert werden, wenn die Produkte in einer Kaskade weiter genutzt und schließlich 
energetisch verwertet werden. Abbildung 9 zeigt diese Möglichkeit schematisch. 

Ein praktisches Beispiel: Der BASF-Vorstand entscheidet, eine Cracker-
Anlage zukünftig mit Biomasse zu betreiben, wobei die Umstellung natür-
lich in Schritten erfolgt. Aus dem Cracker werden in nachfolgenden Schritten 
Basischemikalien hergestellt, die wiederum Ausgangsstoff für die Kunststoff-
produktion sein können. Somit würden die Kunststoffe der BASF nach dieser 
Vorstandsentscheidung wenigstens anteilig auf Basis nachwachsender Rohstoffe 
erzeugt werden (biobasiert). Diese Kunststoffe werden, wie die heutigen fossilen 
Kunststoffe, zu Produkten verarbeitet, beispielsweise zu Joghurtbechern. Diese 
Joghurtbecher (biobasiert) werden über die vorhandenen Abfallsysteme (Grüner 
Punkt, Gelbe Tonne) nach dem Gebrauch stofflich recycelt, was in der Kaskade 
die zweite Verwertungsebene darstellt. Allerdings können nach den heutigen 
technischen Möglichkeiten aus einem Gemisch gebrauchter Joghurtbecher keine 
neuen Joghurtbecher hergestellt werden. Dies ist ein Kritikpunkt grundsätzlicher 
Art, der mit der Vielfalt an Kunststoffprodukten zusammenhängt, die ein Recyc-
ling im engeren Sinn nicht erlaubt. Wie man dies durch die Entwicklung neuer 
Kunststofftypen ändern kann, wird weiter unten behandelt. 

Heute wird daher in der Regel «down (re)-cycelt», also «down-cycling» 
betrieben, so dass Produkte mit minderer Güte entstehen. Aus diesen Produkten 
kann dann auf der nächsten Stufe der Kaskade kein weiteres stoffliches Recycling 
mehr erfolgen, und somit ist die energetische Verwertung am Ende der Kaskade 
die sinnvolle letzte Behandlungsstufe. Hierbei werden Abfallentsorgungsanlagen 
eingesetzt, die über KWK-Technik (Kraft-Wärme-Kopplung) verfügen und damit 
einen sehr hohen energetischen Wirkungsgrad erreichen.

Man erkennt an diesem idealtypisch dargestellten Schicksal eines bioba-
sierten Joghurtbechers, dass über drei Stufen eine deutlich höhere Ressourcenef-
fizienz erreicht wird, als wenn die Biomasse (z.B. Mais in Vergärungsanlagen) 
direkt zur Stromerzeugung energetisch genutzt wird (heutige EEG-Praxis).

abbildung 9: Schematische darstellung der kaskadennutzung von nachwachsenden rohstoffen 
(nawaro) 

(Quelle ARNOLD 2009)



G
oi

ng
 G

re
en

: C
he

m
ie

 H
an

dl
un

gs
fe

ld
er

 f
ür

 e
in

e 
re

ss
ou

rc
en

ef
fi

zi
en

te
 C

he
m

ie
in

du
st

ri
e

41

3 
D

ie
 C

he
m

is
ch

e 
In

du
st

ri
e 

in
 D

eu
ts

ch
la

nd
 –

 S
ta

tu
s 

qu
o 

un
d 

E
nt

w
ic

kl
un

ge
n

3.5.2 Fazit Abfallwirtschaft
Der Anteil der biobasierten Kunststoffe (thermo-/duroplastische Polymere) in 
Deutschland ist mit etwa 2% vergleichsweise niedrig. Dies dürfte sich in den 
nächsten Jahren ändern, weil es beim Verbraucher verstärkte Nachfragen nach 
biobasierten und/oder bioabbaubaren Kunststoffen geben wird. Gegenwärtig ist 
die deutsche Chemische Industrie auf diesem Sektor im Wettbewerb nicht so gut 
aufgestellt. So sitzt der größte Biokunststoffhersteller Europas mit hohen Wachs-
tumsraten, Novamont, in Italien. 

Es ist ein Wachstum des Marktsegmentes «bioabbaubare Kunststoffe» für 
den Verpackungssektor zu erwarten.11 Allerdings scheinen diese Entwicklungen 
uneinheitlich und nicht durchgängig positiv zu verlaufen. Zum Teil führen nicht 
abgestimmte Aktivitäten auch zu unnötigen Konflikten mit den vorhandenen 
Entsorgungssystemen. Daher wird in Kapitel 4 ein Vorschlag entwickelt, wie sich 
der heutige Status quo zukünftig im Rahmen einer Gesamtstrategie: «feedstock 
change» und abbaubare Kunststoffe für den Verpackungssektor vereinheitlichen 
lässt.

Der gesamte «feedstock change» für die Chemische Industrie hätte zusätz-
liche ökologische Vorteile – z.B. den Klimaschutz – und würde die Versorgungssi-
cherheit der Branche für Deutschland und Europa erhöhen. Allerdings ist gegen-
wärtig unklar, mit welcher Dynamik sich dieser Sektor entwickeln wird. Und es 
könnte sein, dass die heute zu beobachtende Zurückhaltung wichtiger Player am 
Markt – beispielsweise setzt die BASF heute weniger als 5% ihres «feedstocks» aus 
Biomasse ein – am Ende zu Wettbewerbsnachteilen für den Standort Deutsch-
land führt. 

3.6 Carbon Leakage – Status quo der Diskussion

Das eigentliche ökonomische Problem der deutschen Chemischen Industrie 
liegt im Wettbewerb mit der Industrie der Schwellen- und der rohstoffreichen 
Länder.

Niemand kann heute garantieren, dass es kurzfristig ein internationales 
Klimaschutzabkommen geben wird, gegenwärtig sehen, wie erwähnt, die 
Erfolgsaussichten eher düster aus. Daher ist das Argument der europäischen 
Chemischen Industrie beispielsweise zu «carbon leakage», also zum Verlagern 
der Produktion wegen des Kostendrucks durch den Klimaschutz, nicht von der 
Hand zu weisen. Allerdings liegt in der heutigen holzschnittartigen Diskussion 
dieses Problems auch die Ursache für die zu starke Verengung der politischen 
Optionen. Denn es ist ja nicht so, als ob nur wir Europäer Klimaschutz betreiben 
und nur unsere Bürger Ausschau nach ressourceneffizienten Produkten halten. 
Es ist auch nicht so, dass jeder Schritt nach vorne schon gleich mit einer Verlage-
rung des Produktionsstandortes verbunden ist. Und das ökonomische Überleben 
der Chemischen Industrie in Deutschland hängt sicher mehr von der Effizienz 

11 Siehe hier auch die Aktivitäten der BASF (ECO-Biotüte von Aldi).
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der Produktion und dem innovativen Charakter der Produkte ab als von den 
primären und sekundären Folgewirkungen des zukünftigen Klimaschutzes bzw. 
des EU-ETS (sprich: höhere Energiekosten).

Dennoch kann es für einzelne Teile der Branche, deren Produkte intensiv 
im internationalen Wettbewerb stehen, zum befürchteten «carbon leakage» 
kommen, dies hat auch eine Studie von Öko-Institut, Fraunhofer ISI und DIW 
gezeigt (GRAICHEN 2008). In dieser Studie wurde insbesondere die anorgani-
sche Chemie als besonders anfällig für dieses Problem ermittelt.

Neben der grundlegenden Frage, ob eine Branche bzw. ein Teil dieser Branche 
von «carbon leakage» betroffen wird, ist es auch wichtig zu ermitteln, wann und 
wie Entscheidungen für Produktionsverlagerungen getroffen werden. Welche 
Bedeutung hat «carbon leakage» für den Anlagenbestand? Wahrscheinlich eher 
eine geringe. Ein besonders sensibler Aspekt ist sicherlich die Entscheidung über 
Neu- und oder Erweiterungsinvestitionen. 

Ein eher differenziertes Verständnis des Status quo und seiner Entwick-
lungen, auch um die Chancen von «going green» ökonomisch zu nutzen, ohne 
die Standorte zu gefährden, erscheint daher eine sinnvollere Diskussionsbasis 
als die Schwarz-Weiß-Malerei von Klimaschutz versus Ökonomie.

Die soziale Dimension des Themas, nämlich hochwertige, sichere Arbeits-
plätze, kann nur mit einer Konzentration auf sprichwörtlich konkurrenzlose, 
hochwertige Produkte erreicht werden.

3.7 Fazit Status quo der Chemischen Industrie

Die Chemische Industrie in Deutschland hat in den letzten Jahren auf dem Feld 
der Chemikaliensicherheit Fortschritte gemacht. Allerdings wird erst durch 
die vollständige Umsetzung von REACH die notwendige Voraussetzung für eine 
bessere Sicherheit geschaffen sein – und hier gibt es einiges zu kritisieren, was 
die Bilanz der ersten fünf Jahre REACH-Umsetzung und Durchsetzung betrifft. 
Es muss daher nachgebessert werden. Weiter ist Augenmerk darauf zu richten, 
ob man die Erkenntnisse des REACH-Prozesses nicht besser nutzen kann, um 
schneller zu sicheren Produkten zu kommen.

Die nachteiligen Produktionsauswirkungen sind ebenfalls in den letzten 
Jahren deutlich weniger geworden. Hier können ein ernsthafterer Vollzug der 
vorhandenen Rechtsvorschriften (TA Luft) und einige Nachbesserungen auch 
auf europäischer Ebene zu einem insgesamt befriedigenden Zustand führen.

Die Kritikalität der Rohstoffversorgung könnte durch einen gezielten Ausbau 
der Nutzung von Biomasse deutlich verringert werden. Hier ist über strategi-
sche und regulatorische Maßnahmen zu entscheiden. Das relativ unverbind-
liche Strategiepapier der Bundesregierung (BMELV 2009) ist hierfür nicht ausrei-
chend.

Die größten Herausforderungen liegen auf dem Feld der Ressourceneffizienz, 
sowohl bei der Produktion als auch bei den Produkten. Hier liegen aber auch die 
wesentlichen Chancen für eine Stabilisierung des Chemiestandortes Deutsch-
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land. Durch die vorhandenen Techniken und Verfahren können die bekannten 
Klimaschutzanstrengungen zur Einhaltung des 2°-Ziels nicht erreicht werden. 
Sollen diese Ziele erreicht und beim ökonomischen und sozialen Status quo keine 
Abstriche gemacht und vielleicht sogar leichte Verbesserungen erreicht werden, 
dann gelingt dies nur, wenn wir in Schlüsselbereichen der «Stoffbereitstellung», 
also der chemischen Produktion, durch staatliche Rahmenbedingungen flankiert 
neue Handlungsfelder bzw. Räume für Sprunginnovationen schaffen.12 Davon 
soll das nächste Kapitel handeln.

4 Sieben handlungsfelder für eine ressourceneffiziente entwicklung

«Going green» – was könnte dies für die Chemische Industrie konkret bedeuten? 
Was wären die zentralen Entwicklungslinien oder Handlungsfelder? Nun gibt es 
auf der Berliner und der Brüsseler Bühne Wunschvorstellungen und Forderungen 
an die Branche zuhauf. Einige dieser Vorstellungen sind grundsätzlicher Natur, 
andere sind eher auf Einzelheiten oder gar auf einzelne Chemikalien bezogen. 
Im Folgenden geht es nicht um einzelne Forderungen. Vielmehr geht es um die 
Frage nach den Handlungsfeldern, auf denen es günstige Entwicklungslinien für 
die Branche gäbe und ökologische Ziele erreicht werden könnten (Chancenkor-
ridore). Aber zunächst ist über den Handlungsrahmen und über den Maßstab zu 
sprechen, mit dem ein grüner Entwicklungskorridor bewertet werden kann. 

4.1 Der Handlungsrahmen

«Going green» wird in dieser Untersuchung als ein Weg angesehen, der die 
Ressourceneffizienz der Produktion und der erzeugten Produkte deutlich 
steigert. Die Ressourceneffizienz der Chemischen Industrie kann allerdings 
nicht durch singuläre Maßnahmen gesteigert werden. Vielmehr sind es unter-
schiedliche Handlungsfelder, auf die eigenverantwortlich oder auch regula-
torisch eingegriffen werden kann bzw. werden muss, wobei regulatorisch hier 
deutlich breiter als das klassische Ordnungsrecht verstanden wird. Die regula-
torischen Vorschläge, die weiter unten erarbeitet werden, stellen aus der Sicht 
der betroffenen Wirtschaft sicherlich Eingriffe dar, die als etatistische Eingren-
zung wirtschaftlicher Betätigung empfunden bzw. bezeichnet werden. Tatsäch-
lich schaffen diese Eingriffe aber in aller Regel für die relevanten Handlungs-
felder klar definierte Randbedingungen. Hierdurch wird für die Unternehmen 
in Deutschland oder Europa ein gleiches «level playing field» erzeugt. In der 
Regel wird nur über einen derartigen Eingriff eine gewünschte Entwicklung erst 
möglich, – eine Einschätzung, die hinter vorgehaltener Hand von den Akteuren 
auch geteilt wird.

12 Dabei sind die Handlungsschwerpunkte für die Steigerung der Ressourceneffizienz im 
Bereich der Grundstoffchemie anzusetzen.
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Im Folgenden geht es um diese sieben Handlungsfelder:
  Ressourceneffizienz;
  Chemikaliensicherheit;
  Rohstoffversorgung bzw. «feedstock change»;
  Klimaschutz;
  neue Akzente in der Wirtschaftsförderung;
  Forschung und Entwicklung (Innovationsräume);
  Neue Kunststoffe (Verpackungen).

Diese sieben Handlungsfelder sind aus ökologischer Sicht von Bedeutung, 
tragen aber auch das Potenzial in sich, für die Chemische Industrie am Standort 
Deutschland neue Entwicklungswege zu erschließen, die Investitionssicher-
heit und auch Wettbewerbsvorteile in Europa und vielleicht auch global geben 
können (Chancenkorridore). 

4.2 Das Handlungsfeld Ressourceneffizienz als umfassender Maßstab für 
«going green»

Politische und unternehmerische Entscheidungen im Bereich der Chemischen 
Industrie sollten stärker auf mehr Ressourceneffizienz ausgerichtet sein. Ressour-
ceneffizienz ist mehr als Energieeffizienz oder der «carbon footprint». Sie bezieht 
diese Betrachtungen aber natürlich mit ein. Ressourceneffizienz steht – wie oben 
dargestellt – auf drei Säulen:
  Energieeffizienz;
  Materialeffizienz;
  die möglichst schonende, also effiziente Nutzung von Umweltsenken.

Die Ermittlung der Ressourceneffizienz von Produkten und Dienstleistungen 
sollte methodisch verbindlich festgelegt werden. Hierzu gibt es gegenwärtig eine 
Reihe von Aktivitäten: z.B. die in Arbei befindliche Rahmenrichtlinie Ressour-
ceneffizienz des VDI (VDI 4597) und die geplanten Tochterrichtlinien.

Die Europäische Kommission treibt das Thema Ressourceneffizienz ebenfalls 
mit Nachdruck voran. Nachdem Anfang 2011 die Mitteilung «A Resource Efficient 
Europe» (COM(2011)21) veröffentlicht wurde, hat die Kommission im September 
2011 die «Roadmap to a Resource Efficient Europe» (COM(2011)571) herausge-
geben (EU 2011). Die Roadmap ist der Auftakt für viele weitere Aktivitäten in den 
unterschiedlichen Politikbereichen. Die Kommission hat in ihrer Roadmap den 
gleichen fachlichen Ansatz, wie er in dieser Studie vertreten wird. Ressourcenef-
fizienz wird als umfassende Klammer für die unterschiedlichen ökologischen 
Themenfelder verstanden und in diesem Sinne auch weiterentwickelt.

4.2.1 Der Ressourceneffizienz-Steckbrief für Chemikalien
Nach erfolgter methodischer Verständigung kann die Ressourceneffizienz ermit-
telt und in Form eines Steckbriefs kommuniziert werden. Die Daten könnten 
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sogar für eine Chemikalie aus einzelnen Produktionsstätten ermittelt werden. 
Dieser Steckbrief kann in der Lieferkette Kaufentscheidungen beeinflussen, und 
er kann im Rahmen der Berichterstattungen zum nachhaltigen Wirtschaften 
einbezogen werden.

Der Aufwand zur Datenermittlung für die seriöse Berechnung eines Steck-
briefes kann durchaus hoch ausfallen. Auf dieses Problem wurde zu Recht hinge-
wiesen. Man sollte daher die Arbeiten zunächst auf die großen Stoffströme und 
die Massenchemikalien konzentrieren. Wenn entsprechende weitergehende 
Erfahrungen vorliegen, kann das Informationsangebot ausgeweitet werden. 

Ein Beispiel mag auch für die Chemische Industrie die Vorteile dieses 
Vorschlags verdeutlichen. In China wird aktuell in großem Umfang die Produk-
tionskapazität von Kunststoffen für den Weltmarkt ausgebaut. Ausgangsbasis ist 
hier aber nicht Erdöl, sondern Kohle (Acetylenverfahren (MEP 2010)). So werden 
bis zum Ende dieses Jahrzehnts die Produktionskapazitäten von PVC auf rund 20 
Mio. t angestiegen sein. Als Katalysator, um aus Kohle über Acetylen PVC herzu-
stellen, wird Quecksilber eingesetzt. Dieses Schwermetall soll gerade aufgrund 
seiner Gefährlichkeit auf internationaler Ebene geächtet werden. Die chinesische 
PVC-Produktion wird dazu führen, dass weiterhin Bedarf nach frischem Queck-
silber besteht (über Minen). Weiter wird bei der Produktion dieses Kunststoffs 
auf Kohlebasis mehr als doppelt so viel CO2 freigesetzt wie bei den ansonsten 
in der Welt eingesetzten Verfahren auf Erdölbasis. Alles dies sollten die Verbrau-
cher bzw. die Verbraucherschutzorganisationen zukünftig über den Steckbrief in 
kurzen Daten und Fakten erfahren können. 

Dieser klare Vorteil für eine effiziente, technisch modern aufgestellte Chemi-
sche Industrie ist mit dem Aufwand auszubalancieren, den ein solch neues 
Berichtswesen nach sich zieht. Die Daten müssen valide sein, daher kann in 
Einzelfällen der Aufwand beträchtlich sein, wenn man sozusagen produktscharfe 
Daten erheben möchte. Auf der anderen Seite entfalten aggregierte Daten nicht 
die gehoffte Unterstützung für ressourceneffiziente Produkte und Prozesse.

Und es ergeben sich auch eine Reihe von schwierigen methodischen Fragen, 
die zu lösen sind. So würde die Chemieproduktion in Ländern wie Österreich 
oder Norwegen relativ günstig dastehen, da dort die Wasserkraft den Energiemix 
dominiert, was beispielsweise zu niedrigeren energiebedingten CO2-Emissionen 
führt, ohne dass dies etwas mit der Effizienz der eigentlichen Produktion zu tun 
hätte. Ein effizienteres Verfahren in Deutschland hätte in dieser Berechnungs-
weise schlechtere Werte als ein weniger effizientes Verfahren in Österreich, soweit 
der Strom aus dem öffentlichen Netz von Bedeutung wäre und verwendet würde. 
Folgt man den Planungen der Bundesregierung zum Ausbau des Erneuerbaren-
Energien-Sektors, stellt sich das dargestellte Problem allerdings als temporär dar.

4.2.2 Ressourceneffizienz-Gesetz oder Förderabgabe?
Wie oben schon erwähnt, zählt die Chemieindustrie zu den Branchen mit dem 
höchsten Stromverbrauch. Auch beim Verbrauch von Erdgas liegt die Branche 
vorne. Selbst wenn die Hauptmenge des Stroms aus Erneuerbaren Energien 
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kommen würde, wären die Effizienzpotenziale bei weitem noch nicht ausge-
schöpft.

Die Chemieindustrie setzt weit überwiegend auf Erdölbasis als stoffliche 
Grundlage («feedstock»). Kohle war vor 1945 bedeutend und könnte mit Verteue-
rung des Öls wieder konkurrenzfähig werden, was aus klimapolitischer Sicht fatal 
wäre. Die Umstellung auf Bio masse als «feedstock» bietet viele Effizienzvorteile 
und wird wegen ihrer zentralen Bedeutung als eigenes Unterkapitel weiter unten 
behandelt (Kap. 4.4).

Für die Zukunft stellt sich in Sachen Regulierung die Frage, ob Deutschland 
national oder europäisch eine Initiative startet, ein Ressourceneffizienz-Gesetz 
zu entwickeln, allein um die vielfältigen Aktivitäten auf diesem Feld zu bündeln, 
die national (BMU 2011) oder auch europäisch stattfinden (EU 2011). Die gegen-
wärtig auf europäischer Ebene gestartete Effizienzkampagne ist ein richtiger 
Schritt, hat aber den Nachteil, dass die Aktivitäten unverbindlich bleiben. In 
einem Ressourceneffizienz-Gesetz würden Entwicklungsziele festgelegt, Bewer-
tungsmethoden fixiert und Handlungsfelder definiert. Auf europäischer Ebene 
scheint die Kommission die Strategie zu haben, keine explizite Ressourceneffi-
zienz-Rechtsetzung zu verfolgen. Vielmehr soll die Ressourceneffizienz in den 
relevanten Politikbereichen im Sinne der oben zitierten Roadmap weiterentwi-
ckelt werden. Es wird sich zeigen müssen, ob diese Strategie ohne eine rechtlich 
fixierte Klammer umsetzbar ist und durchgehalten werden kann.

Aus der obigen Analyse der Situation der Chemischen Industrie lassen sich 
viele Argumente ableiten, dass eine Regulierung sinnvoll wäre. Ziele einer derar-
tigen Aktivität wären insbesondere:
  die Darstellung der Priorität der Ressourceneffizienz;
  die Vereinheitlichung des Bewertungsansatzes;
  auf dieser Basis allgemeine und spezifische Zielvorgaben mit ausreichender 

Umsetzungsflexibilität;
  die Einordnung ökologischer Aktivitätsfelder wie Energiepolitik, Klima-

schutz, Immissionsschutz oder Versorgungssicherheit in einen gemeinsamen 
Ordnungsrahmen;

  die Abstimmung der unterschiedlichen staatlichen Aktivitäten im Rahmen 
eines umfassenden Programmansatzes;

  der schrittweise Aufbau von Entscheidungshilfen. 

Somit würde für alle Akteure durch eine Regulierung ein klarer Entwicklungs-
rahmen gegeben. Was ein derartiges Gesetz nicht leisten kann und auch nicht 
leisten sollte, ist das Eindringen oder Einmischen in die eigentlichen Produkti-
onsprozesse. Dies würde den Staat nicht nur überfordern, es wäre wahrschein-
lich sogar kontraproduktiv, weil die technischen Entwicklungen eher behindert 
denn gefördert würden. 

Weniger umfassend als ein Ressourceneffizienz-Gesetz wäre eine Bergrecht-
liche Förderabgabe. Sie wäre als erster Schritt zur Unterstützung einer ressour-
ceneffizienteren Entwicklung zu verstehen. Dabei ist die Struktur der Förder-
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abgabe auf abgebaute bzw. inländisch gewonnene Rohstoffe sehr genau zu 
überlegen. Sie sollte dann eingeführt werden, wenn die Diskussion um ein 
Ressourceneffizienz-Gesetz zeigt, dass für diesen Vorstoß keine Akzeptanz zu 
erreichen ist. Für die Chemische Industrie wäre die Bergrechtliche Förderabgabe 
im Bereich der anorganischen Chemie von Relevanz (betrifft Kalk, Salze u.ä.). 
Diese Förderabgabe würde Rohstoffimporte ebenfalls einbeziehen können, da 
eine WTO-rechtlich problematische Diskriminierung durch eine entsprechende 
Ausgestaltung vermieden werden kann. Importe von Halb- und Fertigzeugen 
sind aber nicht erfassbar, was die Wirksamkeit dieser Regulierungsmöglichkeit 
bezüglich der Steigerung der Ressourceneffizienz natürlich einschränkt. 

Der Vorteil eines derartigen Vorstoßes wäre es, schon bei vergleichsweise 
niedrigen Abgaben höhere Finanzbeträge zur Verfügung zu haben, die zweckge-
bunden für die Ressourceneffizienz ausgegeben werden könnten. Die Förderab-
gabe würde eine doppelte Steuerungswirkung entfalten:
  Sie fördert den effizienteren Umgang mit Ressourcen durch die Verteuerung 

der Rohstoffe;
  und als zweckgebundene Abgabe erbringt sie Mittel für Aktivitäten zur Steige-

rung der Ressourceneffizienz.

4.3 Das Handlungsfeld Chemikaliensicherheit 

Das Allermeiste für dieses Handlungsfeld ist regulatorisch bereits festgelegt. 
REACH verlangt, das die Chemikalien bzw. die aus Chemikalien hergestellten 
Produkte sicher sein müssen, d.h. ohne hohe Risiken. Der Vorsorgeabstand muss 
also groß genug sein. Um genau dies zu erreichen, muss REACH vollständig 
umgesetzt werden. 

Diese einleitenden Ausführungen sollen deutlich machen, warum im Chemie-
sektor die Forderung «Wir brauchen ein besseres Gesetz oder ein verschärftes 
Gesetz!» die Chemikaliensicherheit nicht wirklich voranbringen wird. Besser 
ist es, leichte Anpassungen vorzunehmen und insbesondere die vorhandenen 
rechtlichen Regelungen, also REACH, zügig umzusetzen und möglichst viel 
Informationen aus REACH verfügbar zu machen, damit die Produkte wirklich 
sicherer werden. 

Daher ist die Grundbedingung (siehe Kapitel 3.4) aller hier gemachten 
Vorschläge: Sie dürfen die Routinearbeit bei der Umsetzung von REACH nicht 
behindern, verzögern oder gar durcheinander bringen.

4.3.1 Der Anpassungsbedarf von REACH
Bestätigen sich die ersten Äußerungen von Seiten der ECHA und der zustän-
digen nationalen Behörden, dass die Registrierungsdossiers häufig eine ungenü-
gende Qualität aufweisen, würde eine Ergänzung der REACH-Regulierung um 
einen qualitätssichernden Mechanismus unabdingbar sein. Eine derartige Ergän-
zung würde dann realistischer Weise aber nur noch die letzte Registrierungs-
tranche erreichen. Diese Tranche ist aber auch die umfangreichste und würde 
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viele mittelständische Produzenten und Importeure betreffen. Gerade für diese 
Tranche wäre die Qualitätssicherung daher besonders angezeigt.

Insgesamt scheint dieser Anpassungsbedarf sehr sinnvoll. Er würde auch 
dem Ziel einer möglichst störungsfreien Umsetzung von REACH nicht wider-
sprechen, da es sich hierbei um einen Mechanismus handelte, der außerhalb der 
behördlichen Arbeiten als privatwirtschaftliche Vorprüfung erfolgte.

4.3.2 Die Verbesserung der Umsetzung von REACH
Die Umsetzung von REACH tritt in den nächsten Jahren allein deshalb in eine 
schwierige Phase, weil die Arbeitslast in der Europäischen Chemikalienagentur 
(ECHA), zuständig für REACH, aber auch bei den Nationalbehörden zunehmen 
wird. Diese Arbeitslast ist mit der vorhandenen Personalstruktur nicht zu 
bewältigen. Somit würden auch die Erwartungen der Branche, über REACH ein 
vermarktbares Gütesiegel für den Weltmarkt zu erhalten (s.o.), nicht zu realisieren 
sein. Es besteht eher sogar die Gefahr, dass REACH aufgrund der Umsetzungsde-
fizite in die Negativschlagzeilen gelangt. Die konkurrierenden Märkte warten nur 
auf diese Schlagzeilen. So war eines der zentralen Argumente der US-Administ-
ration gegen REACH, dass dieses Arbeitsprogramm nicht umsetzbar sei.

Eine Lösung würde darin bestehen, die Gebührensätze für Registrierungen 
etc. kostendeckend zu gestalten, also anzuheben, um hierüber Mittel zur Verbes-
serung der Personalausstattung zu erreichen.13 Zusätzlich sollte ein Finanzie-
rungsmechanismus eingeführt werden, der die Behörden der Nationalstaaten, 
die größere Arbeitspakete übernehmen, belohnt.

4.3.2.1 Negativlisten
Der Arbeitsstand bei der Festlegung von Kandidatenstoffen und Stoffen auf dem 
Anhang XIV ist, wie oben dargestellt, völlig unzureichend. Daher ist seitens der 
Kommission und des Rates eine Zielvereinbarung mit den beteiligten Behörden 
zu schließen, wie das Auffüllen der Negativlisten beschleunigt werden kann. 

Es sollte erreicht werden, dass innerhalb der nächsten drei Jahre die Kandi-
datenliste auf die bekannten gut 1.000 SVHC-Stoffe aufgestockt wird.

4.3.2.2 Positivlisten
Weiter sollte die ECHA neben den Negativlisten auch Positivlisten zur Verfügung 
stellen. Es wird vorgeschlagen, einen Artikel 119 Absatz 3 des REACH-Gesetzes-
textes neu zu formulieren, der die ECHA beauftragt, im Rahmen der Stoffbe-
wertung neben der fortzusetzenden Festlegung und Bewertung von Stoffen mit 
hohem Risikopotenzial und besonders hoher Besorgnis (SVHC) auch eine neue 

13 Die EU-Kommission überprüft bis spätestens zum 1. Januar 2013 die REACH-Gebühren-
ordnung. Diese Überprüfung wurde erst jetzt gestartet, um die Erfahrungen mit der ersten 
Registrierungstranche abzuwarten. Die Bundesregierung wird sich übrigens im Rahmen 
des Überprüfungsprozesses für eine Senkung von Gebühren einsetzen, soweit diese durch 
das Kostendeckungsprinzip gerechtfertigt ist. Dies folgt aus der Antwort zu einer kleinen 
Anfrage (BUNDESREGIERUNG 2011a).
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Klassierung nach geringer Gefährlichkeit vorzunehmen und eine weitere Kategorie 
mit sehr geringer Gefährlichkeit (der inhärenten Eigenschaften) einzuführen. 
Dieser neue Bewertungsansatz folgt der toxikologischen bzw. ökotoxikologischen 
Argumentation der Chemischen Industrie, dass die Gefährlichkeit von Chemi-
kalien differenziert zu betrachten sei und ein Stoff nicht per Definition gefähr-
lich sein müsse. In diesem neuen Absatz 3 sind die Kriterien zu normieren, nach 
denen die Einstufung für die Positivlisten erfolgen soll. Weiter sind die erforderli-
chen Tests und die zu unterschreitenden Grenzwerte, nach der die Einstufung zu 
erfolgen hat, ebenfalls festzulegen.

Die Stoffe, die nach Artikel 113 Abs. 3 (neu) als gering gefährlich bzw. als 
sehr gering gefährlich eingeordnet werden, sind im Rahmen einer Definition 
des Anwendungsbereichs («domain of application») für diese Eingruppierung zu 
versehen, um Risiken von Fehlern bei der Aufnahme in die Positivliste zu verrin-
gern und Datenlücken berücksichtigen zu können. Denn die Anwendungsbreite 
einer Chemikalie kann sehr hoch sein, und man kann auch nicht sicher sein, 
welche weiteren Anwendungen in Zukunft noch am Markt «erfunden» werden. 
Daher dient die Eingrenzung der Positivbewertung einer Chemikalie auf einen 
Anwendungsbereich der Vermeidung von Fehleinstufungen.

Der Aufbau der Datenbanken nach Artikel 113 Abs. 3 (Positivlisten) soll 
mit gleicher Priorität ermöglicht werden wie die Bearbeitung der gefährlichen 
Stoffe (SVHC-Stoffe) und deren Veröffentlichung (nach Artikel 113 Abs. 1 und 2, 
Negativlisten). 

Artikel 119 Absatz 3 (neu) soll explizit die Möglichkeit erhalten, dass den 
Herstellern von Chemikalien ein Recht eingeräumt wird, Initiativbewerbungen 
auf Aufnahme in die Positivliste abzugeben, sofern sie überzeugt sind, über 
Daten zu verfügen, die diese Aufnahme rechtfertigen. Diese Bewerbungen 
sind mit hoher Priorität zu bearbeiten und in gesetzlich fixierten Zeiträumen 
zu entscheiden. Aus den Gebühreneinnahmen ist die für die Bearbeitung der 
Positivlisten erforderliche Personalverstärkung zu finanzieren.

Fachliche Begründung für die Aufstellung einer Positivliste
Zu der hier vorgeschlagenen Positivliste wird es viele fachliche Einwände geben. 
Daher wird im Folgenden eine etwas detailliertere Begründung für diesen 
Vorschlag gegeben. Ken Geiser, Direktor des Lowell Center for Sustainable 
Production an der University of Massachusetts, Lowell, und einer der Verfasser 
des Massachusetts Toxics Use Reduction Act, stützt seine Analyse der Defizite 
auf dem Feld der US-Chemikaliensicherheit auf die amerikanische Erfahrung 
von 40 Jahren Chemikalienpolitik auf nationalstaatlicher Ebene (GEISER 2009). 
Die entscheidenden strategischen Defizite im 1976 erlassenen Toxic Substance 
Control Act (TSCA) und seiner Umsetzung sieht er in der Fixierung auf einzelne 
vermeintlich oder tatsächlich besonders toxische Stoffe. Es wurden nur wenige 
Einzelsubstanzen («one by one») reguliert. Die Regulation selbst ist fragmenta-
risch und basiert bis heute auf unzureichenden Informationen. Neu an Geisers 
Analyse ist insbesondere die Kritik an einer zu starken «Risikofixierung».
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In der Fachdiskussion wird zwischen Risiko («risk») und Gefahr («hazard») 
unterschieden. Bezogen auf Chemikalien ist die Gefahr, die von einer Substanz 
ausgeht, durch deren toxische (auch inhärente) Eigenschaften definiert. Das 
Risiko bezieht die Expositionen einer Chemikalie für z.B. den Menschen mit 
ein und beurteilt, ob eine Gefahr auch tatsächlich aufgrund einer Exposition zu 
einem Schaden werden könnte. Gibt es aufgrund einer vollständig gekapselten 
Verwendung keine Exposition, so kann selbst mit der gefährlichsten Substanz 
risikolos umgegangen werden, vom Versagen der Kapselung einmal abgesehen 
– so diese Logik.

Aber der Versagensgedanke lenkt zum Kern des Problems: Mit immer 
größerem Aufwand wurden in den Jahrzehnten der Risikodiskussion Expositions-
szenarien ersonnen und administriert, so dass auf dem Papier mittlerweile die 
Risiken tatsächlich minimiert sind. Und in den großen führenden Unternehmen 
der Chemischen Industrie werden diese Standards auch beachtet. Nur im Mittel-
stand und in der Verwendungskette gehen Anspruch und Wirklichkeit zum Teil 
sehr weit auseinander. Dies hängt letztlich auch damit zusammen, dass allein die 
personellen Kapazitäten zur Stoffbeurteilung und Risikoanalyse in kleinen und 
mittelständischen Unternehmen sehr begrenzt sind.

Eine stärkere Orientierung auf den Gefahrenaspekt von Chemikalien hätte 
gegenüber der erwähnten «Risikofixierung» Vorteile. Der Vorteil wäre, verein-
facht ausgedrückt, der folgende: Würde beispielsweise eine gefährliche Chemi-
kalie durch eine weniger gefährliche Chemikalie als Bestandteil eines Produktes 
ersetzt, so wäre beim Versagen der Sicherheitsbestimmungen das Risiko einer 
schädlichen Exposition geringer. Gelänge eine Substitution durch eine ungefähr-
liche Chemikalie, würde das Risiko in jedweder Hinsicht gegen Null reduziert, 
so die Grundüberlegung – und einmal abstrahiert von der Frage, ob es eine 
ungefährliche Chemikalie überhaupt geben kann.

Nun ist der Hersteller einer Chemikalie, auch einer gefährlichen, am Fortbe-
stand des Marktes für seine Chemikalie interessiert. Um den Fortbestand sicher-
zustellen, wird er über die Risiko-Argumentation die Expositionsbestimmungen 
zur Not verschärfen, wenn ein zu hohes Risiko festgestellt wird. Der Hersteller 
einer weniger gefährlichen Chemikalie hat dementgegen ein Interesse daran, sein 
Substitut zu verkaufen. Interessant ist die objektive Interessenslage des Verwen-
ders (z.B. Retailer) der Chemikalie. Er hat das Interesse, die weniger gefährliche 
Chemikalie, das Substitut, einzusetzen, solange ihm hierbei nicht die Kosten aus 
dem Ruder laufen. Dieses Interesse nimmt in dem Umfang zu, in dem man sich 
in der Verarbeitungs- bzw. Versorgungskette dem Verbraucher nähert. Da der 
Verwender zudem über seine Kaufentscheidung über eine sehr große Nachfrage-
macht verfügt, müsste sprichwörtlich die Welt eigentlich schon seit langem völlig 
in Ordnung sein, wenn wir nicht zwei andere Probleme hätten.

Das erste, einfachere Problem ist, dass das ungefährlichere Substitut – vergli-
chen mit der gefährlicheren Chemikalie – keinen geringeren, sondern einen 
vergleichbar guten chemischen Nutzwert haben muss. Unter chemischen 
Nutzwert wird hier die Eigenschaft verstanden, weshalb eine Chemikalie einge-
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setzt wird. Ein chemischer Nutzwert ist beispielsweise die Eigenschaft, Öl in 
Wasser zu emulgieren, einen harten Kunststoff formbar zu machen, eine Farbe 
lichtstabil auszurüsten oder einen Werkstoff gegen Insektenbefall zu schützen. 
Natürlich werden die Chemikalienhersteller mit dem Argument des chemischen 
Nutzwertes für ihre jeweiligen Stoffe werben. Aber die Eigenschaften lassen 
sich prüfen, und zur Not wird eine Testcharge an Produkten mit dem Substitut 
erzeugt, und man stellt fest, ob es zu befriedigenden Ergebnissen führt. Und in 
der Tat ist nicht jedes Substitut, was beworben wird, gut genug.

Ein zweites, schwierigeres Problem ist, dass wir häufig nicht wissen, welche 
Substanz gefährlich und welche weniger gefährlich ist. Dieses Defizit hat weniger 
methodische Gründe, denn wir verfügen über geeignete wissenschaftliche 
Testmethoden und Bewertungsverfahren, um die Gefährlichkeit von Stoffen zu 
bewerten. Das Defizit besteht darin, dass diese Methoden für die allermeisten 
Stoffe, wie oben dargestellt, bisher nicht eingesetzt oder dass diese Daten den 
Behörden bisher nicht zur Verfügung gestellt wurden. Um dem Abhilfe zu 
schaffen, gibt es in Europa das REACH-System. Im Grundsatz werden dadurch 
die erforderlichen Daten zum Ausmaß der Gefährlichkeit von Stoffen in den 
nächsten Jahren ermittelt. Um diese Daten und ihre Bewertung für die beschrie-
benen Substitute nutzen zu können, müssten sie für die Marktteilnehmer 
verfügbar sein. Des Weiteren müssten sie in einer Form aufbereitet werden, dass 
sie für die Kommunikation in der Versorgungs- und Verarbeitungskette auch 
genutzt werden können. Dies ist mit der heutigen REACH-Regulierung nicht 
sichergestellt bzw. nicht möglich. Daher stellt die Herstellung bzw. Verbesserung 
einer Datentransparenz die wesentliche Herausforderung für die anstehende 
REACH-Überarbeitung dar. Hier setzt die Idee der Positivlisten an.

Was könnte mit einer Verbesserung von REACH erreicht werden? Gelänge 
eine schrittweise Substitution von gefährlicheren Chemikalien durch weniger 
gefährliche oder sogar inhärent sichere Stoffe, könnte von einer Transformation 
gesprochen werden. Die Positivliste wäre dann eine wichtige Informationsquelle, 
um diesen Umbau durchführen zu können.

Ein Einwand von Seiten der toxikologischen Fachwelt aus Industrie, aber 
auch aus Behörden wird sein, dass mit der Positivliste erstmals ein systemwid-
riger Paradigmenwechsel vom Risiko zur Gefahr vollzogen würde. Der Paradig-
menwechsel wird nicht geleugnet; er ist, wie dargestellt, mit dem Vorschlag sogar 
bewusst eingegangen worden. Es sollen die Substanzen ausgezeichnet werden, 
die unabhängig von Expositionsszenarien eine definierte Sicherheitsschwelle 
unterschreiten. 

Dieser Paradigmenwechsel ist für die Negativlisten der REACH-Regelung 
(siehe die Kandidatenliste) ebenfalls vorgenommen worden, übrigens mit einer 
ähnlichen Begründung, aber mit umgekehrten Vorzeichen. Auch die Einstufung 
und Kennzeichnung von Stoffen erfolgt entlang deren inhärenter Eigenschaften 
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(EU 2008). Also trifft der Vorwurf der erstmaligen Verletzung einer eingeführten 
«Dogmatik» nicht zu.14

Hinzu kommt, dass Annex 4 der REACH-Regelung, wo beispielsweise Natur-
stoffe wie verschiedene Zucker, Stärke, CO2, Edelgase oder pflanzliche und tieri-
sche Fette, Öle und Wachse aufgenommen werden, die aufgrund ihrer klaren 
Ungefährlichkeit nicht dem REACH-Check unterzogen werden müssen, im Kern 
bereits eine Positivliste ist. Diesen Ansatz gilt es, fachlich weiterzuentwickeln 
und auf synthetische Chemikalien auszuweiten. 

Ein weiterer Einwand ist eher rechtlicher Natur. Positivlisten sind keine expli-
zite Garantie, einen Stoff gefahrlos einsetzen zu können, deshalb wird sich eine 
ganze Reihe von Haftungsfragen stellen, insbesondere, wenn die Positivliste von 
einer staatlichen Stelle geführt wird. Diese Haftungsfragen lassen sich u.E. dann 
lösen, wenn es klare naturwissenschaftliche Anforderungen an die Aufnahme in 
die Listen gibt, und sie ließen sich minimieren, wenn die Erarbeitung der Positiv-
liste, ähnlich wie dies in Deutschland mit der Vergabe von Positivauszeichnungen 
wie dem Blauen Engel geschieht, auf eine private Institution übertragen würde. 

4.3.3 Sichere Produkte durch Substitution 
Negativlisten und Positivlisten sind für die zukünftige Weiterentwicklung der 
Verbraucherprodukte wichtige Erkenntnisquellen, weil beispielsweise der 
Produktentwickler, wo möglich, seine Stoffauswahl aus den Positivlisten trifft 
und die Stoffe der Negativlisten so weit möglich vermeidet. Sofern die Positiv-
listen keine passenden Stoffe nennen, muss der Produktentwickler sich dann auf 
die Informationen der REACH-Umsetzung (ECHA) stützen. 

Positiv- und Negativlisten werden auf absehbare Zeit keine umfassenden 
Listen sein können, weil sich aus Kapazitätsgründen, aber auch aus der Stoffeigen-
schaft heraus nur vergleichsweise wenige Stoffe eindeutig in die jeweiligen Listen 
aufnehmen lassen. Der Grund: Es wird nicht immer für all die jeweiligen Anwen-
dungsbereiche klare Positivstoffe geben, die dann auch noch die gewünschte 
chemische Leistung (beispielsweise Oberflächenreinigung) aufweisen. Daher 
bleibt in der sprichwörtlichen Mitte der REACH-Regulierung der hinreichende 
und auch erforderliche Raum für die Risikoanalysen im herkömmlichen Sinn, also 
die Hauptarbeit der REACH-Regulierer: nämlich, den Produktentwicklern und 
Verbraucherschützern die erforderlichen Informationen zur Verfügung zu stellen.

Sollte sich über die kommenden Jahre der Umfang der Listen stetig erwei-
tern, kann es natürlich zu Schwerpunktverlagerungen kommen. Dies hängt aber 
von den faktischen Stoffdaten ab, die heute noch keiner kennt. Also ist langfristig 
offen, welche Bedeutung der Risiko-Ansatz behält und welche Bedeutung der 
Gefahr-Ansatz sozusagen von den Rändern her erreichen kann.

14 In Deutschland hat die Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA) vor 
Jahren einen Versuch gestartet, aus den damaligen Neustoffanmeldungen eine Positivliste 
zu generieren (für Textilfarbstoffe). Diese Liste wurde eingestellt, weil die Prüfanforde-
rungen damals unzureichend waren und die Altstoffe nicht einbezogen werden konnten. 
Aus diesen Erfahrungen sollten Lehren gezogen werden.



G
oi

ng
 G

re
en

: C
he

m
ie

 H
an

dl
un

gs
fe

ld
er

 f
ür

 e
in

e 
re

ss
ou

rc
en

ef
fi

zi
en

te
 C

he
m

ie
in

du
st

ri
e

53

4 
S

ie
be

n 
H

an
dl

un
gs

fe
ld

er
 f

ür
 e

in
e 

re
ss

ou
rc

en
ef

fi
zi

en
te

 E
nt

w
ic

kl
un

g

Bisher wurden in Europa weit über tausend Einzelentscheidungen zur 
Beschränkung von Stoffen getroffen. Dies ist bereits ein kleiner Schritt zu mehr 
Substitution, und dieses Instrument wird weiterhin genutzt werden. Stoffverbote 
im Rahmen der Autorisierungsverfahren sind ein neues Instrument, sie sind 
erforderlich und werden im Rahmen der REACH-Umsetzung auch kommen. Nur 
ist das Verbot eines Stoffes bzw. einer Chemikalie nur eine ultima ratio – nicht 
zuletzt, weil der Stoff ja trotz seiner Schädlichkeit eine Funktion erfüllt. Und 
diese Funktion wird nachgefragt, ist in manchen Fällen sogar essenziell. Daher 
sind Verbote nur möglich, wenn der Schaden den Nutzen deutlich übersteigt. 
Man muss also die Verbote um Instrumente ergänzen, die mehr Sicherheit in 
der Breite geben. Hier ist insbesondere die Substitution durch Stoffe mit einem 
geringeren Risiko bzw. mit einer geringeren Schadwirkung, wie oben ausgeführt, 
der zukünftige Hauptpfad, um zu sicheren Produkten zu gelangen.

In den nächsten Jahren werden die erforderlichen Daten zur Gefährlichkeit 
von Stoffen im Rahmen von REACH ermittelt. Um diese Daten und ihre Bewer-
tung für die Substitution gefährlicher Stoffe nutzen zu können, müssten diese 
Informationen für die Marktteilnehmer verfügbar sein. Weiter müssten sie in 
einer Form aufbereitet werden, dass sie auch für die Kommunikation in der 
Versorgungs- und Verarbeitungskette genutzt werden können. 

Die Möglichkeit der Substitution ist in der heutigen REACH-Regulierung in 
Ansätzen enthalten. Ein Stoffverbot zieht automatisch eine Substitution nach 
sich. Bisher wurden keine neuen Stoffverbote unter REACH ausgesprochen. Die 
Abläufe der Substitution sind in REACH ebenfalls geregelt. Bisher wurden nur 
wenige Substitutionsgebote ausgesprochen. Eine Substitutionspflicht in der 
Breite wird unter REACH nicht geregelt. Diese Forderung war ursprünglich Teil 
der Vorschläge einzelner EU-Staaten und NGOs, hat sich aber nicht durchsetzen 
lassen. 

Man sollte daher der Öffentlichkeit die Daten zur Gefährlichkeit der Chemi-
kalien in Form einer Datenbank im Internet zur Verfügung stellen. Artikel 119 der 
REACH-Regelung enthält in seiner heute gültigen Form im Absatz 1 bereits die 
erforderlichen Zugangsrechte für die Öffentlichkeit. Im Artikel 119 Absatz 2 wird 
der Industrie aber für wichtige Informationen ein Widerspruchsrecht auf Veröf-
fentlichung eingeräumt. Hierunter fallen u.a.
  der Reinheitsgrad des Stoffes und die Identität von gefährlichen Verunreini-

gungen bzw. Zusätzen;
  der Mengenbereich, für den eine Registrierung erfolgt ist;
  die qualifizierten Studienzusammenfassungen (robust summary);
  Handelsbezeichnungen.

Aufgrund der bisherigen Erfahrungen im REACH-Prozess ist nicht auszu-
schließen, dass Teile der Wirtschaft von dieser Widerspruchsmöglichkeit 
Gebrauch machen werden. Dies wäre insbesondere für die Verfügbarkeit der 
Studiendaten ungünstig, die Datentransparenz wäre eingeschränkt. Daher ist es 
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erforderlich, diese Einspruchsmöglichkeit der Wirtschaft insbesondere für die 
oben genannten vier Informationsbereiche zu tilgen.

Im Rahmen ihrer Aktivitäten zu Global Product Strategies (GPS) hat sich die 
Chemische Industrie selbst verpflichtet, sogenannte «Safety Summaries» mit 
bewerteten Daten für alle vermarkteten Stoffe unter REACH spätestens ein Jahr 
nach der Registrierung zur Verfügung zu stellen (ICCA 2011). Auf der Homepage 
dieser Initiative können heute bereits Informationen zu über 1.000 Substanzen 
abgerufen werden. Somit liegen die Standpunkte bezüglich Datentransparenz im 
Prinzip gar nicht mehr so weit auseinander.

abbildung 10: dialogfenster für die abfrage nach informationen über Stoffe – hier: Bisphenol a 
– auf der Global Product Strategy-Webseite des international Council of Chemical associations 
(iCCa) 

(Quelle: http://www.icca-chem.org/)
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4.3.4 Mehr Transparenz durch Produktdatenbanken
Während REACH-Datenbanken sowie Negativ- und Positivlisten (s.o.) insbeson-
dere eine «Fundgrube» für den Produktentwickler darstellen, wäre eine Produkt-
datenbank mit detaillierten Informationen über die chemische Zusammenset-
zung von Produkten eine Fundgrube für den Verbraucher bzw. der Verbraucher-
schutzorganisationen.

Eine Haushaltsproduktedatenbank (HPDB) sollte es diesen ermöglichen, sich 
via Internet über die Zusammensetzung der Produkte und deren Gefährlich-
keit zu informieren. Dies kann elegant erreicht werden, wenn das Sicherheits-
datenblatt des Produktes über eine Datenbank der Öffentlichkeit zugänglich 
gemacht würde. Dieses Sicherheitsdatenblatt muss nach der heutigen europä-
ischen Rechtslage vom Hersteller für jedes Produkt erstellt werden. Es ist auf 
Anfrage dem Handel oder dem Weiterverarbeiter zur Verfügung zu stellen, und 
es ist auch den Behörden zu übermitteln. Die Sicherheitsdatenblätter liegen in 
elektronischer Form vor. Es ist zu entscheiden, ob über das Sicherheitsdaten-
blatt hinausgehende Informationen im Rahmen der HPDB erfasst werden sollen 
(siehe den Ressourceneffizienz-Steckbrief). 

Für die Hersteller wäre das elektronische Übermitteln (und Aktualisieren) 
des Sicherheitsdatenblattes an den Betreiber der Datenbank ein zusätzlicher 
Aufwand. Dieser Aufwand könnte aber kompensiert werden, wenn andere 
Berichtspflichten dadurch verringert würden. So könnte die Berichtspflicht an 
den Handel und in der Lieferkette entfallen, wenn die Datenbank aufgebaut ist. 
Auch einige sektorspezifische Berichtspflichten könnten entfallen (für Kosmetika 
oder Wasch- und Reinigungsmittel), weil die Datenbanken für diese Bereiche in 
die HPDB integriert werden könnten.

In den USA wird eine vergleichbare Datenbank seit vielen Jahren sehr erfolg-
reich betrieben (NLM 1995). Die von der National Library of Medicine, einer 
Dienststelle der US-Regierung, bereitgestellte Datenbank, ist sehr übersicht-
lich und bedienungsfreundlich aufgebaut (siehe Abbildung 11) und wird täglich 
von rund 50.000 Verbrauchern aufgesucht. Ein Nachteil dieser Datenbank ist 
allerdings, dass die vorhandenen Informationen nicht alle Produkte auf dem 
US-Markt umfassen. Außerdem werden die Informationen ungeprüft weiterge-
geben. Dieser Nachteil erklärt sich aufgrund des freiwilligen, nicht-amtlichen 
Charakters der Datenbank. 

Die Übermittlung standardisierter Daten über die Zusammensetzung der 
Produkte und nötige Sicherheitshinweise etc. an die Datenbank sollten daher 
eine europäische Rechtspflicht der Hersteller sein. Die Informationen sollten 
zudem stichprobenartig von den für die Chemikaliensicherheit zuständigen 
Stellen der Mitgliedsstaaten überprüft werden.
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abbildung 11: informationsfenster für die abfrage nach den inhaltsstoffen eines toners für 
tintenstrahldrucker – the household Products database of the national library of medicine 
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(Quelle: http://householdproducts.nlm.nih.gov/)

Um zu einzelnen Inhaltsstoffen vertiefte Informationen zu erhalten, sollte die 
HPDB Links zu anderen Datenbanken enthalten (beispielsweise zu den REACH-
Datenbanken wie den Negativ- und auch Positivlisten, s.o.). Es sollten Verknüp-
fungen zu den anderen relevanten europäischen Produktdatenbanken hergestellt 
werden. Zukünftig könnten auch Links zum im Aufbau befindlichen NanoPortal 
des JRC der EU-Kommission hergestellt werden.

Die HPDB sollte mit den Barcodes auf der Produktverpackung kombiniert 
werden. Hierdurch kann erreicht werden, dass die Produktinformationen mittels 
Smartphones bei Kaufentscheidungen abgefragt werden können. 

Es ist zu diskutieren, ob und in welchem Umfang die «nackten» Informati-
onen vom Betreiber der Datenbank aufbereitet werden müssen, damit die Daten-
bank auch von unkundigen Verbrauchern ohne große Chemiekenntnisse genutzt 
werden kann. Eine Umsetzungsmöglichkeit wäre es, die Verbraucherschutzorga-
nisationen finanziell zu unterstützen, damit sie im Rahmen ihrer Arbeit mit Hilfe 
ihrer Organe die Brücke von der HPDB zum Verbraucher schlagen.

In einer kürzlich für das Bundesumweltministerium durchgeführten Unter-
suchung hat das IFEU-Institut das Für und Wider einer HPDB untersucht 
(GIEGRICH 2011). Es wurden detaillierte Umsetzungsvorschläge erarbeitet und 
die Einwände gegen den Aufbau einer solchen Datenbank eingehend analysiert. 
Daher kann auf diese Untersuchung Bezug genommen werden. Am Ende steht 
das klare Ergebnis einer Machbarkeit und Sinnhaftigkeit der HPDB. Was bisher 
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allerdings fehlt, ist der politische Wille eines bedeutenden Mitgliedsstaates, 
diesen Vorschlag in Brüssel einzubringen.

4.3.5 Fazit Chemikaliensicherheit
Die Vorschläge zur Verbesserung der Chemikaliensicherheit dürfen sich nicht 
in REACH (und den begleitenden Regulierungen PSM-VO, Biozid-VO bis hin zu 
CLP15) erschöpfen. Weitere wichtige Handlungsansätze für ein in die Zukunft 
gerichtetes Chemikalienmanagement sind vorhanden. So sollte die Chemikali-
enregulierung besser mit dem medienbezogenen Umweltrecht verzahnt werden, 
ebenso wie mit den spezialgesetzlichen Stoffregelungen. Weiter gibt es auch die 
Notwendigkeit, den Stofffluss der Chemikalien qualitativ und quantitativ besser 
zu verstehen, um hieraus auch Schlussfolgerungen über Risiken und insbeson-
dere Senken ziehen zu können.

Aber in der Gesamtschau und vor dem Hintergrund der Notwendigkeit, 
realisierbare Schwerpunkte zu setzen, erscheint die Stärkung des Substitutions-
gedankens mit den Instrumenten REACH-Datenbanken, Negativlisten, Positiv-
listen und Produktdatenbanken der sinnvolle nächste Schritt, ohne Gefahr zu 
laufen, das Ziel, eine zügige Umsetzung von REACH, zu gefährden. 

Durch dieses Handlungsfeld lassen sich die von der Chemischen Industrie 
zu leistenden Arbeiten ökonomisch in europäische Güte- bzw. Qualitätssiegel 
ummünzen. Zusätzlich zahlt sich die Entwicklung weniger gefährlicher chemi-
scher Substitute auch am Markt aus.16 Weiter muss es ein weltweites Anliegen 
sein, Unfälle mit Chemikalien zu vermeiden und diesbezügliche Risiken zu 
vermindern. Die ILO spricht in diesem Zusammenhang von 400.000 Toten pro 
Jahr weltweit. Gerade für diese Märkte besteht Bedarf nach systematischen 
Konzepten (z.B. der Responsible Production-Ansatz der UNEP). Die hier entwi-
ckelten Vorschläge zur Steigerung der Chemikaliensicherheit führen daher auf 
diesen Märkten zu Chancenkorridoren im Hinblick auf sicherere Technologien 
und risikoärmere Chemikalien und daneben zu einem verbesserten Schutz von 
Arbeitnehmern in den Schwellen- und Entwicklungsländern.

4.4 Das Handlungsfeld Rohstoffversorgung

In einem Klimaschutz-Szenario, in dem bis 2050 80% oder sogar 95% der Treib-
hausgasemissionen eingespart werden sollen, stellt sich die Frage, wem die 
Emissionen aus der energetischen Entsorgung von Kunststoffen und chemischen 
Produkten (siehe 3.3.4) zugeordnet werden sollen. Eine Möglichkeit wäre es, in 
Abweichung von der heutigen Praxis der Aufstellung nationaler Inventare, diese 
Emissionen im Rahmen einer erweiterten Produktverantwortung der Chemi-

15 CLP-Verordnung (Regulation on Classification, Labelling and Packaging of Substances 
and Mixtures) = Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 über die Einstufung, Kennzeichnung und 
Verpackung von Stoffen und Gemischen, in Kraft getreten am 20. Januar 2009.

16 Siehe hierzu BASF: BASF-Weichmacher Hexamoll® DINCH weiter auf dem Vormarsch. 
P-11-365, 2011-07-26 http://basf.com/group/pressemitteilung/P-11-365.
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schen Industrie anzulasten. Dieser Anteil könnte in einem Szenario 2050 rein 
rechnerisch 20% der Treibhausgasemissionen ausmachen. 

Dieses Szenario wird aus vielerlei Gründen so nicht eintreten, u.a. weil sich ja 
auch die Verfahren der Abfallwirtschaft weiterentwickeln werden. Diese nackten 
Zahlen machen aber deutlich, dass das Problem der Treibhausgasemissionen 
aus den Produkten der Chemischen Industrie auf Dauer nicht ignoriert werden 
kann. Und auch der Hinweis, dass 2050 ein voll funktionstüchtiger Emissions-
handel das Problem der energetischen Verwertung lösen wird, geht am Thema 
vorbei. Denn die Kunststoffe, die in der Zukunft, nach Jahren oder Jahrzehnten, 
zu entsorgen sind, werden heute produziert. Da hilft ein hoher Zertifikatpreis 
im Jahr 2050 relativ wenig, denn die Abfallmengen werden zunehmen, und eine 
Entsorgung ist unumgänglich. Wobei neben der Verbrennung bzw. energetischen 
Verwertung von Kunststoffen noch die vielen anderen Produkte hinzuzufügen 
sind, die in die Umwelt gelangen, biologisch abbaubar sind und über diesen Weg 
ebenfalls einen erheblichen Treibhauseffekt verursachen. 

Eine andere Überlegung mag diese Betrachtung ergänzen. Wie oben darge-
legt, dienen rund 15% des heutigen Erdölverbrauchs als Rohstoff für die Herstel-
lung von organischen Chemikalien. Dies ist der fossile Kohlenstoff-Pool, aus dem 
die Treibhausgasemissionen der Zukunft stammen. Das Problem verschärft sich 
noch dadurch, dass ein Teil dieses Pools aus dem Bausektor über Jahrzehnte in 
der Technosphäre angesammelt wird und in den nächsten Jahrzehnten nach 
Ablauf der definierten Lebensdauer der Produkte über die Abfallwirtschaft 
zusätzlich zu entsorgen ist. 

Durch einen mittel- bis langfristigen Wechsel der Rohstoffbasis von Erdöl zu 
Biomasse – den sogenannten «feedstock change» – würde, wie dargestellt, eine 
Lösung des Problems außerhalb der Abfallwirtschaft möglich sein.

In den letzten Jahren gab es Stimmen aus der Wissenschaft, Biomasse primär 
im Bereich der Wärmeerzeugung und der Stromgewinnung einzusetzen (JRC 
2007, BMELV 2007). Diese Strategie ist aus Sicht der Ressourceneffizienz kritisch 
zu sehen. Biomasse sollte primär für die stoffliche Nutzung eingesetzt werden 
(B90/GRÜNE 2011a). So lassen sich im Chemiesektor höhere Effizienzen erzielen 
(REINHARD 2007). Zudem ist eine Kaskadennutzung der Biomasse möglich 
(vgl. Abbildung 9), was unschlagbare Vorteile für den Biomasseeinsatz ergäbe 
(BRINGEZU 2009, BRINGEZU 2011) (siehe oben).

Gegenwärtig werden die politischen Weichen für den künftigen Einsatz 
der Biomasse gestellt. Die entsprechende Diskussion findet weitgehend unter 
Abwesenheit der Chemischen Industrie statt. 

Welche Regulierungen sind sinnvoll, um einen «feedstock change» zu fördern 
bzw. herbeizuführen?

4.4.1 Die Nachhaltigkeit muss gesichert sein
Die EE-Richtlinie der EU legt die Nachhaltigkeitsanforderungen für flüssige 
Bioenergie und Biokraftstoffe fest (EE-RICHTLINIE 2009). In diesem Zusam-
menhang werden beispielsweise Mindestanforderungen an Treibhausgaseinspa-
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rungen im Vergleich zu fossilen Kraftstoffen (mindestens 35%) gefordert. Auch 
die Anforderungen an die Flächeninanspruchnahme sind definiert. In Diskus-
sion ist auch die Frage, wie die indirekten Landnutzungseffekte (ILUC)17 mit 
einbezogen werden können (BZL GMBH 2010, LAHL 2011). 

Für die Einbeziehung der indirekten Landnutzungsänderung in die Klima-
bilanz von Biomasse wird von vielen Wissenschaftlern vorgeschlagen, die 
rechtlichen Regelungen zu ergänzen. Die indirekten Effekte sollten nach 
diesen Vorschlägen in die Klimabilanz eingerechnet werden. Es ist u.E. davon 
abzuraten, eine Regelung festzulegen, die eine unspezifische Steuerungswirkung 
über pauschale, mittels Rechenmodellen gefundene ILUC-Faktoren entfaltet 
(FRITSCHE 2010, LABORDE 2011). Hierdurch würden gerade Biomassen aus 
solchen Ländern benachteiligt, die sich gesetzlich und administrativ dem Schutz 
wertvoller, kohlenstoffreicher Naturflächen verpflichtet haben. Dieser «perverse» 
Effekt entsteht dadurch, dass in den globalen Modellen einheitliche ILUC-
Faktoren (für Biomasse aus allen Regionen) als globale Faktoren errechnet 
werden. Diese globalen Faktoren würden dann in etwa die mittlere globale 
ILUC-Situation abbilden. Da es aber auf der einen Seite Regionen in dieser Welt 
gibt, die sich bis heute überhaupt nicht in der Bekämpfung von ILUC engagieren 
– wie Indonesien –, und es auf der anderen Seite auch Regionen gibt, wo man 
beginnt, ILUC zu bekämpfen – wie Brasilien –, und es zudem Regionen gibt, wo 
z.B. die Wälder gesetzlich geschützt sind – u.a. Deutschland –, ist ein einheitli-
cher globaler Faktor über alles nicht fair – und er steuert außerdem auch falsch. 
Zudem ist die Bedeutung einer nachhaltigen Biomassegewinnung für das Errei-
chen der Klimaschutzziele von so zentraler Bedeutung, dass eine Regelung 
gefunden werden muss, die ILUC verhindert und gleichzeitig die Rohstoffversor-
gung aus Biomasse auch aus Ländern mit hoher Sonneneinstrahlung weiterhin 
ermöglicht. Daher sollten die rechtlichen Regelungen u.E. um eine regionale 
Erfassung dieser Effekte ergänzt werden.

Die Chemische Industrie ist heute schon einer der wichtigsten Nutzer von 
Biomasse als Rohstoff, auch wenn dies prozentual noch eher bescheiden aussieht. 
Eine Ausdehnung dieses Anteils ist dann vertretbar, wenn vorher die Nachhaltig-
keitsanforderungen auf die stoffliche Biomassenutzung ausgedehnt werden. Die 
Festlegung von Nachhaltigkeitsanforderungen an die stoffliche Biomassenutzung 
im Rahmen der existierenden oder einer neuen EU-Richtlinie ist daher vordring-
lich. 

Fachlich ist die Ausweitung der Biomassenutzung vom Grundsatz her kein 
großes Problem. Die Anforderungen der EE-Richtlinie können für viele Aspekte 
direkt übertragen werden (Mindesteinsparrate an Treibhausgasen, Ausschluss der 
Umwandlung von Flächen mit hoher Biodiversität oder Kohlenstoffgehalt); aller-

17 Indirect Land Use Change (ILUC) – danach findet durch die weltweite Produktion von 
Biomasse für die Produktion von Bio kraftstoffen eine Verdrängung von Nahrungs- und 
Futtermitteln statt. Als Ersatz müssen bislang ungenutzte Flächen zur Nahrungsmittelpro-
duktion erschlossen werden. Wenn es sich dabei z.B. um Regenwaldflächen handelt, würde 
durch diese Änderung der Landnutzung eine große Menge CO2 freigesetzt.
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dings sind gewisse methodische Anpassungen an den Stoffsektor vorzunehmen 
(hier sei auf die laufenden, im Jahr 2012 abzuschließenden Forschungsarbeiten 
verwiesen (NOVA-INSTITUT 2010)). Schwieriger zu lösen ist die Nachverfolgbar-
keit der Biomasse vom Eingang in den Produktionsprozess bis hin zum Produkt.

Mit dem in Kürze vorhandenen Kenntnisstand bestehen sicherlich gute 
Voraussetzungen, einen politischen Vorstoß in Brüssel für die Ausdehnung des 
Nachhaltigkeitsregimes auf stofflich zu nutzende Biomasse zu starten. Rücken-
wind ist für solch eine Initiative zu erwarten, weil die Chemische Industrie 
unserem Eindruck nach aus eigenem Interesse diese Aktivitäten unterstützen 
würde. 

4.4.2 Die Privilegierung der Kaskadennutzung von Biomasse
Die Kaskadennutzung von Biomasse weist eindeutige Effizienzvorteile auf und 
kann die Nutzungskonkurrenzen entlasten (vgl. Abbildung 9). Aktuell ist das 
Förderinstrumentarium der EU bzw. der Bundesregierung nicht darauf ausge-
richtet, Kaskadennutzung zu privilegieren. Daher ist das Förderinstrumenta-
rium (insbesondere das Erneuerbare-Energien-Gesetz, EEG, und das Erneuer-
bare-Energien-Wärmegesetz, EE-WärmeG) in diesem Sinne zu überarbeiten. 
Zukünftig sollte die energetische Nutzung der Biomasse vorrangig gefördert 
werden, wenn sie am Ende einer Kaskade nach stofflicher Nutzung erfolgt.

Eine entsprechende Novellierung des EEGs wird sicherlich nicht einfach 
werden, weil große Teile der Landwirtschaft sich auf die direkte Verstromung von 
Mais ausgerichtet haben. 

Die Umstellung muss daher in Schritten vorgenommen werden, damit letzt-
lich auch rechtlich keine unnötigen Risiken eingegangen werden. Daher wäre es 
richtig, von einer schrittweisen Umsteuerung im EEG – was die Biomassenut-
zung für den Strom- und Wärmemarkt anbelangt – zu sprechen. 

4.4.3 Die Umsetzung des «feedstock change»
Ein erster wichtiger Schritt zur Umsetzung des «feedstock change» wäre es, die 
finanziellen Steuervorteile der stofflichen Nutzung gegenüber der energetischen 
Nutzung von fossilem Kohlenstoff (Erdöl/Erdgas) im Energiesteuergesetz zu 
streichen (B90/GRÜNE 2011a). 

Dieser Vorschlag ist nicht neu, – und er dürfte der Chemischen Industrie 
nicht gefallen. Er würde aber nicht nur eine Wettbewerbsgleichheit für Biomasse 
als «feedstock» erreichen, sondern auch die Streichung eines Subventions-
tatbestandes bewirken und dem Bundeshaushalt jährlich 1,7 Milliarden Euro 
Einnahmen bescheren. Ein zweckgebundener Einsatz der eingenommenen 
Gelder, um den «feedstock change» im Rahmen eines Zehn-Jahres-Programms 
finanziell zu flankieren, würde einen Chancenkorridor öffnen. In Summe würde 
der Branche damit kein finanzieller Nachteil entstehen. Die Gelder könnten in 
die Forschung, in Investitionszuschüsse für Pilotanlagen, in die Sicherstellung 
der Nachhaltigkeit und in die Entwicklungshilfe zum Aufbau vorbildlicher Agrar-
strukturen gelenkt werden. 
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Welche Forschungen sind vordringlich? Der Sammelbegriff «Bioraffinerie» 
steht für Konzeptionen, die Lebensmittel, Futtermittel, Chemikalien, Werkstoffe, 
Kraftstoffe und Energieprodukte durch chemisch-physikalische Umwandlungs- 
und Trennprozesse unter möglichst vollständiger Ausnutzung der Biomasse 
erzeugen. Die Bioraffinerie ist somit die Vorstufe der Kaskadennutzung von 
Biomasse und als Weiterentwicklung der heute üblichen Verbrennung der 
Biomasse für den Strom- und Wärmemarkt zu verstehen.

Die Aktivitäten der Bundesregierung zur Etablierung von Bioraffinerien 
erschöpft sich bisher in der Vergabe von Forschungs- und Entwicklungsvorhaben 
(NOVA-INSTITUT 2010). Diese Förderung ist sicherlich sinnvoll, um eine neue 
Technologie zu entwickeln. Demnächst werden aber Entscheidungen anstehen, 
Großanlagen zu realisieren. Hierfür sind finanzielle und regulatorische Konzepte 
zu entwickeln, die, wie schon gesagt, aus der Streichung der Subventionen für 
den Mineralölverbrauch finanziert werden sollten. Und es sind deutlich größere 
Finanzmittel zu bewegen. 

Die Chemische Industrie sieht sich in der Frage der Bioraffinerien in einer 
eher neutralen Rolle. Sie versteht sich nicht primär als Betreiber von Bioraffine-
rien, sondern eher als Kunde. Dieser Kunde nimmt die Produkte der Bioraffine-
rien folglich dann – und nur dann – ab, wenn es für ihn wirtschaftlich interes-
sant ist. In dieser Eigenschaft sieht die Chemische Industrie die Entwicklung der 
Bioraffinerie auch als staatliche Aufgabe der Forschungsförderung. Und stellt 
die Forderung auf, dass die gesamte Wertschöpfungskette von der Grundlagen-
forschung über die Prozess-, Technologie- und Produktentwicklung gefördert 
werden sollte. 

Diese distanzierte Grundhaltung ist Teil des heutigen Problems, dass 
wichtige Zukunftschancen nicht ausreichend wahrgenommen werden. Wenn 
man einmal einbezieht, mit welchem hohen Engagement die BASF über ihre 
Tochter Wintershall ins Erdgasgeschäft eingestiegen ist (Ostseepipeline), um 
sich diesen «feedstock» zu sichern, wird deutlich, wie hier mit unterschiedlichem 
Maß gemessen wird. 

Möglicherweise braucht es daher die Streichung der Steuervergütung 
sowie das beschriebene Umstiegsprogramm, um dieses Handlungsfeld in der 
gebotenen Form zu entwickeln.

Gegenwärtig sind weitere Vorschläge in der Diskussion, um den «feedstock 
change» auch ordnungsrechtlich zu flankieren. Diese Vorschläge könnten dann 
interessant werden, wenn sich die hier favorisierten Vorschläge, die ein eher 
weiches Umsteuern bevorzugen, in der Praxis nicht bewähren.

4.4.4 Märkte und Innovationstreiber
Der globale Umsatz mit biobasierten Produkten betrug 2007 rund 48 Mrd. Euro, 
das sind rund 3,5% des Umsatzes der Branche. Er könnte sich bis 2017 auf über 
15% steigern. Im Jahr 2025 könnten sogar 40 bis 50% der Feinchemikalien bioba-
siert produziert werden, Wachstumstreiber könnte der biobasierte Kunststoff-
markt sein (GRIMM/ZWECK 2011). Die klimabezogenen Einsparpotenziale 
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durch biotechnologische Syntheseverfahren werden als sehr hoch angesehen 
(WWF/NOVOZYMES 2009).

Heute ist interessanterweise die Ökonomie ein wesentlicher Innovations-
treiber für den Markt an biobasierter Chemie. Es ist innerhalb der Unternehmen, 
dies wurde uns von vielen Gesprächspartnern bestätigt, primär die Suche nach 
kostengünstigen Herstellungsprozessen, die Innovationen antreibt. Während 
die Entwicklung auf dem Gebiet der Spezial- und Feinchemikalien in einzelnen 
Unternehmen durchaus positiv verläuft, werden Basischemikalien nur selten 
biobasiert hergestellt. In den USA ist die Entwicklung weiter: Dort werden in 
Louisiana die weltweit größte Bio-Bernsteinsäure-Fabrik und in Nebraska die 
weltweit größte PLA-Anlage (Polylactid Polymer = Kunststoffe aus Milchsäure) 
mit 140.000 t/a gebaut. Eine erste deutsche PLA-Anlage geht 2012 in Guben in 
Betrieb.

Gegenwärtig ist es offen, ob Deutschland die Technologieführerschaft auf 
diesem Gebiet erlangen kann; die Voraussetzungen hierfür sind vorhanden.

4.4.5 Fazit Rohstoffversorgung
Gegenwärtig werden für «food» und «feed» rund 1,5 Mrd. ha an Fläche genutzt. 
Isermeyer (ISERMEYER 2011) nennt mit Fragezeichen eine Fläche von 0,5 Mrd. 
ha, die für Biomassegewinnung erschließbar wäre. Für den «feedstock change» 
der Chemischen Industrie mit 500 Mio. t Erdöläquivalenten würde langfristig 
eine Fläche von global 0,2 Mrd. ha benötigt. Bringezu weist darauf hin, dass es 
ausgedehnte Flächen (0,4 bis 0,5 Mrd. ha) gibt, die von Farmern verlassen wurden 
(BRINGEZU 2011, siehe auch PIEPRZYK 2009a).

Voraussetzung für die Nutzung: Die Nachhaltigkeit der Biomassegewinnung 
muss sichergestellt sein. Für den Bereich der Biokraftstoffe und Energieroh-
stoffe sind national und auf EU-Ebene beachtliche Fortschritte erzielt worden. 
Für das Problem «Landnutzungsänderung» (genauer: indirekte Landnutzungs-
änderungen) gerade in tropischen Entwicklungsländern ist eine Ergänzung der 
rechtlichen Regelungen erforderlich. Diese Ergänzung sollte so konzipiert sein, 
dass die Länder mit hohen Landnutzungsänderungen die hierdurch verur-
sachten Treibhausgasemissionen in ihrer Klimabilanz, die für die Vermarktung 
der Biomasse dann von Bedeutung ist, angerechnet bekommen (LAHL 2011). 

Durch eine gesetzlich klar geregelte Privilegierung der Kaskadennutzung 
kann die Effizienz der Biomassenutzung insgesamt gesteigert werden. Die Privi-
legierung sollte über das EEG (Erneuerbare-Energien-Gesetz) erfolgen. Mittel-
fristig sollte die energetische Nutzung der Biomasse nur noch gefördert werden, 
wenn sie am Ende einer Kaskade nach stofflicher Nutzung erfolgt. 

Durch das Streichen der Energiesteuerbefreiung für die Nutzung von 
Mineralöl zu anderen Zwecken als Kraft- oder Heizstoff würde nicht nur 
ordnungspolitisch eine überholte steuerliche Bevorzugung abgeschafft, die 
staatlich eingenommen Gelder könnten zudem dazu eingesetzt werden, den 
«feedstock change» finanziell zu unterstützen und damit die Branche finanziell 
nicht zu benachteiligen. Denn die Chemische Industrie weist in diesem Zusam-
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menhang darauf hin, dass die skizzierten Steuervorteile auch in vielen anderen 
Industrieländern vorhanden sind.18

Ob man weitere ordnungsrechtliche Flankierungen braucht, sollte in Abhän-
gigkeit der zukünftigen Entwicklung gesehen werden.

4.5 Das Handlungsfeld Klimaschutz 

Für den Klimaschutz des Energie- und des Industriesektors sorgt in Europa 
primär das eingeführte Emissionshandelssystem (EU-ETS). Der aktuelle Stand 
wurde bereits in Kapitel 3 skizziert. 

4.5.1 Zielzahlen für den Klimaschutz
Es stellt sich die Frage, ob der EU-ETS ausreicht, um im Chemiesektor die erfor-
derlichen Klimaziele zu erreichen. Was zunächst die Frage aufwirft: Was sind 
die erforderlichen Ziele? Da die EU und auch die Bundesregierung es bisher 
ablehnen, Sektor- und Branchenziele zu entwickeln, gibt es keine offiziellen 
Zielfestlegungen. Man könnte aber, als Hilfskonstruktion, für die Branche in 
etwa die gleichen Zielzahlen postulieren, wie sie für die gesamte Volkswirtschaft 
gelten. Hiernach sollte eine Zielzahl für 2020 in der Größenordnung von mindes-
tens 20% Reduzierung der heutigen Treibhausgasemissionen liegen.

4.5.2 Das EU-Emissionshandelssystem greift zu kurz
Das EU-ETS erfasst nur die Emissionen aus den Anlagen der Chemischen 
Industrie. Die späteren Emissionen aus dem Abbau bzw. der Entsorgung der 
Produkte ist nicht bzw. nur teilweise abgedeckt über die Emissionshandels-
pflicht von EBS-Kraftwerken, sofern diese eine Feuerungswärmeleistung von 20 
MW überschreiten. Dies wird aber nicht der Chemischen Industrie, sondern den 
Betreibern der Anlagen zugeordnet.

Das EU-ETS hat seine Wirkung noch nicht richtig entfalten können, was 
auf vielerlei Gründe zurückzuführen ist (BAYERISCHE BÖRSE 2011). Außerdem 
wurden die Emissionen bisher unvollständig erfasst. Dies galt beispielsweise für 
die Chemische Industrie: Die Treibhausgasemissionen der Chemischen Indus-
trie in Deutschland wurden in den ersten beiden Handelsperioden nur zu 45 
bzw. 50% in den Emissionshandel einbezogen, in der dritten Handelsperiode 
(2013 bis 2020) geht die Bundesregierung davon aus, dass etwa 95% der primären 
Emissionen der heimischen Chemischen Industrie vom Emissionshandel erfasst 
werden.

Mit dem Jahr 2013 wird die dritte Handelsperiode des europäischen Emissi-
onshandels gestartet (EU-ETS). Die Grundregeln für diese Handelsperiode 
sind im Wesentlichen bereits festgelegt (ETS-RICHTLINIE 2009). So werden die 

18 Wobei dieses Argument auch zu hinterfragen ist. Die Steuersysteme der Länder sind so 
unterschiedlich, dass mit einem schlichten Vergleich einer einzelnen Steuerart noch kein 
vollständiges Bild der Steuerlast entsteht.
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Emissionszertifikate für die Stromproduktion nicht mehr frei zugeteilt, sondern 
sind über Auktionen zu erwerben. Es wird aber auch weiterhin Branchen geben, 
denen die Zertifikate kostenfrei zugeteilt werden. Hierzu gehören Branchen, die 
unter einem erheblichen internationalen Wettbewerbsdruck stehen und damit 
der Gefahr einer Standortverlagerung («carbon leakage», siehe Kapitel 3) unter-
liegen.

In der dritten Handelsperiode erfolgt die Zuteilung nicht mehr national, 
sondern nach gemeinschaftsweiten Zuteilungsregeln, die im Verlauf der Handels-
periode sukzessive zu einer vollständigen Auktionierung, sprich eines erforder-
lichen Kaufs am Markt, geführt werden. Eine Ausnahme: Für die Branchen, die 
einem hohen Carbon leakage-Risiko unterliegen, wird, wie gesagt, die freie Zutei-
lung zu 100% gewährt, allerdings – wo möglich – nur bis zur Höhe eines Bench-
marks. 

Dies ist die Situation für die Chemische Industrie, die im Bereich der 
Grundstoffindustrie weitgehend dieser Benchmark-Regelung unterworfen ist. 
Kernstück ist also der Benchmark, eine Rechengröße, die von der EU-Kommis-
sion ermittelt wird. Unternehmen, die den Benchmark unterschreiten, können 
Zertifikate für die unter dem Benchmark liegenden CO2-Emissionen verkaufen. 
Unternehmen, die den Benchmark überschreiten, müssen zukaufen. Letztere 
könnten daher ein gewisses ökonomisches Motiv erhalten, in Klimaschutz bzw. 
Ressourceneffizienz zu investieren.

Der Benchmark wird ex ante berechnet. Er soll auf der Basis der jeweils 
erzeugten Produkte ermittelt werden (in CO2-eq je Tonne erzeugten Produkts), 
und er soll aus den 10% der – in Bezug auf Treibhausgasemissionen – effizien-
testen Produktionsanlagen ermittelt werden. Durch einen Sektor übergreifenden 
Korrekturfaktor wird erreicht, dass auch die kostenlose Zuteilung an Industrie-
anlagen insgesamt dem Gesamtminderungspfad im EU-Emissionshandel folgt. 
Methodische Details für die Ermittlung der Benchmarks sind in FRAUNHOFER 
2009 enthalten.

Für den Bereich der Chemischen Industrie wurden in FRAUNHOFER 2009a 
konkrete Benchmarks abgeleitet. Auf dieser Basis hat die EU-Kommission in 
einem intensiven Beratungsverfahren Ende 2010 die gemeinschaftsweiten 
Regeln für die freie Allokation der Zertifikate vorgelegt. Nach längerer Beratung 
sind dann auch die Benchmarks im Frühjahr 2011 von der Kommission festge-
legt worden (EU 2011a). Auf eine amtliche Kontrolle der Benchmarks durch die 
mit den Anlagen vertrauten nationalen Behörden wurde verzichtet (BUNDESRE-
GIERUNG 2011b).

Es ist der Branche anscheinend gelungen, die Festlegung der Benchmarks so 
zu beeinflussen, dass die Auswirkungen in der Praxis höchstwahrscheinlich nur 
gering ausfallen werden. Diese Einschätzung der Autoren dieser Studie gilt für die 
meisten Anlagen in Deutschland. Die Einschätzung ist das Ergebnis des Studiums 
der Unterlagen der EU-Kommission, vieler Gespräche mit den Beteiligten und 
spiegelt sich auch in der Antwort der Bundesregierung zu einer parlamentari-
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schen Anfrage wieder. Nach Meinung der Bundesregierung sind die Anlagen in 
Deutschland hinsichtlich der Benchmarks gut aufgestellt (HÖHN 2011a). 

Verschärft wird dies durch einen weiteren Aspekt. Die Bundesregierung hat 
die Zertifikate in der laufenden Handelsperiode kostenlos verteilt und zwar für 
die Chemische Industrie so großzügig, dass man nicht alle Zertifikate benötigt 
hat und die überschüssigen Zertifikate zu Geld machen kann (vgl. Abbildung 12). 
Oder man überträgt sie in die kommende Handelsperiode, was dann natürlich 
die Wirksamkeit des EU-ETS in der dritten Handelsperiode weiter schmälert.

abbildung 12: unternehmen der Chemiebranche waren in der zweiten handelsperiode des 
eu-etS mit mehr emissionszertifikaten überausgestattet (geschätzter Wert: 37,1 mio. euro) 

(Quelle: SANDBAG 2011)

Für den Klimaschutz kann dies bedeuten, dass aus dem EU-ETS bis 2020 in 
Deutschland kaum ökonomische Anreize für substanzielle Reduzierungen der 
Treibhausgasemissionen der Chemischen Industrie hervorgehen werden. Des 
Weiteren bestehen leider keine Erfolgsaussichten, an den Entscheidungen für die 
dritte Handelsperiode noch substanzielle Verbesserungen zu erreichen, weil die 
rechtlichen Entscheidungen bereits getroffen sind und demnächst die operative 
Umsetzung dieser Entscheidungen stattfindet.

Eine Aktion auf EU-Ebene (Ministerrat oder Parlament), die Benchmarks zu 
verschärfen, würde die operative Umsetzung sicherlich behindern. 

Welche Handlungsmöglichkeiten wären noch vorhanden? Zunächst könnte 
man innerhalb des EU-ETS nach Lösungen suchen. Das EU-ETS-System verfügt 
beispielsweise nicht über eine Dynamisierungsklausel, die zu einer mittelfris-
tigen Absenkung der Benchmarks führen würde. Will man zur Vorbereitung der 
nächsten Handelsperiode nicht erneut in die Lage kommen, wieder dem Schwei-
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gekartell der Chemischen Industrie ausgeliefert zu sein, könnte eine Dynamisie-
rung der Benchmarks in der dritten Handelsperiode zur Vorbereitung der vierten 
Handelsperiode helfen.

Gegen eine Dynamisierungsklausel könnten eine Reihe von regelungstech-
nischen Details angeführt werden. Aber der hauptsächliche Nachteil wäre eine 
weitere Verkomplizierung einer ursprünglich einmal als sehr einfach konzi-
pierten ökonomischen Steuerung zum Erreichen von Umweltschutzzielen. Eine 
Dynamisierung wäre ein Abweichen von einem idealtypischen Emissionshandel, 
wobei der eigentliche regelungspolitische Sündenfall die Benchmark-Regelung 
selbst ist.

Die Bundesregierung lehnt, ebenso wie die EU-Kommission, eine Dynami-
sierung der Benchmark-Regelung ab (BUNDESREGIERUNG 2011b).

Eine andere Handlungsmöglichkeit, um die oben skizzierten Einsparziele zu 
erreichen, könnte außerhalb des EU-ETS gesucht werden. In diesem Fall würde 
man den Umsetzungsprozess der vorhandenen ETS-Regelungen in Brüssel nicht 
behindern, und man würde auch keinen weiteren Fremdkörper in die ökonomi-
sche Steuerung via EU-ETS einführen. Eine Handlungsmöglichkeit könnte über 
die eingangs skizzierte Möglichkeit eines Ressourceneffizienz-Gesetzes erfolgen 
(auf nationaler Ebene oder auf EU-Ebene). Dieses Gesetz könnte genutzt werden, 
um Branchenziele vorzugeben und ordnungsrechtlich im Behördenvollzug 
umzusetzen. Gegen dieses erweiterte Verständnis eines Ressourceneffizienz-Ge-
setzes spricht, dass für die Wirtschaft eine weitere staatliche Aktivität zur Umset-
zung von Effizienzzielen konkret entsteht und man zu Recht die Frage stellen 
müsste, wofür das EU-ETS System dann eigentlich noch notwendig ist. Daher 
sollte u.E. nicht auf diese Option zurückgegriffen werden.

Die Richtlinie 2010/75/EU vom 24. November 2010 über Industrieemissi-
onen böte eventuell einen Ansatzpunkt. Hiernach könnte durch Erarbeitung von 
BAT-Dokumenten für die Chemische Industrie der ordnungsrechtliche Rahmen 
geschaffen werden, um dann im Behördenvollzug auch Einsparungen an Treib-
hausgasemissionen durchzusetzen. Aber auch diese Option ist zu verwerfen, weil 
sie zeitlich nur schwer zu kalkulieren ist und am Ende bei der BAT-Dokumenten-
Entwicklung ähnliche Schwierigkeiten auftreten werden wie bei der Benchmark-
Festlegung des EU-ETS.

Eine weitere Möglichkeit wäre es, im Rahmen eines Klimaschutzgesetzes 
europäische oder nationale Branchenziele festzulegen, die dann in geeigneter 
Form umgesetzt werden müssten. Im Rahmen einer derartigen Regelung könnte 
der Wirtschaft ein weiter Spielraum zur eigenverantwortlichen Organisation des 
Zielkorridors gewährt werden. Aber auch hier bliebe am Ende die Frage, warum 
ein derartiges Gesetz zusätzlich zum Emissionshandel nötig sein soll.

4.5.3 Die Festlegung des europäischen Einsparziels auf 30 Prozent
Als Lösung favorisieren wir die Festlegung des europäischen Einsparzieles auf 
30% der 1990 emittierten Treibhausgase. Bisher hatte die EU sich auf 20% festge-
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legt und 30% angekündigt, für den Fall, dass man sich weltweit auf ein Kyoto-
Nachfolgeabkommen einigen würde.

Für die kommenden globalen Verhandlungsrunden wäre es ein überzeu-
gendes Signal, wenn die EU sich nunmehr bedingungslos auf das 30%-Ziel 
festlegen würde, unabhängig davon, ob sich andere Staaten zu vergleichbaren 
Zielen und Maßnahmen verpflichteten. Entsprechende Anträge wurden schon 
im Bundestag gestellt (B90/GRÜNE 2011b, B90/GRÜNE 2011c). Eine detaillierte 
Untersuchung für das deutsche Bundesumweltministerium zeigt, dass eine 
derartige Festlegung in Europa das Wachstum stärken würde und zusätzlich 6 
Millionen Arbeitsplätze schaffen könnte (Stichwort «Chancenkorridor») (JÄGER 
ET AL. 2011). 

Sofern sich für diese Vorstellung eine politische Mehrheit in Brüssel und 
Straßburg finden würde, müssten dann auch die Entscheidungen für die nächste 
Handelsperiode des Emissionshandels modifiziert werden. Im Kern müsste das 
«Cap»– also die verteil- bzw. handelbare Zertifikatemenge – um den entspre-
chenden Prozentsatz abgesenkt werden, was eine Änderung des EU-ETS impli-
zierte. Diese Entscheidungen könnten noch bis Mitte des Jahres 2012 getroffen 
werden. Sofern dieses Ziel unter dänischer Präsidentschaft nicht umgesetzt 
werden kann, müsste in den Folgejahren dann die Absenkung der Treibhaus-
gasemissionen über die oben diskutierten Instrumente außerhalb des EU-ETS 
erfolgen.

4.5.4 Fazit Klimaschutz
Die von der EU-Kommission kürzlich festgelegten Benchmarks für die Zutei-
lung kostenloser Emissionszertifikate werden in Deutschland möglicherweise zu 
keinen großen Investitionen in die Anlageneffizienz führen, da die Benchmarks 
für die Branche recht komfortabel ausgefallen sind.

Da gegenwärtig Initiativen laufen, das europäische Einsparziel für Treibhaus-
gase für das Jahr 2020 auf 30% zu verschärfen, sollte diese Entscheidung mit einer 
entsprechenden Absenkung des Caps für den EU-Emissionshandel verbunden 
werden.

Sofern dieses Ziel unter dänischer Präsidentschaft nicht umgesetzt werden 
kann, müsste in den Folgejahren die Absenkung der Treibhausgasemissionen 
dann über andere Instrumente außerhalb des EU-ETS erfolgen.

4.6 Das Handlungsfeld Wirtschaftsförderung

Gegenwärtig findet eine intensive finanzielle Wirtschaftsförderung auf vielen 
Ebenen staatlichen Handelns statt – von der EU über den Bund bis hin zu den 
Ländern und Gemeinden. Aufgrund der wenig strukturierten Form dieser Förde-
rung, insbesondere zwischen den unterschiedlichen Ebenen, ist die Mittelver-
gabe nicht immer effizient und findet auch nur ungenügend entlang inhaltlicher 
Zielkorridore statt. 
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Eine Verbesserung könnte erreicht werden, wenn die Förderung entlang 
Programmabsprachen zwischen den staatlichen Ebenen erfolgen würde – sicher-
lich kein neues und auch kein einfaches Thema. Versuche der Vergangenheit, die 
Mittel besser zu bündeln und mehr nach inhaltlichen Schwerpunkten zu bewil-
ligen, sind regelmäßig an den Eigeninteressen der handelnden staatlichen Insti-
tutionen gescheitert. Dennoch höhlt steter Tropfen bekanntlich sogar den Stein. 

Für die Chemiebranche bieten sich die folgenden inhaltlichen Schwerpunkte 
an.

4.6.1 Ressourceneffizienz – Prioritäten für den Mittelstand
Die auf Bundes- und Landesebene angelaufenen Aktivitäten zur praktischen 
Förderung von Unternehmen, insbesondere des Mittelstandes, zur Verbesserung 
der Ressourceneffizienz der Produktion («going green») sollten evaluiert werden. 
Auf dieser Basis sollten die Programme konzentrierter weiterentwickelt werden. 

So hat eine aktuelle Erhebung der Commerzbank unter 4.000 mittelstän-
dischen Unternehmen (alle Branchen) ergeben, dass der Innovationsbedarf 
zur Bearbeitung der Ressourcenprobleme zwar gesehen wird, entsprechende 
Lösungen aber in der Breite (noch) nicht umgesetzt werden. Vielmehr versucht 
die Mehrzahl der befragten Unternehmen, die Probleme bei der Beschaffung und 
in der Weitergabe höherer Preise an den Kunden zu lösen, anstatt sich um mehr 
Effizienz beim Verbrauch von Rohstoffen und Energie zu bemühen (COMMERZ-
BANK 2011). 

4.6.2 Neue Geschäftsmodelle 
Für die Chemiebranche können neue Geschäftsmodelle ökonomisch interessante 
Betätigungsfelder eröffnen. Nun benötigt die Wirtschaft nicht die Wirtschaftsför-
derung, um das Geldverdienen zu erlernen. Aber Hilfe zur Selbsthilfe ist nicht 
nur eine Aufgabe der Entwicklungszusammenarbeit. Und schließlich ist es schon 
vorgekommen, ironisch formuliert, dass Entwicklungen in Deutschland zu spät 
erkannt bzw. umgesetzt wurden. 

Ein gutes Beispiel hierfür ist das Thema Chemikalien-Leasing. Was sich im 
Ausland gegenwärtig sehr gut einführt, scheint im Mutterland der Chemischen 
Industrie auf Vorbehalte zu stoßen. Beim Chemikalien- bzw. Chemie-Leasing von 
Produkten wird die Sicherstellung einer Eigenschaft verkauft. D.h. beispielsweise 
wird für einen bestimmten Zeitraum an einem Gebäude oder einem Werkstück 
Korrosionsschutz durchgeführt bzw. garantiert, oder für eine andere Fallkons-
tellation werden Schmier- oder Fließeigenschaften für bestimmte Prozesse und 
Verfahren in genau definierter Spezifikation angeboten. Weitere Pilotprojekte 
liegen beispielsweise im Bereich der Reinigung (Bezahlung pro m² gereinigte 
Fläche), beim Verkleben (Bezahlung pro verklebter Verpackungseinheit) oder 
bei Hilfsstoffen für Ölbohrungen (Bezahlung für Tage der Chemikaliennut-
zung mit anschließender Rückgabe). Der Vorteil dieses Geschäftsmodells aus 
Umweltsicht ist die fachgerechte Anwendung der Chemikalien, Verminderung 
von Abfällen (Reste, Überschüsse), direktes Feedback für den Hersteller über 
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Schwierigkeiten, Anwendungsprobleme etc. Das Geschäftsmodell Chemikalien-
Leasing sieht also vor, dass nicht die Betriebs- und Hilfsstoffe selbst, sondern 
lediglich die Wirkung des Stoffes und das Knowhow des Anbieters erworben 
werden. So wird auch nicht nach gekaufter Menge abgerechnet, sondern nach 
bearbeiteten Einheiten wie nach Quadratmetern oder Stückzahlen. Der Vorteil 
liegt darin, dass der wirtschaftliche Erfolg für den Verkäufer nicht mehr von der 
verkauften Menge abhängt, sondern von der optimierten Leistung der Chemi-
kalie. Somit wird die Reduktion der Menge an eingesetzten Chemikalien zum 
wirtschaftlichen Ziel des Chemikalienherstellers. Eine Reihe von Fallstudien hat 
ergeben, dass Chemikalien-Leasing auch zu einer höheren Ressourceneffizienz 
führt; so sind Energieeinsparungen im zweistelligen Prozentbereich nicht selten 
(JOAS 2011).

Diese Konzeption würde sich als Geschäftsmodell für den Chemikalienhandel 
und den Mittelstand der Chemischen Industrie anbieten. Derartige Ansätze sind 
schon in der Praxis erfolgreich erprobt worden, aber der eigentliche Durchbruch 
konnte noch nicht erreicht werden. Daher sollte das Chemikalien-Leasing als ein 
Schwerpunkt einer neu strukturierten Wirtschaftsförderungspolitik im Chemie-
sektor ausgewählt werden (BIPRO 2010, JOAS 2011). 

Die Schwierigkeiten zur Einführung dieser im Kern hervorragenden Konzep-
tion liegen einerseits in der Interessenslage der Grundstoffindustrie. Ein Hersteller 
von Vorprodukten kann vom erfolgreichen Chemikalien-Leasing nicht viel profi-
tieren. Er verkauft nur weniger Vorprodukte. Der Händler oder der Endprodukt-
hersteller sieht dies anders, er verkauft mit seiner Chemikalie eine Dienstleistung 
und steigert seinen Gewinn, wenn er mit weniger Chemie die gleiche Dienstleis-
tung erbringen kann. Allerdings ist das Chemie-Leasing regelmäßig in den Berei-
chen auf Schwierigkeiten gestoßen, wo an der Front der Technologieentwicklung 
auch Knowhow-Abfluss befürchtet werden muss (JOAS 2011). 

Schließlich scheitert Chemikalien-Leasing im Mittelstand regelmäßig an den 
vorhandenen Informationsdefiziten. Daher sollten neben der Förderung von 
beispielgebenden Pilotprojekten auch Einführungsprogramme mit klaren Infor-
mationen Teil dieser Aktivitäten sein.

4.6.3 Ökodesign im Chemiesektor
Gerade im Mittelstand hat sich in den letzten Jahren nicht zuletzt über die inten-
sive Auseinandersetzung mit REACH Knowhow über optimierte Anwendungen 
von Chemikalien angesammelt. Es ist zu beobachten, dass dieses Wissen gegen-
wärtig nur ungenügend vermarktet und weiterentwickelt wird.19 

19 Insgesamt ist zu bemängeln, dass die Ökodesign-Aktivitäten – auch die Aktivitäten in 
Brüssel – im Rahmen der Ökodesign-Richtlinie den Aspekt Chemikaliensicherheit nur 
ungenügend abdecken.
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4.6.4 Kaskadennutzung von Biomasse
Die Kaskadennutzung von Biomasse sollte, wie dargestellt, über Regulierungen 
privilegiert werden. Diese werden aber Zeit in Anspruch nehmen, und das 
skizzierte Umsteuern, beispielsweise über das EEG, kann aus vielerlei Gründen 
auch nicht in einem Schritt erfolgen.

Für einen kurzfristigen Einstieg in die Praxis, auch um mehr Projekterfah-
rungen zu sammeln, würde sich ein inhaltlicher Schwerpunkt der Wirtschaftsför-
derung für Einzelprojekte der Kaskadennutzung von Biomasse anbieten. 

4.6.5 Der Wärmemarkt
Es gibt erste begrüßenswerte Versuche der Chemischen Industrie, Beratungsan-
gebote für Systemlösungen anzubieten und auch als Systemanbieter aufzutreten, 
beispielsweise als Lieferant (im Konsortium) von Dienstleistungen wie Niedrig-
Energiehäuser oder gar «Null-Energie-Gebäude».20 Dieses neue Geschäftsmo-
dell muss den mittelständischen Architekten für Einfamilienhäuser keine Ängste 
bereiten. Derartige Modelle sind eher für große Gebäude wie Bürohochhäuser 
erfolgversprechend. 

Dieser Handlungsschwerpunkt muss natürlich flankiert werden durch eine 
deutlich bessere Regulierung im Wärmemarkt bzw. bei den Effizienzvorschriften 
für die Gebäude mit klaren staatlichen Vorgaben.21

Durch Förderung sollte der Mittelstand unterstützt werden, neue Geschäfts-
modelle zu entwickeln.

4.6.6 Fazit Wirtschaftsförderung
Die Wirtschaftsförderung besser zu strukturieren ist kein umwerfend neuer 
Gedanke. Dass die Wirtschaftsförderung stärker mittelständisch auszurichten 
sei, wurde auch schon mehrfach gesagt. Aber einerseits wäre das Thema dieser 
Studie unvollständig abgehandelt, wenn diese beträchtlichen Töpfe der verschie-
denen staatlichen Ebenen nicht angesprochen würden. Und andererseits kann 
man, wie oben dargestellt, für einzelne Bereiche durchaus neue Akzente setzen. 
Gerade die neuen Geschäftsmodelle, die gleichzeitig auch die Ressourcenef-
fizienz steigern, können für die Chemische Industrie und ihren Mittelstand 
lohnend sein. 

20 BASF: Construction Chemicals. http://www.construction-chemicals.basf.com/de/
 sustainability/Pages/default.aspx
21 Dies sieht die BASF ähnlich: «Im Gebäudebereich liegen die weitaus größten technischen 

Möglichkeiten für die Realisierung von Effizienzmaßnahmen. Im Vergleich zu anderen 
Klimaschutzmaßnahmen sind sie volkswirtschaftlich relativ günstig und zahlen sich 
langfristig aus. Die Politik hat mit dem Energiekonzept 2010 und dem Energiepaket 2011 
die Weichen in die richtige Richtung gestellt. Allein, es mangelt noch an einer zügigen, 
konsequenten Umsetzung einiger Maßnahmen. Die bei der energetischen Sanierung von 
Altbauten angestrebte Vollsanierungsquote von 2% wird weit verfehlt.» (BASF 2011)
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4.7 Das Handlungsfeld Forschung und Entwicklung

Substanzielle Fortschritte bei der Ressourceneffizienz werden nur über Neuent-
wicklungen (Innovationen) erreicht werden können. Um etwa die sehr ambitio-
nierten Klimaschutzziele bis 2050 auch im Chemiesektor erreichen zu können, 
sind insbesondere im Kernbereich der Branche – der chemischen Synthese 
– Sprunginnovationen erforderlich. Es ist daher eine Notwendigkeit, auch aus 
Umweltschutzsicht, dass auf strategisch entscheidenden Feldern Innovationen 
gelingen. 

Nun ist das Planen bzw. das Erzwingen von Innovationen schwierig. Es liegt 
einerseits in der Natur der Sache, insbesondere beim Thema Sprunginnovati-
onen, dass man im Einzelfall beim Versuch, eine Lösung zu finden, auch schei-
tern kann. Aber auf der anderen Seite würden ohne eine deutliche Verstärkung 
der Forschung und Entwicklungen auf diesen Feldern überhaupt keine Erfolge 
eintreten. Und es gibt vielversprechende Ansätze auf Ebene der Bundesländer, 
die Erfahrungswerte liefern können, so etwa das Innovationscluster NRW (siehe 
auch SUSCHEM 2005).

Forschungspolitisch geht es darum, die Umsetzung von Modelluntersu-
chungen in die Praxis effizienter und schneller zu erreichen. Aus der Sicht jedes 
einzelnen Forschers ist es nachzuvollziehen, dass er eine gleichmäßige Vertei-
lung der Forschungsgelder über alle Institutionen und Disziplinen erwartet. Die 
alte Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) war dieser Ort, von dem aus die 
Gießkanne ausgegossen wurde. Aber die DFG hat sich in den letzten Jahren über 
ihre Qualitätsinitiativen auch dazu durchgerungen, vermehrt Schwerpunkte 
zu setzen. Denn die Gießkanne fördert in der Breite, daher darf sie auch nicht 
ganz versiegen. Aber die Gießkanne, um im Bild zu bleiben, verwässert natürlich 
auch. 

Es ist das verständliche Interesse der Wirtschaft, dass, wenn sie in Innovati-
onen investiert, der hierfür erforderliche politische Rahmen berechenbar bleibt. 
Und es ist das Interesse des Bürgers z.B. als Verbraucher, dass er ohne chemische 
Risiken leben kann.

Innovation ist eine ständige Beschäftigung von wissensbasierten Unter-
nehmen der Chemischen Industrie, und erfolgreiche Innovationen sind ein 
Garant für wirtschaftlichen Erfolg. Daran soll sich auch in Zukunft nichts ändern. 
Die Unternehmen sind frei, im Rahmen des gesetzlich Erlaubten zu erfinden, 
was ihnen wirtschaftlich gewinnbringend erscheint. Das staatliche Einrichten 
von Innovationsräumen kann dann erfolgen, wenn es um Innovationen geht, 
die über die rein wirtschaftlichen Aspekte hinaus auch große Erfolge für den 
Ressourcenschutz versprechen (Green New Deal), also in hohem Maße die staat-
lichen Interessen bzw. das Gemeinwohl tangieren. 

Ein Innovationsraum ist primär ein organisierter, transparenter, aber verbind-
licher Prozess, der die potenzielle Innovation in Einzelschritte zerlegt und im 
Rahmen eines mehrjährigen Programms abarbeitet. Gerade die Langfristigkeit 
dieser Programme ist zu betonen. Große Innovationen brauchen Zeit und Geld 
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– wobei die Erfahrung lehrt, dass nach zehn Jahren Forschung ohne verwertbare 
Resultate einige sehr kritische, grundsätzliche Fragen berechtigt sind.

Im Innovationsraum werden staatliche Gelder, aber auch private Mittel der 
Industrie eingesetzt, die Mittel werden gebündelt. Im Rahmen dieser Programme 
werden die Grundlagen geschaffen, die dann im Erfolgsfall in der Folgezeit von 
den privaten Akteuren der Chemischen Industrie unternehmerisch verwertet 
werden können. Im Unterschied zur heutigen Forschungspolitik der EU oder 
der Bundesregierung findet im Innovationsraum ein stärkerer politischer 
Abgleich mit den staatlichen Interessen an den Zielen der Forschung statt. Dies 
wird möglicherweise von Seiten der Forschung und auch von der Wirtschaft als 
eine gewisse «Gängelung» empfunden. Diese Einmischung sollte als Preis dafür 
gesehen werden, dass der Staat seine Mittel aus strategischem Interesse auf 
ausgewählte Felder bündelt.

Viele dieser potenziellen Innovationen, auch dies liegt in der Natur der Sache, 
werden nur dann realisiert werden können, wenn sprichwörtliches Neuland 
betreten wird. Das Betreten von Neuland ist leider regelmäßig auch damit 
verbunden, dass heute Unbekanntes, vielleicht sogar Riskantes, gewagt werden 
muss. Nun darf, dies gebietet die vorhandene Rechtslage, kein Arbeiter, Nachbar 
oder Verbraucher durch Innovationen geschädigt werden. Aber darüber hinaus 
sollte ein hinreichender Vorsorgeabstand beispielsweise zwischen Schadens-
schwelle und Schadstoff bestehen. Aber was wird als hinreichend angesehen? 
Häufig wird es erforderlich sein, über mögliche Risiken erst noch Forschungen 
durchzuführen. Wie weit darf man in so einer Situation bei der Anwendung der 
Innovation gehen, ohne dass der Vorsorgegedanke unter die Räder kommt? Dies 
sind schwierige Themenfelder. Die Aufgabe, Vorsorgefragen im Innovations-
raum zwischen den Stakeholdern transparent zu diskutieren und zu verbindli-
chen Entscheidungen zu gelangen, ist von allen Beteiligten zu beachten. Dies 
beinhaltet auch die Durchführung einer Nutzen-Risiko-Abwägung. Daher gehört 
zur Konstruktion eines Innovationsraumes auch, dass am Anfang eine Verstän-
digung über Schiedsverfahren und Sanktionsmechanismen erfolgt. 

Schließlich ist ein Innovationsraum auch geeignet, Dialoge zu führen, über 
ggf. zu schaffende Rahmenbedingungen bzw. Regulationen zu sprechen und 
Politikempfehlungen zu geben, beispielsweise für Fragen der Sicherheit, der 
Risikovorsorge, der Ausbauziele und Förderung, der Verhaltenskodizes und nicht 
zuletzt der Rahmenbedingungen von Investitionen. 

Der Innovationsraum wird von der Politik, der Wirtschaft, der Akademia, den 
Gewerkschaften und den relevanten gesellschaftlichen Gruppen wie NGOs mit 
Leben erfüllt. Der Innovationsraum, um Forschung zur Praxisreife zu führen, 
stellt keine komplette Neuerfindung dar. Innovationscluster oder die Forschungs-
schwerpunktprogramme der EU oder des deutschen Forschungsministeriums, 
die Aktivitäten in den USA oder insbesondere Japan, um auf strategische Innova-
tionen fokussiert Erfolge zu organisieren, gehen in die gleiche Richtung. Aller-
dings gibt es in den vorhandenen Programmen auch eine Reihe von Defiziten, 
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was beispielsweise die erforderliche gesellschaftliche Diskussion der Risikoas-
pekte anbelangt. Einen Innovationsraum zeichnet aus:
  die Konzentration der Forschungsmittel auf strategische Entwicklungsfelder;
  ein langer Atem bei der Durchführung;
  die intensive Beteiligung der Industrie;
  verbindliche gesellschaftliche Dialoge zur Ausgestaltung des Vorsorgeprin-

zips (SRU 2011).

Über die Detailstruktur der jeweiligen Räume sollen hier keine weiteren Festle-
gungen oder Empfehlungen gegeben werden, da die entsprechenden Strukturen 
von Fall zu Fall verschieden ausfallen können. Durchgängig wird es aber erforder-
lich sein, für die Dialog-Teilhabe der NGOs auch Budget-Lösungen zu finden.

Ein weiteres Problem, was in unseren Gesprächen häufiger von Seiten der 
Industrie genannt wurde, zielt auf die internationale Kooperation ab. Nun könnte 
man darauf hinweisen, dass vergleichbare Aktivitäten in den USA, China oder 
Japan jeweils sehr klar national ausgerichtet waren bzw. sind. Aber ob man dies 
angesichts der sehr engen Verflechtungen innerhalb der EU wird durchhalten 
können, muss von Fall zu Fall entschieden werden.

Im Folgenden skizzieren wir, ohne Anspruch auf Vollständigkeit, für welche 
Bereiche sich das Einrichten eines Innovationsraumes anbieten könnte (siehe 
auch SUSCHEM 2005).

4.7.1 Weiße Biotechnologie
Die Weiße Biotechnologie ist ein zentrales Handlungsfeld, das im Gegensatz zur 
Grünen Gentechnik Unterstützung und Förderung für weitere Innovationen 
verdient. 

Die Weiße Biotechnologie, die auch den Einsatz gentechnisch veränderter 
Organismen in geschlossenen Systemen einschließt, weist ein hohes Potenzial zur 
Verbesserung und Entwicklung neuer industrieller Produktionsverfahren sowohl im 
Interesse des Forschungs- und Wirtschaftsstandortes Deutschland (ECO SYS 2011) 
als auch im Interesse des Umweltschutzes auf.22 Anders als in der Agro-Gentechnik 
liegen in der Weißen Biotechnologie auch große Potenziale zur Schaffung von 
Arbeitsplätzen und für eine nachhaltige Entwicklung von indus triellen Produkten. 

Um die Vorteile der Weißen Biotechnologie erschließen zu können, sind aller-
dings klare Standards für ihre Nutzung notwendig. 

Die Weiße Biotechnologie ist kein neues Handlungsfeld. Aber ihr konzen-
trierter Einsatz, um einen Teilbeitrag zum oben beschriebenen «feedstock 
change» zu liefern, wäre eine Option, für das sich die Einrichtung eines Innova-
tionsraumes lohnen würde, auch weil hier gegenwärtig die Eigenmotivation der 
Wirtschaft noch nicht ausgeprägt genug ist.

22 So nutzt die BASF beispielsweise Pilze, um Vitamin B2 für die Human- und Tierernährung 
herzustellen. Außerdem werden heute mit Hilfe der Weißen Biotechnologie bestimmte 
Zwischenprodukte für Medikamente und Pflanzenschutzmittel hergestellt.
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Aufgabe wäre es, bessere Verfahren zu entwickeln, um Biomasse effizienter 
umzusetzen. Ziel sollte es sein, Spezialchemikalien herzustellen, insbesondere 
aber auch, über einzelne längerkettige Basischemikalien wie Bernsteinsäure in 
den Chemikalienbaum einzutreten (vgl. Abb.1). Die wirtschaftliche Synthese von 
Aromaten wäre sicherlich ebenfalls ein Innovationssprung, der beachtlich wäre.

ECO SYS fordert in ihrer Studie für die Fachagentur Nachwachsende Rohstoffe 
(FNR) (ECO SYS 2011), dass Produkte von strategischer Bedeutung in die Überle-
gungen der Standortförderung einbezogen werden sollten. «Für diese wäre ein 
Grundsatzprogramm notwendig, das die Relevanz der Fermentationsindustrie 
für Deutschland feststellt, Investitionssicherheiten liefert und die Basis für die 
Entwicklung von Clustern zulässt, in denen integriert Kohlenhydrate aufbereitet, 
fermentativ weiterverwendet und entstehende Produkte konfektioniert werden 
können. Als Forschungsthema werden Verfahren zur fermentativen Nutzung von 
Lignozellulose als prioritär angesehen, da die Förderung der Fermentationsin-
dustrie ohne zunehmende Nutzung von Lignozellulose als Kohlenstoffquelle 
potenziell mit der Verknappung von Zucker- und Stärkeressourcen sowie der 
Nahrungsmittelproblematik konfrontiert sein wird.»

4.7.2 CO2 als Chemiebaustein
Gegenwärtig wird CO2 für die Synthese von Harnstoff oder Salicylsäure einge-
setzt. Könnte der «feedstock change» zukünftig auch über die Nutzung von CO2 
als C1-Baustein erreicht werden? Benötigen wir Biomasse also gar nicht? Um diese 
potenzielle Ressource zu erschließen, ist verstärkte Forschung und Entwicklung 
notwendig. Und es ist ein zweites Problem zu lösen: Wie bereits oben deutlich 
gemacht, ist CO2 chemisch (besser thermodynamisch) betrachtet das Endpro-
dukt der organischen Chemie. 

Der Prozess des unaufhaltbaren und bei hinreichend langer Zeit auch 
vollständigen Zerfalls aller organischen Chemikalien (Kohlenstoff-Verbindungen) 
bis zum Endprodukt CO2 kann nur durch Einsatz externer Energie gestoppt 
oder in die umgekehrte Richtung gebracht werden, d.h. etwa um aus CO2 neue 
Chemikalien aufzubauen. Diese Situationsanalyse ist zunächst ernüchternd, weil 
nicht viel gewonnen scheint. Denn sollte die Energie fossilen Ursprungs sein, um 
organische Stoffe zu synthetisieren, wäre die Nutzung von CO2 als «feedstock» 
unter Klimaschutzgesichtspunkten ein Nullsummenspiel (oder sogar kontrapro-
duktiv, je nach den Zahlenwerten der Bilanz). Daher ist dieser Weg nur dann für 
einen Innovationsraum von Interesse, wenn er kombiniert wird mit der Frage, aus 
welchen Quellen man die Energie für die chemische Synthese beziehen kann. Die 
Nutzung der bekannten regenerativen Energien (Strom oder Wärme aus Erneu-
erbaren) bietet hier eine theoretische Lösungsmöglichkeit. Aber diese Energien 
sind begrenzt und werden schon für viele andere Einsatzbereiche benötigt. Als 
Lösung bietet sich ein anderer spannender potenzieller Innovationsraum an, der 
im Folgenden beschrieben wird: die direkte Umwandlung von Sonnenenergie in 
die für chemische Reaktionen benötigte sogenannte Reaktionsenergie.
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4.7.3 Reaktionsenergie aus der Sonne
Was die Pflanzen können, nämlich Sonnenenergie als Reaktionsenergie zu 
nutzen, um Stoffe aufzubauen (chemische Synthese), kann die Wissenschaft im 
Grunde heute «nachbauen». Die sogenannte Photosynthese ist also kein großes 
Geheimnis mehr. Die Photosynthese der Pflanzen ist aber eine sehr komplizierte 
Reaktion, die genaugenommen aus sehr vielen Einzelschritten besteht, die sich in 
dieser Form nicht für die praktischen Erfordernisse eines chemischen Prozesses 
zur Erzeugung von Massenchemikalien eignet.

Pflanzen sind interessanterweise gar nicht so effiziente Verwerter des Sonnen-
lichts. Biomasse fängt 1 bis 6% des Sonnenlichts ein, Kollektoren zur Stromge-
winnung schaffen schon heute Werte über 10%, und die Entwicklung geht weiter. 
Hier liegt also im Grundsatz die Herausforderung dieses Innovationsraumes.

Während die direkte Umwandlung von Lichtenergie in elektrische Energie 
(Photovoltaik) durch Solarzellen bereits weit entwickelt ist, sind effiziente chemi-
sche Verfahren, die Lichtenergie als Reaktionsbeschleuniger nutzen oder eine 
direkte Umwandlung in chemisch gebundene Energie erlauben – allgemeiner: 
die Einkopplung von benötigter Reaktionsenergie direkt aus Sonnenlicht –, ein 
hochinteressanter Bereich, auf dem Sprunginnovationen möglich erscheinen. 
Und es gibt auf diesem Feld schon sehr viele Ansätze, auf denen aufgebaut 
werden könnte. So wäre die Erzeugung von Wasserstoff aus Wasser mit Hilfe 
der Sonnenenergie eine mögliche Entwicklungsrichtung, was aber natürlich im 
Rahmen der Entscheidungsfindung in einem Innovationsraum festgelegt werden 
sollte, da auch konkurrierende Strategien bestehen. Wasserstoff könnte mit CO2 
zu Methan oder Methanol umgesetzt werden, und man hätte eine potenzielle 
Basischemikalie des Chemiebaums in der Hand.

Für die Gesamteinschätzung ist die folgende Positionsbestimmung der 
Chemischen Industrie interessant: «Die Speicherung von CO2 stellt für die 
Chemie nur eine Übergangslösung dar. CO2 sollte, wo immer möglich, nicht als 
«Abfall» gelagert, sondern als «chemischer Baustein» zur Herstellung höherwer-
tiger Produkte wie z. B. Kunststoffe stofflich genutzt werden. Dabei wird zusätz-
liche Wertschöpfung erzeugt. Da CO2 ein Endprodukt der Verbrennung fossiler 
Brennstoffe ist, ist die ausreichende Verfügbarkeit nicht fossiler Energiequellen 
(regenerative Quellen oder Kernkraft) für dessen stoffliche Verwertung in großem 
Maßstab unabdingbare Voraussetzung. Daher ist es notwendig, die Entwick-
lung neuer Technologien zur Energieerzeugung (insbesondere die Photovol-
taik und die Photokatalyse), zum Energietransport und zur Energiespeicherung 
in verstärktem Maße zu fördern. Allerdings kann die Chemische Industrie nur 
einen geringen direkten Beitrag zur Reduzierung der CO2-Emissionsmengen 
leisten: Über die Herstellung von höherwertigen Produkten können nach gegen-
wärtigen Schätzungen höchstens rund 1 Prozent, über die Herstellung von Kraft-
stoffen rund 10 Prozent der weltweit emittierten CO2-Menge verarbeitet werden. 
Die stoffliche Verwertung kann aber durch die mit ihr verbundene Wertschöp-
fung einen Beitrag zur Wirtschaftlichkeit der CO2-Gesamtstrategie leisten.» (VCI 
2009b)
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Wenn man einmal von der kleinen Unebenheit der Nutzung der Kernkraft 
abstrahiert, zeigt dieses Zitat, dass auch seitens des VCI dieser Chancenkor-
ridor gesehen wird. Und am Ende 10% der weltweit emittierten CO2-Mengen in 
sinnvolle Produkte einzubinden müsste doch als Motivation ausreichend sein, 
um die beschriebenen Innovationsräume ernsthaft einrichten zu wollen.

4.7.4 Effizientere Synthesewege
Auf das Thema Ammoniaksynthese wurde schon weiter oben eingegangen. Den 
Energieverbraucher Nummer 1 hätte man seitens der Chemischen Industrie 
schon lange und freiwillig abgelöst, wenn diese Ablösung chemisch so einfach 
wäre. 1% des Weltenergieverbrauchs geht in die Synthese von Ammoniak. Nun 
ist es theoretisch nicht unmöglich, aus Luftstickstoff ohne die hohen Drücke und 
Temperaturen der heutigen Ammoniaksynthese Stickstoffverbindungen mit 
Wasserstoff oder Sauerstoff zu bilden. Und auch praktisch macht uns der Pflan-
zenbereich da wieder etwas vor – die Stickstofffixierung –, was erforscht, aber 
so nicht in der Praxis umsetzbar ist, wie auch im Falle Photosynthese. Fachleute 
auf diesem Gebiet sind der Meinung, dass bei einer entsprechenden Bündelung 
der Mittel dieses nicht ganz neue Thema erfolgversprechend angepackt werden 
könnte – wobei die Betonung auf Bündelung der Mittel für ein in Stufen geglie-
dertes längerfristiges Forschungsprogramm liegt. Hier soll nicht der Eindruck 
erweckt werden, dass nicht auch schon in der Vergangenheit auf diesem Gebiet 
viel Forschung gefördert wurde.

Das hier skizzierte Beispiel der Ammoniaksynthese kann ergänzt werden. 
Auch auf anderen Feldern ist man zwar seitens der Chemischen Industrie sehr 
erfolgreich bei der Optimierung des Ressourceneinsatzes für die chemischen 
Synthesen gewesen, aber die Entwicklung ganz neuer Syntheserouten ist immer 
dann ausgeblieben, wenn deren Entwicklung zu umfangreich und die Erfolgsaus-
sichten nicht unmittelbar greifbar erschienen (Beispiel Methanreformierung23).

Daher erscheint es sehr sinnvoll, im Vorfeld die relevanten chemischen 
Synthesewege zu durchleuchten, um die Möglichkeiten zur Verbesserung der 
Ressourceneffizienz auszuloten. In dieses Feld gehört auch die Vertiefung der 
Kenntnisse von Katalysatoren, die Reaktionen bei niedrigeren Temperaturen 
ermöglichen können – ein Feld, das nicht neu ist, das aber durchaus weiterhin 
erfolgversprechend erscheint.

23 Bei der Methanreformierung reagiert Erdgas mit Wasserdampf bei hoher Temperatur 
und Druck zu Kohlenmonoxid und Wasserstoff. «Dieses Synthesegas hat einen etwa 25% 
höheren Heizwert als das ursprüngliche Erdgas. Mit einer anschließenden Shift-Reaktion 
wird weiterer Wasserstoff und Kohlendioxid produziert. Dieses kann über eine chemische 
Wäsche mit Monoethanolamin abgetrennt werden, so dass letztendlich reiner Wasserstoff 
entsteht.» http://www.dlr.de/tt/Portaldata/41/Resources/dokumente/institut/system/
newsletter/DLR-STB-Energieperspektiven_2008_I.pdf
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4.7.5 Die Vermeidung gefährlicher bzw. toxischer Substanzen
Nach wie vor wird in der Chemischen Industrie in großen Mengenströmen mit 
sehr gefährlichen Chemikalien umgegangen, in der Regel als Zwischenprodukt. 
Exemplarisch sind Kohlenstoffmonoxid, Phosgen, Chlor oder Ethylenoxid zu 
nennen. Dass es in den letzten Jahren keine größeren Unfälle in diesen Berei-
chen gegeben hat, hängt mit der hohen Anlagensicherheit (vgl. Kap. 3.3.4.1), aber 
auch mit einer gehörigen Portion Glück zusammen. Nun setzt die Chemische 
Industrie diese Stoffe nicht ein, weil sie hieran große wirtschaftliche Interessen 
hat. Denn der Umgang mit hochtoxischen Stoffen in diesem Umfang ist teuer 
und auch nicht besonders effizient. Diese Stoffe werden eingesetzt, weil einzelne 
Syntheseverfahren derzeit ausschließlich mit diesen Stoffen laufen. 

Daher könnte ein interessantes Forschungs- und Entwicklungsfeld darin 
gesehen werden, Verfahren zu finden, die den massenhaften Umgang mit extrem 
toxischen Stoffen zumindest reduzieren können. Eine lohnende Win-win-Akti-
vität, übrigens auch im Interesse der Nachbarn solcher Anlagen.

4.7.6 Effiziente Energiespeicher
Alle Klimaschutzszenarien der vergangenen Jahre haben gezeigt, dass bei der 
schrittweisen Erhöhung des Anteils Erneuerbarer Energien im Stromnetz das 
Thema der effizienten Energiespeicherung immer relevanter wird. Hintergrund 
hierfür ist das Auseinanderlaufen von produziertem zu abgerufenem Strom. Auch 
für den Wärmesektor stellen sich ähnliche Probleme. Physikalische Energiespei-
cher (z.B. Pumpspeicherwerke) sind zum Teil vorhanden, aber auch nicht immer 
besonders effizient.

Chemische und elektrochemische Energiespeicher sind prinzipiell bzw. 
theoretisch vorhanden bzw. denkbar, aber eben noch nicht großtechnisch entwi-
ckelt.

Gerade das Beispiel der japanischen Batterieentwicklung zeigt, wie eine 
Regierung auf dem Feld der Forschung durch Bündelung der Mittel, Strukturie-
rung der Arbeiten und einen langen Atem ihre nationale Industrie sehr erfolg-
reich an die Weltspitze schieben kann. 

4.7.7 Nanotechnologie
Auch das Thema Nanotechnologie ist nicht neu. Sehr viel wurde hier an 
Forschungsgeldern investiert. Die Zukunftschancen für Ökonomie und Ökologie 
werden nach wie vor sehr hoch eingeschätzt. Allerdings mahnt der SRU in seinem 
diesbezüglichen Gutachten zur umfassenden Analyse des gesamten Lebens-
zyklus. So können viele Nanoprodukte zwar unmittelbar Umweltentlastungen 
zeigen, weisen aber über den gesamten Lebenszyklus beinahe die gleiche Ökobi-
lanz auf wie nicht nanobasierte Produkte (SRU 2011).

Das Beispiel Nanotechnologie zeigt aber auch, was im Rahmen eines 
Dialoges falsch laufen kann. Das Bundesumweltministerium hatte frühzeitig 
einen Stakeholder-Dialog organisiert, auch vor dem Hintergrund der Risiken, die 
mit diesem Thema im Verbraucherbereich verbunden sind. Wichtig ist, dass diese 
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Dialoge nicht zu Alibiveranstaltungen werden. Es sollten verbindliche Abspra-
chen getroffen werden, die dann auch einzuhalten sind. Und eine verbindliche 
Roadmap mit klarem Budget für die Abarbeitung der Risikofragen ist die Voraus-
setzung einer Akzeptanz auch auf Seiten der Zivilgesellschaft.

4.8 Das Handlungsfeld Neue Kunststoffe – chemische Lösungen für den Schutz 
der Meere

In den 1970er-Jahren bestand ein großes ökologisches und auch ästhetisches 
Umweltproblem in Schaumbergen auf den Binnengewässern, die durch Tenside 
aus Waschmitteln verursacht wurden. Mittels Anforderungen an die biologische 
Abbaubarkeit der Tenside konnte dieses Problem weitgehend gelöst werden.

Heute stellen Kunststoffabfälle aus dem Konsumenten-Bereich ein vergleich-
bares Problem dar (im Wesentlichen Verpackungskunststoffe). Gerade in Entwick-
lungs- und Schwellenländern, aber auch in den Meeren haben sich die Kunst-
stoffabfälle zu einem Problem entwickelt. Hierfür ist insbesondere die sehr hohe 
Persistenz der heutigen Kunststoffe über Jahrzehnte verantwortlich. Einerseits 
ist diese Eigenschaft der hohen Beständigkeit beispielsweise für den Bau- und 
Fahrzeugsektor erwünscht. Andererseits ist für den Bereich, der im Wesentlichen 
für die Vermüllung der Umwelt verantwortlich ist, nämlich den Verpackungs-
sektor, eine Haltbarkeit der Produkte über Jahrzehnte oder gar Jahrhunderte gar 
nicht erforderlich. 

Die Spitze dieses Littering-Problems ist noch lange nicht erreicht, weil man 
sehr genau beobachten kann, wie mit dem steigenden Einkommen in den 
Entwicklungsländern auch der Kunststoffkonsum und infolgedessen auch der 
Kunststoffmüll zunehmen. Somit wird sich der Eintrag der Kunststofffrachten in 
die Umwelt in den nächsten Jahren stetig erhöhen. 

Diese Kunststoffabfälle entstammen, wie erwähnt, hauptsächlich dem 
Verpackungsbereich. In den Meeren werden diese Abfälle in fünf Strudeln, den 
sogenannten «gyres», im Kreis geführt: dem Indischen Ozean-Strudel, dem 
Nord- und dem Südpazifik-Strudel und dem Nord- und Südatlantik-Strudel 
(UNEP 2011). Die jahre- und jahrzehntelange mechanische Beanspruchung der 
einzelnen Verpackungen führt zwar nicht dazu, dass sich das Polymermolekül 
aufspaltet, aber die Teilchengröße der Verpackung wird kleiner. Am Ende werden 
die Verpackungen so weit aufgerieben, dass z.T. mit dem bloßen Auge kaum 
noch sichtbare Mikro-Plastikpartikel (< 0,25 mm) entstehen. Diese Mikro-Plas-
tikpartikel gelangen auch direkt über ihren Einsatz in Produkten in den Wasser-
pfad (STICHTING NORDZEE 2011). Mikro-Plastikpartikel werden mittlerweile 
weltweit an allen Stränden und im Meerwasser in unterschiedlich hoher Konzen-
tration gemessen.24 Und sie werden von den Wasserorganismen aufgenommen 
(GORYCKA 2009). Sie können aber nicht verarbeitet, sprich abgebaut werden, 

24 Siehe z.B. http://www.noordzee.nl/ und http://www.marinedebrissolutions.com/ und 
http://www.microplastics.ch
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daher werden sie innerhalb der Nahrungskette unverdaut weitergegeben und 
reichern sich an. Erste Untersuchung zeigen, dass diese Partikel in unserer 
Nahrung angekommen sind. 

4.8.1 Zwei Problemlösungsstrategien 
Eine Strategie zur Lösung des Problems wäre folgende: Die Kunststoffe aus dem 
Verpackungsbereich gelangen nicht mehr in die Umwelt. Dies wäre eine Lösung 
durch die Abfallwirtschaft. Eine andere Lösungsstrategie könnte chemisch 
gefunden werden, in dem die Kunststoffe für den Verpackungssektor zukünftig 
so «konstruiert» werden, dass ihre Lebensdauer begrenzt ist.

Seitens der Chemischen Industrie wird eine Lösung des Problems ausschließ-
lich im Rahmen der Abfallwirtschaft gesehen.25 Eine Diskussion darüber, dass 
das beobachtete Problem auch etwas mit den Eigenschaften der Kunststoffe zu 
tun hat – sie sind in der Umwelt nicht abbaubar –, ist bisher unterentwickelt. 

Eine chemische Lösungsstrategie, also eine Änderung der chemischen Eigen-
schaften der Kunststoffe, wäre günstig, weil sie das Problem grundsätzlich lösen 
würde. Daher wird hier vorgeschlagen, im Rahmen einer europaweiten Regelung 
festzulegen, dass zukünftig nur noch solche Kunststoffe im Verpackungsbereich 
zum Einsatz kommen dürfen, die in der Umwelt nach wenigen Jahren abgebaut 
sind. Diese neuen Werkstoffe müssen im Rahmen eines Zulassungsverfahrens 
die festgelegten Anforderungen erfüllen und dürfen erst anschließend auf den 
Markt.

Nun mag man bezweifeln, dass derartige Kunststoffe entwickelt werden 
können. Die Entwicklungspotenziale der biologisch abbaubaren Kunststoffe 
sind aber seit vielen Jahren bekannt (vgl. KUNSTSTOFFKOMMISSION 1999). 
Um an dieser Stelle nicht zu sehr ins Detail zu gehen, sei auf die einschlägige 
Fachliteratur verwiesen (ENDRES/SIEBERT-RATHS 2009, ENDRES/SIEBERT-
RATHS 2011). Es ist u.E. grundsätzlich möglich, diese Kunststoffe zu entwickeln. 
Vielleicht mutet unser Vorschlag an wie ein Man on the moon-Projekt, aber man 
muss ihn auch in Relation zu dem oben beschriebenen Umweltproblem sehen. 

Man müsste zunächst entscheiden, welche Art der Abbaubarkeit einer 
solchen Festlegung zugrunde liegen sollte: Photoabbau, biologischer Abbau 
oder Hydrolyse. Diese Fachdiskussion soll hier nicht geführt werden. Aber derar-
tige Festlegungen sind im Grundsatz möglich, wie andere Beispiele zeigen. Die 
Festlegungen sind so zu treffen, dass die als vordringlich angesehenen umwelt-
politischen Ziele erreicht werden und die Kunststoffabfälle sich nicht weiter in 
der Umwelt ansammeln. Gleichzeitig muss natürlich sichergestellt sein, dass 
die Gebrauchstauglichkeit in den unterschiedlichsten Anwendungsbereichen 

25 Declaration of the Global Plastics Associations for Solutions on Marine Litter: «Plastic 
is present as debris in the marine environment as a result of poor or insufficient waste 
management, lack of sufficient recycling / recovery and bad practices such as land and 
marine litter.» «Inadequate waste management infrastructure, insufficient recycling, and 
littering are among the root causes of this worldwide problem.» http://www.marinedebris-
solutions.com/global
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weiterhin sichergestellt ist. So wäre ein Verlust der Lagerfähigkeit von Nahrungs-
mitteln durch Mängel bei den neuen Werkstoffen sicherlich auch ökologisch 
kontraproduktiv (PILZ 2010). Und schließlich sollten diese neuen Werkstoffe 
nicht mit deutlich höherem Ressourcenaufwand (Material- und Energieaufwand, 
Klimabilanz) entlang ihres Lebensweges verbunden sein – also eine Herausfor-
derung für herausragende Chemikerinnen und Chemiker.

Kurz skizziert: Es müssen in die Polymermoleküle Angriffspunkte für den 
Abbau «eingearbeitet» werden. Diese Angriffspunkte sind z.B. Heteroatome 
wie Sauerstoff oder Stickstoff, Kettenverzweigungen etc. Mit der Anzahl der 
Angriffspunkte im Molekül steigt grundsätzlich die Abbaubarkeit der Kunststoffe 
rapide an. Nur darf man sich dies im Detail nicht zu einfach vorstellen, da die 
Gebrauchstauglichkeit gewährleistet sein muss und sehr viele unterschiedliche 
Anforderungen in der Praxis gestellt werden, die sicherlich nicht nur von einem 
neuen Werkstoff erfüllt werden können. 

Bisher waren die Kapazitäten der Chemischen Industrie aber nicht auf die 
Entwicklung dieser Kunststoffe konzentriert. Hier kann die geschilderte gesetz-
liche Initiative helfen. Denn es muss ein sprichwörtlicher Spagat gefunden 
werden. Wie dargestellt, sollen die neuen Kunststoffe so lange stabil sein und 
auch beispielsweise die lebensmittelrechtlichen Anforderungen erfüllen, solange 
sie als Verpackung dienen. Erst danach soll der Abbau einsetzen, und dies dann 
möglichst schnell. Zusätzlich sollen diese Kunststoffe nicht unbedingt teurer 
sein. 

Es gibt viele ernstzunehmende Einwände gegen abbaubare Kunststoffe im 
Konsumentenbereich. Der wichtigste kommt aus der Wissenschaft: Nicht nur 
das Primärmolekül, sondern auch die Sekundärmoleküle des Abbaus sind zu 
betrachten. Man muss sich den Abbau (sehr vereinfacht) wie folgt vorstellen: 
Im Fall des biologischen Abbaus (es gibt, wie erwähnt, auch andere Formen 
des Abbaus wie Photoabbau oder Hydrolyse) ist es den Mikroorganismen nicht 
möglich, die extrem lange Kohlenstoffkette in ihre Zelle aufzunehmen und dort 
zu zerlegen. Daher findet der Angriff extrazellulär durch entsprechende aus der 
Zelle freigesetzte Enzyme statt. Hierfür sind die beschriebenen Angriffspunkte 
von Bedeutung. Der allererste erfolgreiche Angriff auf die Polymerkette führt zu 
zwei ebenfalls sehr langen Bruchstücken, sofern der Angriff nicht endständig 
erfolgen sollte. Dennoch würden diese Angriffe auf das Polymermolekül als 
Primärabbau zum makroskopischen Zerfall des Kunststoffkörpers führen. Wenn 
nun aber der weitere Abbau dieser Bruchstücke – der Sekundärabbau – nicht 
gesichert wäre, dann ist nichts gewonnen, ganz im Gegenteil: Diese Bruchstücke 
könnten sich ihrerseits als extrem langlebig in der Natur anreichern. 

Die gute Nachricht ist, dass man die Polymerkette grundsätzlich so konst-
ruieren kann, dass ausreichende Angriffspunkte vorliegen, bis zu einer Ketten-
länge, die von den Mikroorganismen inkorporiert werden können. Anschließend 
gelingt dann in der Zelle die vollständige Metabolisierung (Verstoffwechselung). 
Die schlechte Nachricht ist: Werden zu viele Angriffspunkte eingearbeitet, verliert 
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der Werkstoff zu schnell seine Gebrauchstauglichkeit (durch Abbau).26 Im Kern 
heißt dies also, dass bei der Festlegung der Anforderungen an die Abbaubarkeit 
dieser neuen Werkstoffe auch der Abbau der Bruchstücke (Metaboliten) gefor-
dert ist und durch entsprechende Testverfahren geprüft werden muss. 

Ein weiterer gewichtiger Einwand kommt von Seiten der Umweltverbände. 
Dort wird kritisiert, dass es gegenwärtig viel zu viele Kunststoffabfälle gibt und 
eine Verringerung des Aufkommens an Kunststoffabfällen im Verpackungssektor 
zugunsten von Mehrweglösungen die richtigere Forderung wäre. Zugegeben – 
ohne diese Kunststoffflut im Konsumgüterbereich wären die Probleme geringer. 
Daher ist dieser Einwand berechtigt, aber parallel müssten die Kunststoffe selbst 
auch besser abbaubar sein. Vermeidung von Kunststoffabfall, Mehrweglösungen 
und Abbaubarkeit müssen Hand in Hand gehen. 

Ein weiterer Einwand kommt aus der Abfallwirtschaft: Widerspricht so eine 
neue Generation an Kunststoffen nicht dem Recycling-Gedanken, und sollten die 
Länder, in denen die Kunststoffvermüllung ein Problem ist, nicht besser abfall-
wirtschaftliche Recyclingverfahren einführen? Diese Strategie dürfte u.E. auf 
absehbare Zeit nicht zu einer vollständigen Problemlösung führen, da in vielen 
Entwicklungs- und Schwellenländern die politischen, kulturellen und ökonomi-
schen Verhältnisse dies nicht ermöglichen. 

4.8.2 Die Problemlösungsstrategien müssen sich ergänzen
Die hier beschriebenen bzw. skizzierten Problemlösungsstrategien sind keines-
wegs sich ausschließende Alternativen. Selbst wenn diese abbaubaren Kunst-
stoffe demnächst am Markt wären, kann nicht darauf verzichtet werden, die 
Abfallwirtschaft weltweit zu verbessern und dadurch den Eintrag der Abfälle in 
die Umwelt zu reduzieren. Abfallwirtschaft, Abfallvermeidung, Recycling und 
Aufklärung der Bevölkerung haben nach wie vor oberste Priorität.

Zusätzlich kann durch die kontrollierte Einführung besser abbaubarer 
Kunststoffe im Verpackungsbereich eine zusätzliche Verbesserung der Situation 
erreicht werden. 

4.8.3 Die neuen Kunststoffe müssen besser recyclierbar sein
Die Einführung von mittelfristig abbaubaren Kunststoffen im Konsumbereich 
muss der in Europa vorhandenen Recyclingwirtschaft nicht unbedingt im Wege 
stehen. Um die Begründung dieser These mit einer etwas provokanten Behaup-
tung zu beginnen: Solange nicht eine (einigermaßen) sortenreine Erfassung der 
Kunststoffarten erfolgt, steht am Ende des Kunststoffrecyclings sehr häufig der 
Ofen (siehe Abb. 7) oder ein Downcycling. 

26 Unterscheidung in Primärabbau, d.h. makroskopischer Zerfall und evtl. erster Abbau der 
Makromoleküle (damit ist das Vermüllungsproblem zunächst gelöst), und Sekundärabbau 
zu CO2, H2O, CH4… Damit erst sind die Rückführung des Kohlenstoffs und die Ressour-
ceneffizienz sowie die Vermeidung der Akkumulation der Abbauprodukte aus dem Primär-
abbau sichergestellt.
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Die sortenreine Erfassung von Kunststoffabfällen lässt sich (mit Ausnahme 
von Produktions- und Verarbeitungsabfällen und vielleicht von Abfällen des 
Bausektors) aufgrund der Produktvielfalt nicht über getrennte Sammelsysteme 
erreichen, ist aber heute über eine physikalische Vorsortierung in Kombination 
mit modernen opto-elektronischen Sortiertechniken möglich geworden und wird 
auch schon praktiziert. Mit diesen Sortiertechniken würden in Zukunft auch die 
neuen abbaubaren Kunststoffe vom Grundsatz her erfasst (NIR = Nah-Infrator-
Spektroskopie) und abgetrennt werden können. Durch das Zulassungsverfahren 
für diese neuen Werkstoffe kann zudem sichergestellt werden, dass die Sortie-
rung zukünftig sogar noch zielgenauer erfolgen kann, weil dieser Aspekt in die 
Zulassungsvoraussetzung einfließen könnte (eine mögliche Option).

Steht nun ein Kunststoff, der nach drei bis fünf Jahren «zerfällt», nicht im 
Widerspruch zum stofflichen Recycling? Die Antwort lautet: Nein. Zunächst 
ist richtig, dass es keinen Sinn ergäbe, die vielleicht kurz vor dem Primär-
abbau stehenden Kunststoffaltprodukte wie beispielsweise Joghurtbecher nach 
erfolgter Erfassung erneut zu einem Joghurtbecher zu formen. Dieser Becher 
würden natürlich nicht mehr über die erforderliche Lebensdauer verfügen. Aber 
es ist möglich, die gesammelten Kunststoffe als Bruchstücke der Kohlenstoffkette 
stofflich oder genauer chemisch zu rezyklieren. Diese chemischen Bruchstücke 
können anschließend wieder zu sauberer Primärware aufgebaut werden, also 
zu Kunststoffen, aus denen Becher hergestellt werden können; also ein echtes 
Re-cycling.

Wäre dies eine Verschlechterung der heutigen Situation? Ganz im Gegen-
teil. Heute wird aus den Kunststoffabfällen schon besser recycelt, aufgrund der 
besseren Trennverfahren. Aber ein echtes Recycling (Joghurtbecher zu Joghurt-
becher) findet selbst in den modernsten Anlagen nicht statt. Mit dem chemischen 
Recycling der Kettenbruchstücke könnte man dem erstmals nahe kommen.

Die aussortierten Kunststofffraktionen sollten also möglichst hochwertig 
verwertet werden. Hier bietet sich, wie ausgeführt, eine Nutzung als «feedstock» 
für die Chemische Industrie an (chemisches Recycling). Dieser Aspekt ist von 
Bedeutung, weil nur über eine hochwertige Verwertung der Sortierfraktionen 
auch sichergestellt werden kann, dass neben dem Ziel Abbaubarkeit auch das 
Ziel Ressourceneffizienz erreicht wird. Denn das chemische Recycling bringt erst 
die Einsparungen an primären Rohstoffen, die erforderlich sind, um eine positive 
Gesamtbilanz zu erreichen.

Unabhängig von der Frage der Abbaubarkeit stellt sich für diesen Kunststoff-
sektor auch die Frage der Rohstoffquelle, sprich: «feedstock». Die beschriebenen 
Kunststoffe können im Grundsatz auf der Basis von fossilen oder von regene-
rativen Ressourcen (Biomasse) hergestellt werden. Chemisch und auch biolo-
gisch macht dies für den Abbau keinerlei Unterschied. Es ist zu beobachten, 
dass die Interessen großer Hersteller aus dem Konsumgüterbereich deutlich 
in die Richtung gehen, biobasierte Kunststoffe verstärkt einzusetzen. Hieraus 
könnte sich eine Synergie bei der Umstellung der Produktion ergeben: einma-
lige Umstellung auf biobasiert und biologisch abbaubar. Das oben beschriebene 
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chemische Recycling der aussortierten Altkunststoffe sollte bei dieser Umstel-
lung mit einbezogen werden.

Sicherlich gibt es ein Problem in dem Zeitraum, in dem neue und alte 
Kunststoffe gleichzeitig als Verpackungen am Markt sind. Dieser Zeitraum kann 
mehrere Jahre umfassen, weil selbst mit einer Stichtagsregelung für die neuen 
Werkstoffe noch viele alte Werkstoffe in den Regalen stehen. Man wird die 
Probleme der Übergangszeit wahrscheinlich nur pragmatisch, sprich biologisch 
oder thermisch lösen können, wie gesagt als Übergangslösung. 

Wie dargestellt ist die Einführung der neuen Verpackungskunststoffe nicht 
sofort zu haben. Aber über die gesetzlich verbindliche Festlegung der einzuhal-
tenden Abbaubarkeitstests und die Vorgabe eines klaren Einführungszeitraums 
bietet sich für die Wirtschaft ein berechenbarer Zeitraum, um die Entwicklungen 
durchzuführen. In diesem Zeitraum können parallel auch Techniken zum chemi-
schen Recycling in die Rohstoffversorgung der Chemischen Industrie planerisch 
integriert werden. Die neuen Verpackungskunststoffe sollten im Gleichklang 
mit dem Aufbau der Recyclingstrukturen am europäischen Markt eingeführt 
werden.

4.8.4 Von einer EU-weiten Regelung zu einer globalen Lösung
Diese Regelung ist EU-weit zu treffen und würde dazu führen, dass auch in den 
restlichen Regionen der Welt nachgezogen werden wird (RoHS-Effekt27). Für die 
Chemische Industrie hätte dieser europäische Vorstoß daher einen wirtschaft-
lichen Vorteil: Zunächst gibt es im Rahmen unseres Vorschlags in Europa eine 
klare Fristvorgabe, ab wann die neuen Kunststoffe am Markt sein sollen. Die 
Entwicklungsarbeit würde in diesem Zeitraum auf ein zentrales Ziel fokussiert. 
Das heutige Durcheinander an unterschiedlichen Entwicklungen (s.o.) würde 
beendet, und es gäbe eine Entwicklung entlang klarer Vorgaben. 

Es treten innerhalb des Marktes keine Wettbewerbsverzerrungen auf, weil es 
ein klares einheitliches «level playing field» gibt; anschließend bestehen durch 
den RoHS-Effekt hohe Exportchancen am Weltmarkt (Win-win-Situation). 
Hinzu kommt, dass diese Entwicklungsarbeit ja genaugenommen längst läuft. 
In allen führenden Chemieunternehmen wird mit Hochdruck an diesen neuen 
Werkstoffen gearbeitet. Erste Produkte stehen kurz vor der Marktreife (z.B. bei 
Coca Cola oder Heinz-Ketchup)28. Insbesondere ein italienisches Unternehmen 
scheint gegenwärtig die Nase vorne zu haben.29 Die hier vorgeschlagene Regulie-
rung würde daher die laufenden Arbeiten verstärken helfen und insbesondere in 

27 Die EG-Richtlinie 2002/95/EG zur Beschränkung der Verwendung bestimmter gefährlicher 
Stoffe in Elektro- und Elektronikgeräten ist auch bekannt als RoHS-Richtlinie (engl.: Restric-
tion of (the use of certain) hazardous substances) und regelt die Verwendung von gefährli-
chen Stoffen in Geräten und Bauteilen. Unter dem RoHS-Effekt wird hier verstanden, dass 
die großen Hersteller zur Vermeidung unterschiedlicher Produktlinien die RoHS-Vorgaben 
auch für ihre Produkte außerhalb des EU-Marktes übernommen haben.

28 Hier beständige, biobasierte PET-Flaschen.
29 Hier abbaubare stärkebasierte Biokunststoffe.
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einen berechenbaren Rahmen stellen, auch von der Umweltseite her. Letztlich 
würde dieser Regulierungsvorschlag ähnlich wirken wie die damalige Einfüh-
rung des Katalysators im Verkehrssektor. Nur dadurch, dass der Staat das Ziel, die 
Messmethode und den Zeitraum fixiert hat, konnte das Umweltproblem gelöst 
und gleichzeitig noch wirtschaftlich erfolgreich agiert werden. 

Am Ende mag der Einwand kommen: Viel Aufwand für ein überschaubares 
Problem! Diese Einstellung ändert sich sehr schnell, wenn man die deutsche 
Brille ablegt und sich noch einmal die zunehmende Bedeutung des Eindringens 
von mit Schadstoffen angereicherten Mikro-Plastik-Partikeln in die Nahrungs-
kette vor Augen führt.

5 handlungsfelder einer ressourceneffizienten entwicklung – fazit

Auch unter Ressourcenschutzgesichtspunkten sollte die vorhandene Industrie-
struktur bzw. die Produktionskapazität der Chemischen Industrie in Deutschland 
als Chance gesehen werden. Hiermit besteht die Möglichkeit, Ressourcenschutz 
in diesem Industriesektor nicht theoretisch, sondern ganz praktisch zu reali-
sieren. Dies ist politisch auch vor dem Hintergrund zu sehen, dass in einzelnen 
Ländern der EU der Industriesektor heute kaum noch eine Bedeutung hat. 

Für die Chemische Industrie könnte eine aktivere Kooperation im Feld 
staatlicher Ressourcenschutzpolitiken auch neue Chancenkorridore eröffnen. 
Deutschland verfügt hier aufgrund seiner politischen Diskurskultur, dem hohen 
Informations- und Ausbildungsstand seiner Bürger und der emotionalen Verbun-
denheit seiner Bevölkerung mit ökologischen Themen über gute Ausgangsbe-
dingungen. Dabei stellen die hohe Qualifikation, Entscheidungsfähigkeit und 
Leistungsbereitschaft seiner Chemischen Industrie die zweite Ausgangsbedin-
gung für erfolgreiches Handeln dar.

Wenn man die deutsche Industriepräsenz als grüne Chance begreift, ist der 
Zielkonflikt zwischen gesteuerter oder ungesteuerter Entwicklung zu beachten. 
Wenn sich der Staat (bzw. die Regierung) ambitionierte Ziele gibt und diese in 
einem engen Zeitplan umsetzen will, so bedarf dies einer planerischen Herange-
hensweise. Ohne einen Plan, eine Implementierungsstrategie und regelmäßige 
Erfolgskontrollen, inkl. Sanktionen im Nicht-Erfüllungsfall, kann der Vorwurf 
formuliert werden, die Regierung meine es nicht so ernst mit ihren politischen 
Zielen. Sollte es andererseits diesen Plan mit all den skizzierten Ausführungsbe-
stimmungen geben, ist dies nicht ganz fern von einem planwirtschaftlichen Weg. 
Wie kann man also ernsthaft ein Ziel, sicherlich ein gemeinsames Ziel, erreichen 
wollen, ohne in einen Etatismus abzugleiten? Keine leichte Gratwanderung! Und 
die Lösungen müssen von beiden Seiten gesucht werden.

Der von Seiten der Wirtschaft immer gerne angeführte sinngemäße Spruch: 
«Gebt uns die Ziele vor, und überlasst es uns, wie wir diese Ziele erreichen!», 
hilft hier auch nicht viel. Denn ohne eine staatliche Regulierung, die den Weg im 
Sinne eines Chancenkorridors ebnet, sind schon manche gut gemeinte Abspra-
chen und Zielvereinbarungen im Sande verlaufen.
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Die Vorschläge in Kapitel 4 haben – soweit dies im Rahmen einer kurzen 
Studie möglich und auch sinnvoll ist – Chancenkorridore, Win-win-Situationen, 
Innovationsräume, also gemeinsame Handlungsfelder gezeigt. Diese Liste an 
Vorschlägen ist nicht vollständig, und man könnte vielleicht auch andere Priori-
täten setzen. 

6 zusammenfassung

Das Umweltbundesamt hat schon vor mehr als zehn Jahren «Handlungsfelder 
und Kriterien für eine vorsorgende nachhaltige Stoffpolitik» aufgestellt (UBA 
1999). Darin heißt es: «Der irreversible Eintrag von langlebigen (persistenten) 
und sich in Lebewesen anreichernden (bioakkumulierenden) Fremdstoffen 
in die Umwelt ist unabhängig von ihrer Giftigkeit (Toxizität) vollständig zu 
vermeiden. Bei einem langfristigen Verbleib von Fremdstoffen in der Umwelt, 
die sich in Organismen anreichern können, sind nachteilige Wirkungen, die 
unter Umständen noch nicht bekannt oder untersucht sind, nie völlig auszu-
schließen.

Der Eintrag von Fremdstoffen mit krebserzeugenden (kanzerogenen), 
erbgutverändernden (mutagenen) oder reproduktionstoxischen Wirkungen in 
die Umwelt ist vollständig zu vermeiden. Diese Eigenschaften betreffen zentrale 
Funktionen von Organismen und Ökosystemen, die dadurch irreversibel beein-
flusst werden können.

Die vom Menschen verursachte (anthropogene) Freisetzung von Natur-
stoffen mit den oben genannten Eigenschaften darf nicht zu einer Erhöhung der 
Hintergrundbelastung führen. Eine Nullbelastung ist für Naturstoffe grundsätz-
lich nicht erreichbar.

Der anthropogene Eintrag von anderen toxischen oder ökotoxischen Stoffen, 
die nicht die oben genannten Eigenschaften aufweisen, ist auf das technisch 
unvermeidbare Maß zu reduzieren. Diese Forderung ergibt sich aus dem Prinzip 
der vorsorglichen Vermeidung der Belastung der Umwelt mit giftigen Stoffen.»

An dieser Zielsetzung hat sich nichts geändert. Die Verbesserung der Chemi-
kaliensicherheit hat nach wie vor Priorität, wenn es um die Zukunftsfragen der 
Chemischen Industrie geht. Aber entscheidend ist, dass es mit der Umsetzung 
von REACH zwischenzeitlich nicht mehr um Visionen einer risikoärmeren 
Branche geht, sondern dass wir in der harten Alltagsarbeit der europäischen 
Chemikalienbehörde ECHA und den Zuarbeiten der Industrie und der Mitglieds-
staaten angekommen sind.

Sind diese Aktivitäten ausreichend? Auch wenn REACH ein Kompromiss der 
Interessen darstellt, sollte gegenwärtig das Hauptaugenmerk auf die Umset-
zung des Regelwerks gelegt und vermieden werden, Initiativen zu starten, die 
den Ablauf der Stoffprüfungen behindern. Daher werden in dieser Studie nur 
Vorschläge gemacht, die die REACH-Regelung ergänzen oder die die Erkennt-
nisse, die aus REACH folgen, transparenter und für den Umwelt- und Gesund-
heitsschutz besser nutzbar machen können.
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Mit den dargestellten sieben Handlungsfeldern – Ressourceneffizienz, Chemi-
kaliensicherheit, Rohstoffversorgung bzw. «feedstock change», Klimaschutz, neue 
Akzente in der Wirtschaftsförderung, Forschung und Entwicklung (Innovations-
räume), Neue Kunststoffe für Verpackungen – werden alle ökologisch relevanten 
Bereiche der Chemischen Industrie berührt. Neue Herausforderungen stellen die 
Ressourcenschutzpolitik und der Klimaschutz. Die Chemische Industrie zeigt 
hier zwei Gesichter. Einerseits ist sie als Rohstoff- und Energieverbraucher ein 
wesentlicher Emittent und damit Problemverursacher; andererseits ist sie mit 
einer Vielzahl ihrer Produkte schon heute ein wichtiger Teil der Problemlösung. 
Die Studie stellt die Frage, ob man sich eine in Deutschland vorhandene, ökono-
misch leistungsfähige Industrielandschaft auch als Teil der Lösung ökologi-
scher Probleme vorstellen kann. Diese Frage wird nicht nur abstrakt untersucht, 
sondern anhand möglicher Handlungsfelder auch konkreter betrachtet. Und es 
zeigt sich klar: Auf Dauer wird Ressourceneffizienz auch ökonomisch erfolgreich 
sein. 
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daten zum Verbrauch an energie und rohstoffen

Nach einer Untersuchung der Universität Utrecht im Auftrag des Statistischen 
Bundesamtes betrug der Gesamteinsatz organischer Rohstoffe in der indus-
triellen organischen Chemie im Jahr 2006 etwa 21,6 Mio. t. Rund 15,6 Mio. t 
(«natural gas, coal, naphtha and other oil products») oder 75,5% des Gesamt-
einsatzes gelangte in den Steamcrack-Prozess (Dampfspalten), dessen bedeu-
tendste Produkte Ethylen, Propylen und Aromaten sind. Der zweitwichtigste 
Prozess ist die Erzeugung von Ammoniak: Hier werden rund 13% aller organi-
schen Rohstoffe eingesetzt (67% Öl, 33% Gas). 8,6% des Gesamteinsatzes aller 
organischen Rohstoffe (73% Öl, 22% Gas und 5% Braunkohle) gelangen in die 
Herstellung von Methanol (SAYGIN/PATEL 2009).

abbildung 13: organische rohstoffe für die herstellung von organischen Grundchemikalien und 
ammoniak, 2006 

(Quelle: SAyGIN/PATEL 2009)
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Der Verbrauch der Chemischen Industrie an Energieträgern variiert je nach 
Ziehen der Systemgrenzen und nach verwendeten Daten in der Modellierung 
z.B. für den spezifischen Energieverbrauch zur Herstellung von Grundstoffen 
oder der Allokation der Daten für Kraft-Wärme-Kopplung. Die Tabelle 2 zeigt 
einen Vergleich der Ergebnisse unterschiedlicher Berechnungsansätze. Danach 
betrug der Energieverbrauch der Grundstoffchemie-Industrie im Jahr 2006 rund 
1,2 Mio. Terajoule (= rund 1.200 Petajoule, PJ). Nicht einmal 10% dieses Bedarfs 
entfallen danach auf elektrische Energie. Der größte Anteil (circa 70%) gehen in 
den nicht-energetischen Einsatz.

tabelle 2: energiebedarf für die herstellung von Basischemikalien, in Petajoule (PJf)30

Grundstoffchemie modell (SayGin/
Patel 2009)

energiebilanz 
(aGe, o.J.)

umwelt ökonomische 
Gesamtrechnung 
(uGr) (Statistisches 
Bundesamt 2008)

abdeckgrad 
Werte «energie-
bilanz» durch 
modell

Deutschland 2006 PJf/a PJf/a PJf/a (%)

Elektrische Energie 116 148 148 79

Brennstoffe,  
Dampf & Rohstoffe

1.072 1.052 1.050 102

– Brennstoffe & 
Dampf

249 174 175 143

– Nicht-energe-
tischer Einsatz 

823 877 875 94

total 1.188 1.199 1.198 99

(Quelle: SAyGIN/PATEL 2009)

30 Der Index f ist in der zitierten Publikation nicht erläutert.
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